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Der Vereinigte Landtag. 


5 weiter die Verhandlungen des Vereinigten Landtages vorgerückt ſind, 
deſto effektreicher und dramatiſcher find die Sitzungen mit wenigen Aus⸗ 
nahmen geworden, deſto ſchärfer und lebendiger ſpringen die Portraits der 
haubtſächlichſten Redner aus dem Rahmen der Verhandlungen hervor. Der 
Raum dieſer Blätter verbietet mir, die Verhandlungen ſelbſt den Leſern 
mitzutheilen; ſie ausführlich von meinem Standpunkte aus zu kritiſiren, 
ſcheint nach den Erfahrungen, die ich bis jetzt gemacht habe, nicht thunlich 
zu ſein, — denn ich arbeite nicht gern bloß für mein eignes Pult. Ich 
kann alſo den Leſern nur die Reſultate der Verhandlungen kurz in den 
Weltbegebenheiten mittheilen. Aber ich hoffe, es wird für fie von Inter⸗ 
eſſe ſein, wenn ich ihnen die am meiſten hervortretenden Perſonen des 
Landtages ſchildere, wie ich ſie theils aus eigener Anſchauung, theils aus 
den Verhandlungen ſelbſt aufgefaßt habe. Freilich kann ich für dieſe Schil⸗ 
derung nur den Namen einer Silhouette in Anſpruch nehmen; um ein le⸗ 
benvolles Portrait liefern zu können, müßte man den Sitzungen ſelbſt bei⸗ 
gewohnt haben, was bekanntlich dermalen nicht möglich iſt. — 

Unſtreitig iſt bis jetzt der weſtphäliſche Abg. v. Vincke am meiſten in 
den Vordergrund getreten. Ein gewandter, allezeit fertiger Redner, mit 
der nöthigen Geſetzeskenntniß ausgerüſtet, um Spezialitäten und Spitzfin⸗ 
digkeiten entgegen treten zu können; er iſt beſtändig auf dem Kampfplatz, 
ſtets bereit, ſcharfe Interpellationen zu ſtellen oder auf ſolche an ihn ge⸗ 
richtete geharniſcht zu antworten. Seine Beredtſamkeit iſt aber nicht jene 
brauſende Volksberedtſamkeit eines Mirabeau, Danton, O'Conell, welche 
wie der ſchäumende Waldſtrom Alles mit ſich fortreißt; ſie iſt vielmehr 
ein logiſch geordneter, fließender Vortrag, der oft mit Sarkasmen gewürzt 
iſt, aber eigentlich nie ſich zum rhetoriſchen Schwunge erhebt. Herr v. 
Vincke iſt bis jetzt der anerkannte Führer der radikalen Fraktion des Land⸗ 
tages; er iſt der Urheber der „Deklaration der Rechte,“ er ſprach am ent⸗ 
ſchiedenſten dafür, die Landrentenbanken zu verwerfen, weil man vor Er⸗ 
langung der aus den früheren ſtändiſchen Geſetzen fließenden Rechte nicht 
in der Lage ſei, irgend eine Garantie zu übernehmen. Obgleich er aber 
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Führer der Radikalen is, fo iſt er doch ebenſo ficher ein Ariſtokrat, freilich 
einer Na Deulſchl d ſeltenen engliſchen Ariftofraten, welche der bü⸗ 
reaufratifcheh Bevormundung entſchieden entgegen find und ein freies 
Staatsleben, freie Bewegung für ſich, wie für das Volk verlangen, welche 
in vielen Punkten der Politik mit den Radikalen zuſammentreffen, dabei 
aber natürlich immer ſtillſchweigend die Erhabenheit und Unantaſtbarkeit 
ihrer feudalen Stellung vorausſetzen. Weiter wird ſich auch der Libera— 
lismus des Herrn v. Vincke nicht erſtrecken; das iſt auch vorläufig für 
den Vereinigten Landtag weit genug. Sein Ehrgeiz hat ſich gewiß ein 
hohes Ziel geſteckt. Daß er adlich geboren und der Sohn eines hohen 
Staatsbeamten iſt, läßt ihn den hohen Würdenträgern entſchiedener und 
rückſichtsloſer entgegen treten, als es mancher Bürger wagen oder mit der 
ſchuldigen Ehrerbietung vereinbar finden würde, ſelbſt wenn er radikalere 
Geſinnungen hätte. Das bewies die heftige Szene mit dem Marſchall des 
Vereinigten Landtages, Fürſt Solms-Lich und mit dem Landtagskommiſſar 
von Bodelſchwingh. Aber Hr. v. Vincke iſt auch rückſichtslos gegen die 
eigene Partei und verletzt ſie oft mit ſcharfer Zunge, was ſeinem Einfluß 
oft Abbruch thut. Seine Feſtigkeit ſteigert ſich zuweilen bis zum Starrſinn, 
der ſich der getroffenen Parteitaktik nicht unterwerfen, ſondern ſeine eigene 
Idee durchſetzen will, wie bei dem Antrage auf Unterlaſſung einer Adreſſe 
und ſpäter auf eine itio in partes; natürlich wurde er in beiden Fällen 
von den Liberalen nicht unterſtützt. Mit allen dieſen Eigenſchaften iſt Hr. 
v. Vincke ein tüchtiger, entſchiedener parlamentariſcher Kämpfer, welchen die 
Liberalen, mit der nöthigen Berückſichtigung ſeiner feudalen Elemente, dreiſt 
als Führer anerkennen dürfen. Nur will mir Hr. v. Vincke's Abſtimmung 
bei der Angelegenheit des Grafen Reichenbach nicht ganz mit ſeiner ſon⸗ 
ſtigen Handlungsweiſe vereinbar ſcheinen. Er ſprach für Reichenbachs 
Einberufung. Als darüber abgeſtimmt wurde, war er nicht im Saale. 
Als nun aber über die Einberufung von Reichenbach's Stellvertreter abs 
geſtimmt wurde, wodurch Reichenbach nach feiner Freiſprechung wenigſtens 
der Eintritt in die Kammer offen blieb, ſtimmte Hr. v. Vincke dagegen. 
Wenn man eine Maaßregel nicht ganz durchſetzen kann, ſo ſtimmt man 
doch logiſch für die ihr zunächſt liegende. Man kommt faſt auf die Ver⸗ 
muthung, Hr. v. Vincke habe in dem entſchieden demokratiſchen Grafen 
Reichenbach einen gefährlichen Rivalen für die Führerſchaft geſehen. Gün⸗ 
ſtig war der Eindruck nicht. — 

Der bürgerlich⸗konſtitutionelle Liberalismus, welcher etwa in einer der 
belgiſchen nachgebildeten Verfaſſung ſein Ideal ſieht, welcher zwar Feuda⸗ 
lismus und Büreaukratie im Namen des Bürgerthums befehdet, aber auch 
ebenſo die reine Demokratie entſchieden nicht will, findet ſeinen reinſten, 
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am ſchärfſten ausgeprägten Vertreter in dem ehrenwerthen Deputirten von 
Aachen, Hrn. Hanſemann. Hr. Mesiffen vertritt zwar in feinen gedruck⸗ 
ten Reden dieſen Standpunkt ebenſo logiſch und vielleicht noch gewandter; 
aber leider iſt ſein Vortrag der Art, daß er allen Eindruck verwiſcht, daß 
er die Verſammlung ermüdet. Zu dieſer Fraktion gehören eine ganze 
Menge Deputirter, z. B. die HH. Camphauſen, Milde, bei denen aber 
doch manche Schwankungen mit unterlaufen, die HH. Tſchocke, Mohr, 
F. v. Saucken und v. Bardeleben, welche eine etwas mehr demokratiſche, 
die HH. v. Auerswald und Schwerin, welche eine etwas mehr ſtändiſch⸗ 
konſervative, als rein konſtitutionelle Farbe tragen. Wir halten uns deß⸗ 
halb nur an den hervorragendſten Mann dieſer Richtung, an Hrn. Han⸗ 
ſemann. Der Deputirte von Aachen iſt ein ſachkundiger Mann mit hellem 
Verſtande, nicht ohne Ehrgeiz, aber zu feſt und ehrenhaft, als daß man 
von ſeinem Ehrgeiz je für ſeine Geſinnung zu fürchten hätte. Aber er iſt 
kein Redner; ſein Vortrag iſt monoton, nüchtern deduzirend; er läßt kalt 
und begeiſtert nicht, weil er zu ſehr berechnet erſcheint; ſchwunghaft wird 
er nie. Und zugleich iſt er eine merkwürdige Miſchung von diplomatiſcher 
Zurückhaltung und rückſichtsloſer Schroffheit. Während er zuweilen ſchon 
ſeine Anſicht modifizirt, weil er nicht ganz beſtimmt weiß, ob die Majori⸗ 
tät ihr beipflichten wird, ſtatt zu verſuchen, die Majorität zu erobern, 
während er ſich häufig mit allerlei loyalen Phraſen umgibt, die zu dem 
Kern ſeiner Rede nicht paſſen, greift er oft plötzlich ſo ſchroff an, daß er 
dadurch ſchon mehrfach bei der in dieſer Beziehung allerdings ſehr ema 
pfindlichen Verſammlung den günſtigen Eindruck ſtörte, den feine Rede 
ſonſt wohl gemacht hätte. Dieſe Empfindlichkeit gilt nicht bloß von den 
konſervativen und bürcaukratiſchen Mitgliedern, obwohl dieſe bei den in 
ſolchen Fällen entſtehenden lärmenden Unterbrechungen am thätigften fein 
mögen. Jener ungünſtige Eindruck rührt beſonders daher, daß bei der 
ſonſt in Hrn. Hanſemann's Reden hervortretenden kalten Berechnung die 
plötzliche Schärfe und Schroffheit etwas Abſichtliches, Gezwungenes zu 
haben ſcheint; er würde ganz anders ſein, wenn man die Reden von der 
Begeiſterung diktirt glauben könnte. Wer ſelbſt nicht begeiſtert, nicht hin⸗ 
geriſſen iſt, der kann auch Andere nicht begeiſtern und hinreißen. Aber 
freilich muß die Begeiſterung eine natürliche ſein, nicht eine gemachte; Hr. 
Berrper, der ſchwungvollſte, prächtigſte Redner der franzöſiſchen Kammer, 
macht wenig Eindruck mehr, ſeit man ſich berechtigt glaubt, ſeine Begeiſte⸗ 
rung für eine gemachte halten zu dürfen. Ganz beſonders wichtig und 
nützlich iſt Hr. Hanſemann durch ſeine unermüdliche und ſcharfe Kontrole 
der Verhandlungen; er iſt in dieſer Beziehung dem engliſchen Parlaments⸗ 
mitgliede Hume ähnlich, auch ein ebenſo guter Rechner und Zahlenmann, 
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wie dieſer. Keine Verletzung des Reglements, auch die ſcheinbar unbedeu⸗ 
tendſte, entgeht ſeinem Blick und ſeiner Rüge; jeder Ueberrumpelung durch 
den Zeitpunkt der Abſtimmung tritt er ſofort entgegen; jede Sophifteret 
und Escamotage deckt er ſogleich mit klaren dürren Worten auf. Etwas 
weniger diplomatiſche Zurückhaltung und Kälte, etwas mehr Begeiſterung 
und Rednertalent — und Niemand würde ihm die Stelle des Führers 
der Oppoſition auf dem Vereinigten Landtage ſtreitig machen. — 

Zu den Deputirten, welche vielleicht eine mehr demokratiſche Richtung 
haben, gehören außer den oben genannten noch die HH. Aldenhoven und 
Lenſing (Rheinprovinz), Weiſe, Heinrich (Preußen), Anwandter (Mark), 
Heyn, Berndt, Allnoch (Schleſien) u. ſ. w.; mein Regiſter macht natür⸗ 
lich auf Vollſtändigkeit keinen Anſpruch. Aber dieſe Männer ſcheinen we⸗ 
nig Vertrauen in ihre Fähigkeit und Kraft zu haben, fo daß fie nur fel 
ten hervortreten. Namentlich iſt Hr. Aldenhoven weniger aktiv, als man 
nach ſeinen Antecedentien hätte erwarten ſollen. Daß er des Wortes 
mächtig iſt, hat er genügend auf dem Rhein. Prov. Landtage bewieſen. 
Die HH. v. Saucken und v. Bardeleben ſprachen es übrigens mehrfach 
bei den Verhandlungen aus, daß fie ſich nicht als Vertreter ihres Stan 
des, ſondern als Vertreter der Nation anſähen. Bardeleben proklamirte 
als Norm feines Handelns den Grundſatz: Alles für und Alles durch 
das Volk! — 

Die Polen (Szumann, Kraszewski u. a.) haben bis jetzt immer mit 
den Liberalen geſtimmt; im Ganzen ſind ſie aber wenig hervorgetreten, 
obgleich letzterer bei der Adreßdebatte ſehr gut ſprach. Den Meiſten wird 
es wohl etwas ſchwer, ſich fließend deutſch auszudrücken. — 

Faſt hätte ich den Deputirten von Crefeld, Hrn. v. Beckerath vergef- 
fen; er hatte bekanntlich den urſprünglichen Adreßentwurf rediftirt, welcher 
die aus den früheren Geſetzen abgeleiteten ſtändiſchen Rechte ſpezifizirt auf⸗ 
führte und die Majorität nicht erhielt. Trotzdem ſteht Hr. v. Beckerath's 
Name nicht unter der ſpäteren „Deklaration der Rechte,“ wie es heißt, 
weil er dieſen Weg für unpraktiſch hielt. Hr. v. Beckerath iſt gewiß der 
glänzendſte, ſchwungvollſte Redner der Kammer; er ſpricht ſtets mit unge⸗ 
heucheltem Gefühl, mit wirklicher Begeiſterung und erntet ſtets den Beifall 
der Verſammlung. Beſonders war das der Fall bei ſeiner Rede über den 
von Bodelſchwingh zwiſchen Schuld und Garantie gemachten Unterſchied, 
über Saucken's Petition, die Ausübung politiſcher Rechte in keiner Weiſe 
vom Glauben abhängig zu machen, über Schleswig⸗-Holſteins Nationalität. 
In allen dieſen allgemeinen Fragen ſtand er auf der Seite der entſchie⸗ 
denſten Liberalen der Kammer. Sonſt iſt er bei den Detailberathungen 
der einzelnen materiellen Vorlagen gar nicht hervorgetreten, ſo daß man 
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nicht beſtimmt wiſſen kann, ob er jene allgemeinen Grundſätze auch konſe⸗ 
quent auf die Einzelnheiten anwendet. Bei Gefühlsmenſchen, wie er mir 
einer zu ſein ſcheint, iſt wohl eine augenblickliche Hingeriſſenheit ohne ſol⸗ 
che Konſequenz denkbar. Ich will aber hiermit nicht behaubtet haben, daß 
dieſes bei Hrn. v. Beckerath wirklich der Fall wäre. Die Zurückhaltung 
eines fo gewandten, fo glänzenden Redners rechtfertigt indeſſen dieſe Ver⸗ 
muthung. — 

Wie wenig übrigens Unentſchiedenheit und Vermittelungsſucht auf 
die Dauer geeignet ſind, Anhänger zu gewinnen, das beweiſen die HH. v. 
Auerswald und Camphauſen, deren Einfluß ſehr geſunken iſt, ſeit man 
jene Eigenſchaften an ihnen zu bemerken glaubte. Und doch iſt Hr. v. 
Auerswald einer der beſten Redner, wenn auch Hr. Camphauſen vielfach 
an Unklarheit und Schwulſt laborirt. 

Die Stärke der liberalen Oppoſition läßt ſich nicht genau beſtimmen. 
Die Abſtimmungen ſind oft widerſprechend und man begreift zuweilen 
kaum, wie eine Verſammlung, die das Eine annahm, das Andere vermerz 
fen konnte, namentlich bei der Berathung über das Reglement. Das iſt 
nur zu erklären, wenn man bedenkt, daß in der eben erſt zuſammengetrete⸗ 
tenen, ſich ganz unbekannten Verſammlung die Oppoſition nicht als ges 
ſchloſſene Partei handeln konnte, daß oft einzelne Fraktionen ohne Rückſicht 
auf die parlamentariſche Taktik ſtarr bei ihren vielleicht etwas abweichen⸗ 
den Anſichten beharrten und lieber das Ganze fallen ließen, als ihre Ab- 
weichung, daß zuweilen die Fragen, wie bei der Präkluſivfriſt für die Ein⸗ 
reichung von Petitionen, nicht gehörig klar formulirt wurden und einzelne 
Fraktionen zwangen, zur Hälfte gegen ſich ſelbſt zu ſtimmen, daß endlich 
bei der ſchlechten akuſtiſchen Bauart des Ständeſaales viele Reden und 
vielleicht auch manche Frageſtellungen nicht gehört oder mißverſtanden 
wurden. Offenbar hat ſich aber das nummeriſche Verhältniß der Oppoſi⸗ 
tion im Verlauf der Berathung günſtiger geſtellt, als es Anfangs war. 
Während das Amendement Arnim bei der Adreßdebatte nur von einer 
Majorität von 13 Stimmen abgelehnt wurde, erklärte ſich bei der Bera⸗ 
thung über die Ausſchließung beſcholtener Perſonen ſchon eine Majorität 
von 60 Stimmen gegen die Ehrengerichte. Und dabei kommt noch in Be⸗ 
tracht, daß ſich namentlich unter den oſtpreußiſchen ritterſchaftlichen Libe⸗ 
ralen viele alte Militairs befinden, die fich ſchwerlich von den in Preußen 
überhaubt oft vorherrſchenden militairiſchen Standesanſichten ganz frei ge⸗ 
macht haben. Jedenfalls iſt es Unrecht, wenn man jene 142 Unterzeich⸗ 
ner der „Deklaration der Rechte“ für die einzigen hält, welche eine Er⸗ 
weiterung der ſtändiſchen Rechte anſtreben. Das beweiſ't die Verwerfung 
der Land⸗Renten⸗Banken mit einer Majorität von mehr als ¼ Stimmen. 
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Nur fehr wenige haben, wie der Graf Bismark-Schönhaufen das Geſetz 
verworfen, weil ſie es an ſich nicht für paſſend hielten. Bei weitem die 
Meiſten erklärten ſich dagegen, weil ſie die nach ihrer Anſicht aus den 
früheren Geſetzen, namentlich aus dem Staatsſchuldengeſetz vom 17. Jan. 
1820, fließenden ſtändiſchen Rechte durch die Patente vom 3. Februar c. 
nicht für gewährleiſtet hielten, weil ſie demnach nach ihrer Ueberzeugung 
keine Garantie für irgend eine Staatsſchuld leiſten könnten, bis ſie ſich 
auf einem mehr geſicherten Finanzboden befänden. Dieſe Abſtimmung iſt 
bis jetzt der ſicherſte Maaßſtab für die Stärke der Liberalen, welcher durch 
einzelne inkonſequente Abſtimmungen nicht alterirt wird, wie ich das ſo 
eben auseinander zu ſetzen ſuchte. — 

Die Mitglieder der erſten Kammer neigen wohl durchweg zum Kon⸗ 
ſervatismus hin, wie das ſchon ihre ganze geſellſchaftliche Stellung be— 
dingt; von einer liberalen Oppoſition iſt hier eigentlich nicht die Rede. 
Der einzige, der zuweilen einige ſchwache Sympathien für die Anſchauun⸗ 
gen des Liberalismus gezeigt hat, iſt der Fürſt Lichnowsky, der bekannte 
frühere karliſtiſche Parteigänger. Jedenfalls iſt er aber der beſte Redner 
der Herren⸗Kurie. Von den anderen hohen Mitgliedern iſt nur Graf Ur 
nim, weiland Miniſter des Innern, mehr in den Vordergrund getreten. 
Seine Richtung iſt bekannt. Den Einfluß, den ſeine Reden augenſchein⸗ 
lich üben, verdanken ſie wohl mehr den perſönlichen Eigenſchaften, dem 
Vortrage des Grafen, als ihrem inneren Gehalte. Dieſer iſt mir immer 
ſehr unbedeutend vorgekommen, namentlich bei der Begründung ſeines 
Amendements in der Adreßdebatte. — 

Der Marſchall der Herren-Kurie und des Vereinigten Landtages, 
Fürſt Solms - Hohenfolms = Lich, iſt jedenfalls ein gewandterer Redner und 
Leiter der Debatten, als der Marſchall der Kurie der drei Stände, Hr. 
v. Rochow. Aber er greift auch aktiver in die Debatte ein, er verhält ſich 
ſubjektiver zum Reglement, er ſucht es ſtets mehr zu Gunſten der Rechte 
der Regierung, als zu Gunſten der Rechte der Stände auszulegen. Hr. 
v. Rochow verhält ſich als Leiter der Debatte durchaus objektiv und in⸗ 
terpretirt ſichtlich das Reglement ganz unparteiiſch nach beſtem Wiſſen und 
Willen, gleichviel ob er dadurch ſeine eigene Anſicht von der eben verhan⸗ 
delten Sache in Vortheil oder in Nachtheil ſtellt. Er geht auch ſtets, wo 
es ihm das Reglement nach ſeiner Auffaſſung erlaubt, bereitwillig auf die 
Wünſche der Kammer ein; er iſt Vorſchlägen zur Aenderung der Frage— 
ſtellung u. dgl. in der Regel zugänglich und das iſt immer ſehr anzuer⸗ 
kennen. — 

Unter den Räthen der Krone iſt offenbar Hr. v. Bodelſchwingh, Mi⸗ 
niſter des Innern und Landtagskommiſſar, die hervorragendſte und bedeu⸗ 
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tendfte Perſönlichkeit. Der Juſtizminiſter, Hr. Ühden, iſt durchaus kein 
Redner, Hr. v. Boyen, der Kriegsminiſter ift wohl zu alt dazu, noch eis 
ner zu werden. Der Miniſter des Auswärtigen, Hr. von Canitz, hat ſich 
erſt einmal hören laſſen und ebenſo wenig bedeutenden Erfolg gehabt, als 
der Finanzminiſter, Hr. v. Duesberg, oder der Miniſter der geiſtlichen An⸗ 
gelegenheiten, Hr. Eichhorn, mit ſeiner Rede über den chriſtlichen Staat. 
Seine Worte mit dem emphatiſchen Schluß: „Was würde der Kern des 
Volkes ſagen, wenn der Vereinigte Landtag erklärte, es käme ihm nicht 
darauf an, ob ſeine Mitglieder chriſtlich ſeien, oder nicht,“ ſcheint wenig 
Anklang in der Verſammlung gefunden zu haben. So ruht die Sorge, 
die Anſichten des Gouvernements der Oppoſition gegenüber zu vertreten 
und zu vertheidigen, faſt einzig auf den Schultern des Hrn. v. Bodel⸗ 
ſchwingh, und man muß geſtehen, daß er ſeine ſchwierige Aufgabe mit ho⸗ 
hem Geſchick, mit Kraft und Ausdauer löſ't, daß die Regierung alle Ur⸗ 
ſache hat, mit ſeiner Wahl zum Landtagskommiſſar zufrieden zu ſein. 
Hr. v. Bodelſchwingh ſteht an Rednertalent und Gewandtheit keinem Mit⸗ 
gliede der Kammer nach. Er iſt unermüblich und ſtets bereit zu reden, 
anzugreifen oder abzuwehren. Er hat immer den Stand der Debatte 
ſcharf im Auge und weiß ſtets den für die Regierung günſtigſten Moment 
für fein Dazwiſchentreten zu ergreifen, da er bekanntlich nach dem Reglez 
ment das Recht hat, zu jeder Zeit zu reden, ſo oft er will, während für 
die Stände die Reihenfolge der Anmeldung entſcheidet und während außer⸗ 
dem noch die Majorität den Schluß der Debatte beſchließen darf, wodurch 
alſo eine vielleicht entſcheidende Rede abgeſchnitten werden kann. Hr. v. 
Bodelſchwingh macht von dieſem wichtigen Vorrechte reichlichen Gebrauch. 
Er iſt ein gewandter Dialektiker; er imponirt den weniger Geſetzkundigen 
durch ſeine allzeit fertige ſcharfe Interpretation der bezüglichen Geſetze zu 
Gunſten ſeiner Anſicht, ſollte dieſe Interpretation auch mitunter von ſol⸗ 
cher Haaresſchärfe ſein, daß ſie ſich umlegt und hart an Sophiſtik ſtreift. 
Seinen Haupteinfluß aber verdankt er wohl ſeinem einnehmenden perſönli⸗ 
chen Weſen, welches ſelbſt ſeinen gewagteſten und ſpitzfindigſten Deduktio⸗ 
nen und Diſtinktionen noch den Stempel der Einfachheit, der Biederkeit, 
der aufrichtigſten Offenheit aufdrückt. Nur einmal verließ ihn ſeine ge⸗ 
wöhnliche Selbſtbeherrſchung dem Hrn. v. Vincke gegenüber. Daß er oft 
den Erfolg der Debatte durch die Erklärung ſchwächt, das Gouvernement 
würde dieſen oder jenen Antrag in dieſer oder jener Form nicht guthei⸗ 
ßen, ſcheint mir zwar unſeren Verhältniſſen nicht entſprechend zu ſein, weil 
es den Intentionen des Königs vorgreift, dem hier allein die letzte Ent⸗ 
ſcheidung zuſteht; indeſſen hat das noch kein Mitglied der hohen Kammer 
gerügt. Jedenfalls hätte die Regierung ihre Sache in keine geſchicktere 
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und fähigere Hände legen können, als in die des Hrn. v. Bodelſchwingh. 
Einem Gerüchte nach iſt er zum Staatskanzler deſignirt. — 

Unter den übrigen Mitgliedern, welche ſtets mit der Regierung ftime 
men, welche alſo die miniſterielle Partei bilden, haben ſich noch keine ſon⸗ 
derlich bedeutende Perſönlichkeiten bemerklich gemacht. Am meiſten tritt noch 
ein Hr. v. Manteuffel hervor, ein Abgeordneter brandenburgiſcher Ritter⸗ 
ſchaft, der ſich neulich febr darüber ereiferte, daß man ihn einen „Regie- 
rungsredner“ genannt habe, da er nicht für die Regierung ſpreche, weil 
er Direktor im Miniſterium des Innern ſei, ſondern weil ſeine Ueberzeu⸗ 
gung ihn dazu dränge. Einen ſolchen Zweifel hatte Niemand ausgeſpro⸗ 
chen, ging auch Niemand etwas an. Hr. v. Manteuffel ſpricht zwar von 
ſeinem Standpunkte aus ganz konſequent und ziemlich gewandt. Neben 
Hrn. v. Bodelſchwingh fallen aber die übrigen Redner der miniſteriellen 
Partei wenig in's Gewicht. 

Hiermit ſchließe ich dieſe allerdings nur ſkizzenhafte Darſtellung der 
Perſonen, welche in dem Froßen vor uns ſich entwickelnden Drama vor⸗ 
züglich handelnd auftreten. Ob ich richtig beobachtet und geurtheilt habe, 
muß ich der Entſcheidung des Leſers überlaſſen. Das aber kann ich vers 
ſichern, daß ich ganz objektiv und unparteiiſch nach meiner auf ſorgfältige 
Beobachtungen geſtützten Ueberzeugung geurtheilt habe, ohne mich von mei⸗ 
ner Neigung oder Abneigung für die Prinzipien und politiſchen Anſichten 
der geſchilderten Perſonen irgendwie beſtimmen zu laſſen. 

L. 


Entſtehung und Ausbildung des Tiers- 
Etat in Frankreich bis zur Zeit 
der Renaissance. 


Hiſtoriſche Skizze von Auguſtin Thierry. 
Ueberſetzt und bevorwortet von H. Semmig. erbſt. Kummer'ſche Buchh.) 
ine Zweifel iſt es zur Löſung der großen fozialiftifchen Probleme der 
Gegenwart wichtiger und fördernder, die Geſtaltungen der heuiigen Inſti⸗ 


tutionen bis zu den letzten Quellen ihrer Entſtehung in der Geſchichte zu 
verfolgen, um ihre gegenwärtige Exiſtenz aus der Vergangenheit, aus der 
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das ganze Mittelalter beherrſchenden religibſen Weltanſchauung und dem die⸗ 
ſer Weltanſchauung entſprechenden politiſchen Feudalismus zu begreifen — 
als an Traumbildern der Zukunft, an den Phantaſien und Idealen einer 
beſſeren Geſellſchaft zu hängen oder ſich feige mit ewigen Klagen über die 
Miſere der Gegenwart zu begnügen. Das träge Gemüth will nichts 
wiſſen, nichts denken, es will nur phantaſiren und findet ſich leicht 
mit einer abſichtlichen oder bewußtloſen Selbſttäuſchung ab, um eine Ent⸗ 
ſchuldigung für feine Paſſivität zu haben. Nur dem wird der Zuſammen— 
hang der die Gegenwart durchſtürmenden Bewegungen mit der Zukunft 
und der Nothwendigkeit künftiger ſozialer Reformen erklärlich ſein, der den 
Zuſammenhang der Gegenwart mit der Vergangenheit zu begreifen geſtrebt 
hat; nur dieſem find die gegenwärtigen Inſtitutionen keine „aus dem Hime 
mel herab“ geoffenbarte Verfaſſungen, keine unbegreiflichen Wirkungen un⸗ 
begreiflicher, übernatürlicher oder übervernünftiger Urſachen, ſondern natür⸗ 
liche, aus dem Bildungsgange der Menſchheit mit innerer und 
äußerer Nothwendigkeit hervorgehende Entwickäungen und geſchichtliche 
Thatſachen, die mit der ganzen Schärfe des gereiften und gebildeten Gei⸗ 
ſtes bis auf ihre letzten Entſtehungsgründe verfolgt werden — ſo weit 
nemlich die wirkliche Geſchichte der einzelnen Völker und Staaten zu 
verfolgen iſt. Nur derjenige, der ſich bemüht, aus der Geſchichte zu ler— 
nen, und das allen bisherigen Formen der Herrſchaft zum Grunde liegende 
Grundprinzip zu begreifen, wird nothwendige Reformen, welche aus der 
entſchiedenen Auflöſung aller dem heutigen fortgeſchrittenen Geſammtbe⸗ 
wußtſein und der fortgeſchrittenen Bildung widerſprechenden materiellen In⸗ 
ſtitutionen hervorgehen, nicht mehr von einem Meſſias erwarten, von 
einer einzelnen Perſönlichkeit, in der er nur ſeinen Freiheitsdrang, ſeine 
Sehnſucht nach dem Beſſeren perſonifizirt, oder von übernatürlichen, 
plötzlich eintretenden, voraus nicht zu berechnenden Wirkungen; er wird die 
Zukunft nicht von außerweltlichen Einflüſſen oder von plötzlich hell erleuch— 
teten, inſpirirten Köpfen abhängig machen, er wird fie im Zuſammceahange 
mit den geſchichtlichen Vorausſetzungen als das nothwendige Produkt des 
Zuſammenwirkens materieller Verhältniſſe und der über dieſelben zum Be⸗ 
wußtſein gekommenen Menſchen begreifen, als die ſtreng motivirte und 
zuſammenhängende, „im Bewußtſein der Freiheit“ fortſchreitende 
Entwickelung. Die Metaphyſik löſet ſich ihm in den begriffenen 
natürlichen Zuſammenhang der Dinge auf. Um ſo weniger wird er das 
Glück der Menſchheit in den verlebten Inſtitutionen der Vergangenheit fue 
chen, wie in vorausgeſchriebenen Syſtemen, in welche der Phantaſt die 
Zukunft einzwängen will; um ſo weniger wird er verzweifeln, wenn die Pra⸗ 
xis der Theorie nicht raſch nachfolgt, weil er weiß, daß die Weltverhält— 
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niffe, welche die Ideen erzeugt, auch die treibenden Kräfte zur Vera 
wirklichung derſelben ſind. In dem ſcheinbar bewußtloſen Treiben und 
Jagen der Gegenwart wird er den leitenden Gedanken, dem die Zukunft 
gehört, und der die Unordnung beſiegen muß, wird er die Macht des in 
der Zerſtörung heranwachſenden neuen Geiſtes und der neuen Bedürfniſſe 
nicht verkennen. So wenig der Gegenwart jene „alleinſeligmachende Bes 
lehrſamkeit“ etwas nütze iſt, welche das Studium der Vergangenheit zum 
Zweck erhebt und in den vergilbten Urkunden und Papieren der Archive 
ſich begräbt, ſo wenig iſt ihr auch die Phantaſterei nütze, welche das „Wun⸗ 
der“ erwartet, um aus einem Zuſtande in den anderen zu kommen. Das 
Studium der Geſchichte, böte es nicht außerdem ſchon vielen Genuß, bleibt 
ein nothwendiges Erforderniß für Alle, welche in der großen Bewegung 
der Geiſter in dem „revolutionären“ Jahrhundert das Verſtändniß deſſen 
nicht verlieren wollen, was dieſe Bewegung mit den „Thaten“ der Ders 
gangenheit verknüpft, wäre es auch nur, um die neue Theologie und die 
abſolute Dogmatik gewiſſer philoſophiſcher Cliquen in der Geſchichts— 
ſchreibung aus dem Felde zu ſchlagen, welche die Geſchichte begriffen, in 
ihrem Kopfe „reproduzirt“ zu haben glauben, wenn ſie ihr ihre eigenen 
Einbildungen und Begriffe als leitende Gedanken a posteriori 
hineinkonſtruiren, und ſie auf dieſe Weiſe verdrehen, ſtatt ſie als eine 
Reihenfolge zuſammenhängender Gedanken, Verhältniſſe und Thaten in na⸗ 
türlicher Entwickelung bis heute darzuſtellen. 

Die franzöſiſche Revolution iſt ein ſolcher Wendepunkt in der Geſchichte, 
wo die plötzlich emportauchende Bewegung und Thätigkeit der Maſſen auf 
einen Augenblick dieſen natürlichen Zuſammenhang mit den geſchichtlichen 
Vorausſetzungen, mit der im ſanften Geleiſe der Gemüthlichkeit dahin flie⸗ 
ßenden Vergangenheit durch die Wuth der Parteien, durch die raſche Auf⸗ 
einanderfolge der Ereigniſſe zurücktreten läßt. Sehen wir aber genauer zu, 
fo werden wir, da eine ſolche großartige Bewegung doch unmöglich uns 
motivirt aus der Erde wachſen oder aus dem Himmel herabfallen kann, 
bald entdecken, wie die Revolution ſelbſt nur die Zuſammenſtrömung der 
ſchon in einzelnen Ereigniſſen und vereinzelten revolutionären Verſuchen der 
Vergangenheit vorbereiteten Gedanken war, wir werden ſie in der allmäch⸗ 
tigen Entſtehung und Ausbildung des tiers-état in den Städten und fei- 
nem Kampfe mit der feudalen Souveränität vorbereitet und begründet 
finden. Was iſt der Ite Stand? fragte Sieyes. „Nichts!“ war die Ant- 
wort — „aber er muß Alles werden.“ Er gab damit nur dem Ge— 
ſammtſtreben der Zeit ſeinen bezeichnenden Ausdruck, als man die Men⸗ 
ſchenrechte nur als identiſch mit den Rechten des Bürgers (citoyen) zu 
begreifen wußte. 
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Die reiche Bourgeoiſie, eine Zahl von 200,000 Menſchen, beherrſcht 
gegenwärtig das „ſouveräne Volk“ Frankreichs; die Julirevolution brachte 
die Macht dieſer Klaſſe zur vollen Entfaltung und dieſe Macht hat ſie mit 
mitleidloſer Unterdrückung der Demokratie aus Stürmen und Gefahren ges 
rettet und befeſtigt. Dieſer unerbittliche Haß gegen die Demokratie trieb 
die bürgerlichen Nationalgarden in den Kampf gegen die Demokraten im 
Kloſter St. Mery; Lyon und die Metzeleien der Rue Transnonain waren 
blutige Zeugniſſe, daß dieſe Klaſſe hinfort nur Ruhe und gehorſame 
Fügſamkeit in ihre Geſetze wollte. Sie weiß, daß die Revolution in 
Frankreich noch nicht ausgeſtorben iſt, ſie denkt noch mit Schrecken an den 
Terrorismus und iſt ſelbſt terroriftifch geworden, fie kann die Angſt, 
die ihr die Demokratie eingeflößt hat, jetzt, wo ſie nicht mehr ſchwach 
und demüthig, ſondern ſtark und mächtig geworden, ihren Gegnern nicht 
verzeihen. Sie unterſtützte die verbündeten Mächte, um Napoleon zu ſtür⸗ 
zen, als er vergaß, daß dieſe Klaſſe Ruhe und Ordnung will, Ord— 
nung um jeden Preis! Wie iſt dieſe Klaſſe entſtanden? Durch 
welche politiſche und ſoziale Einrichtungen hat ſie ihre Macht begründet? 
Weshalb mußte ſie entſtehen? Dieſe Fragen können uns ebenſo ſehr 
beſchäftigen, wie die Thatſache ihres Beſtehens ſelbſt und die Frage: Iſt 
es möglich, daß dieſe Klaſſe immer ſo mächtig bleiben wird oder muß 
die Demokratie ſiegen? Das Studium der gegenwärtigen Zuſtände und 
Parteien, ſowie der das Volk, die Maſſe vorzugsweiſe beſchäftigenden fo= 
zialen Fragen würde uns leicht darüber belehren, was Frankreichs Zukunft 
fein wird; das Studium der Revolution und der derſelben vorausgehen— 
den Geſchichte gibt uns Aufſchluß über die Entſtehung und Ausbildung 
der Macht der Bourgeoifie und der dieſelben bedingenden ſozialen und pos 
litiſchen Inſtitutionen, mit deren Aufhebung auch die Macht dieſer Klaffe 
vernichtet werden muß. Die oben bezeichnete Schrift des Franzoſen Aus 
guſtin Thierry führt uns in die frühere franzöſiſche Geſchichte zurück. Der 
Ueberſetzer ſagt im Vorworte, daß ſich ihm gleich in den erſten Anfängen 
die Predigt des (ſozialen) Dogma's zur Kritik ſeiner Er- 
ſcheinung geſtaltet habe, und daß es ſeine Hauptaufgabe ſein ſolle, die 
Geſammtbewegung der ſozialen Reform und ihre Stellung zur Geſchichte 
der Civiliſation hiſtoriſch-kritiſch darzuſtellen. „Wer das Ziel (7) 
der Weltgeſchichte kennen lernen will, der muß den Punkt ihres Auslaufes 
erforſchen. Die heutigen Reformer aber, namentlich die Theoretiker, ſcheuen 
die Mühe, auf dem harten hiſtoriſchen Boden Fuß zu faſſen und finden es 
bequemer, die Phalanfteres, Leihanſtalten, Nationalwerkſtätten und wie die 
Luftſchlöſſer der Spſtematiker und Dogmatiker ſonſt heißen mögen, in dem 
Himmel der Spekulation zu erbauen — es if daher die Herausgabe dies 
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fer Abhandlung mehr ein Aufruf an die Männer der fozialen Wiſſen⸗ 
ſchaft, die hiſtoriſchen Quellen der neuen Entwickelung zu erforſchen, als 
ein weſentlicher Beitrag zur ſozialen Literatur. Denn das Material zu 
dem betreffenden Stoffe iſt ſo groß und noch ſo wenig erforſcht, daß zur 
Zeit nur eine ſkizzenhafte Darſtellung möglich iſt, ja daß (wie Thierry 
weiterhin ſelbſt ſagt) ein ganzes Menſchenleben kaum mehr als ein Frag⸗ 
ment von dem ganzen Gebiete wird bieten können. Was iſt der dritte 
Stand? Dieſer Ruf Sieyes' war der Kern der ganzen franzöſiſchen Res 
volution, und wie dieſe Zeit der Gährung ſelbſt, in der die Vergangenheit 
verweſte und die Zukunft keimte, der Mittelpunkt und Entwickelungsknoten 
unſerer Geſchichte iſt, ſo iſt auch jener Ruf noch immer der Kern der 
ſozialen Frage. Wir ſehen aus dieſer Skizze, wie der tiers-état mit 
ſeinen Anſchauungen von Volksſouveränität, einiger Nation und Repräſen⸗ 
tativ⸗Syſtem ſich hiſtoriſch entwickelt hat; aus ſtädtiſchen Kämpfen und 
munizipaler Vertretung ward der ſtaatliche Kampf und die nationale Vere 
tretung. So arbeitet ſich die franz. Revolution, die im Grunde nichts iſt, 
als die Erhebung des tiers-état in einer einigen Maſſe nach den vers 
einzelten Kämpfen der Vergangenheit, von denen der Aufſtand Marcels 
das vollkommenſte Vorbild des Nationalkampfes von 89 in munizipalem 
Rahmen iſt, progreſſiv aus den früheren Jahrhunderten herauf. Die 
neue Philoſophie gab nur den elektriſch zündenden Funken, wie die 
Reformation bei dem ebenfalls auf feudal-politiſchen Fundamente ruhenden, 
längſt vorbereiteten Bauernkriege, in welcher ſich die Predigt von der evan⸗ 
geliſchen Freiheit zum Rachekampf des gemeinen Mannes wie die Deflara- 
tion der Menſchenrechte zu dem Nationalbewußtſein des tiers-etat verhält. 
Der Kampf des Königthums mit dem tiers-etat, den jenes ſelbſt groß 
gezogen und geſtärkt hatte zum Schutz gegen die Seigneurs (den Vaſallen⸗ 
adel), war jetzt ein entſcheidender.“ Das, was der Ueberſetzer über die 
„Aufnahme der übrigen Elemente des Staatskörpers in den Bereich deſſel⸗ 
ben ſeitens dieſes tiers-état“ ſagt, muß indeſſen völlig als unrichtig bes 
zeichnet werden; er bezeichnet nämlich den Kampf deſſelben als auch „die 
Endſchaft deſſelben herbeiführend, dergeſtalt, daß er nicht von einem 
neuen, etwa vierten Stande verdrängt wird, ſondern daß 
er die übrigen Elemente des Staatskörpers in ſich aufs 
nimmt und auf dem Prinzipe der Menſchenrechte fußend, 
alle Stände und ſomit auch ſich in den Einen Geſell— 
ſchaftskörper auflöſet.“ Das Königthum hat ſich aber in Franke 
reich mit der Bourgeoiſie in Eins verſchmolzen, weil beide von demſelben 
Momente, dem des gemeinſchaftlichen Intereſſes den andern Klaſſen d. h. 
den Beſitzloſen des Volkes gegenüber getragen werden. Zwiſchen Bei— 
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den beſteht kein weſentlicher Konflikt mehr. Um fo mehr hat 
dieſe Bourgeoiſie ihre bevorrechtete Stellung ſchon längſt begreifen müſſen, 
über welche ſie den andern Theil des Volkes nicht mehr mit der politiſchen 
Phraſe der „Volksſouveränität“ täuſchen kann, und fühlt ſich ſchon im 
entſchiedenen Gegenſatze zu dieſem „Volke.“ Wie weit es in 
Frankreich die Bourgeoiſie mit dieſer „Aufnahme der übrigen Elemente des 
Staatskörpers in das Bereich deſſelben“ gebracht hat, wie weit es über— 
haupt damit ohne eine vollſtändige Aenderung nicht allein der herrſchenden 
politiſchen Prinzipien, ſondern auch der beſtehenden ſozialen Inſtitutionen, 
bei der natürlichen Abhängigkeit der Beſitzloſen von den Beſitzenden, ge⸗ 
bracht werden kann, das lehrt die ganze Geſchichte Frankreichs ſeit der 
Revolution bis auf den heutigen Tag wohl deutlich genug. Die Beſtra⸗ 
fung der Arbeiter⸗Coalitionen, die unverantwortliche Gleichgültigkeit und 
Nachläſſigkeit in allen Fragen, welche die Lage der arbeitenden Klaſſen bes 
treffen, bekunden genügend, wie dieſe Bourgeoiſie ihre bevorrechtete Stellung 
betrachtet. Es fällt ihr nicht ein, das Proletariat in ſich aufzu- 
nehmen oder ſich in den Einen Geſellſchaftskörper aufzulö⸗ 
ſen;“ ſie allein iſt die „Geſellſchaft,“ welche den außerhalb derſelben Ste⸗ 
henden Geſetze gibt und durch die ungeheure Macht des Kapitalbeſitzes ge⸗ 
ſtützt, alle derartigen Verſuche gewaltſam unterdrücken würde; dieſe bevor⸗ 
rechtete Stellung wird ſie auch nur beſiegt verlieren, niemals freiwillig 
aufgeben, oder gar in eine Demokratie verwandeln laſſen. Die Mens 
ſchenrechte ſind ihr nur die Rechte des Beſitzes, der Beſitzenden, das 
Element der Repräſentativregierung iſt der Beſitz. Selbſt die vollſtän⸗ 
digſte Demokratie ohne Cenſus würde ohne die Sozialreform nur die 
Herrſchaft der Bourgeoiſie wieder begründen. Das iſt die „Auflöſung 
des tiers-état in den Einen Geſellſchaftskörper,“ das 
ſind die „Menſchenrechte der Bourgeoiſie!!“ 

Auguſtin Thierry iſt ein Schüler St. Simons und hat durch ſeine 
geſchichtlichen Forſchungen zuerſt das Intereſſe an der alten Geſchichte der 
franzöſiſchen Kommunen wieder erweckt. Zuerſt iſt es der Kampf der Kom⸗ 
munal = und Munizipalfreiheit gegen die Tyrannei des Adels und der 
Geiſtlichkeit, welcher den Hiſtoriker feffelt, dann die Befeſtigung der abſo⸗ 
luten Selbſtherrſchaft der Könige, die Auflöſung der Vaſallenmacht, zuletzt 
der Kampf des Bürgerthums in den Städten gegen das Königthum. 
Die ſouveräne Centralgewalt bemächtigt ſich zuletzt nach allen Seiten hin 
des Kommunallebens, führt königliche Rechts- und Gemeindeverfaſſung ein, 
hebt jede munizipale Selbſtſtändigkeit auf und bereitet ſo in dem Drucke 
die Revolution vor. Von da an datirt der Kampf der nach reichsſtändi⸗ 
ſcher Freiheit ſtrebenden Kommunen mit der Centralgewalt, mit dem 
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Prinzipe des l’état c'est moi und car tel est notre plaisir, big die 
Bourgeoiſie endlich ihr „car tel est notre plaisir« zum Geſetz erhebt. 
Das iſt der Verlauf der vorliegenden Geſchichte und der Inhalt der Schrift 
von Auguſtin Thierry. Der Verfaſſer hegt eine unverkennbare Vorliebe 
für dieſes Bürgerthum, er iſt der Apologet deſſelben. „Die Geſchichte des 
tiers-elat iſt keine andere, als die der Entwickelung und Fortſchritte uns 
ſerer bürgerlichen Geſellſchaft von dem Chaos der Sitten, Geſetze und 
Zuſtände, das dem Sturze des römiſchen Reiches folgte, bis zu der „Herr— 
ſchaft der — Ordnung, Einheit und Freiheit unſerer Tagel.” 
Eine ungeheure Bewegung, die allmählig von dem franzöſiſchen Boden alle 
die gewaltſamen und willkührlichen Unterſchiede zwiſchen Herren und Skla— 
ven, Siegern und Beſiegten, Rittern und Leibeigenen, Adligen und Bürger- 
lichen verſchwinden ließ — um zuletzt an deren Stelle ein einiges 
Volk, ein für Alle gleiches Geſetz, eine freie und ſouveräne 
Nation hinzuſtellen“ — wir verbeſſern: um die Geſellſchaft in die 
Gegenſätze der freien Eigenthümer und der Proletarier aufzulöſen, an die 
Stelle der vernichteten Feudalariſtokratie die moderne Geldariſtokratie zu 
ſchaffen. Ueber die „Freiheit vor dem Geſetze“ kommt A. Thierry nicht 
hinaus und doch könnten wir ihn an die franzöſiſche Revolution ſelbſt er⸗ 
innern, deren Kern er nur in dieſer „bürgerlichen Freiheit“ bemerken, die er 
mit der Konſtitution, wie der deutſche Profeſſor Dahlmann mit Mirabeau, 
abſchließen will, an die Revolution, in welcher ſchon einige tauſend In- 
fortunes in einer Adreſſe an die National⸗Verſammlung erklärten, daß die 
Revolution von der abſtrakten, nichtsſagenden „Freiheit Aller vor dem Ges 
ſetze“ bis zu der „gleichen Berechtigung Aller zu den Lebensgenüſſen“ fort⸗ 
ſchreiten müſſe und auf dieſem Punkte erſt ausruhen könne. Doch dieſe 
Herren betrachten die ſpäteren Fortſchritte der Revolution nur als „Ver⸗ 
irrungen, Auswüchſe;“ ſchwer iſt es gegen das hiſtoriſche Vorurtheil zu 
kämpfen. Die neueſte Zeit fängt erſt an, die Rieſenfiguren der franzöſi⸗ 
ſchen Revolution und ihre Ideen vom „Menſchen“ von den Verunglim⸗ 
pfungen und Verdrehungen einer bornirten, moraliſirenden Geſchichtsſchrei— 
bung zu retten. — Wir übergehen die erſte Geſchichte Frankreichs, die 
Verſchmelzungen der alten römiſchen Bevölkerung und Verfaſſungen mit 
den deutſchen Völkerſchaften, Sitten und Geſetzen, die Wirkungen des Chri⸗ 
ſtenthums, die Leibeigenſchaft, die Ausbildung der Hierarchie, die Entſte⸗ 
hung der Städte und Gewerbe, die Kirche, die erſten Anfänge von Mu⸗ 
nizipalordnungen bis zur Ausbildung der Feudalherrſchaft d. i. 
„einer neuen Staatsform, einer neuen Verfaſſung des Eigenthums und der 
Familie mit der Zerſtückelung der Souveränität und Gerichtsbarkeit, der 
Umwandlung aller öffentlichen Gewalten in landesfürſtliche Privilegien, der 
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Knüpfung des Adels an die Führung der Waffen und der der Unadlig⸗ 
keit an Gewerbfleiß und Ackerbau. Einerſeits vermehrten ſich die Herr⸗ 
ſchaften, Staaten im Staate, andrerſeits gab ſich eine fortwährende, ge— 
wiſſermaßen ſyſtematiſche Bemühung kund, alle Verhältniſſe auf 2 Klaſ⸗ 
ſen voͤn Perſonen zurückzuführen: die erſte freimäßig, kriegeriſch, 
hatte auf ihren Lehngütern das Recht des Befehls, der Verwaltung und 
der Rechtspflege — die zweite, zum Gehorſam und Arbeiten be- 
ſtimmt, lebte in mehr oder minder ſtrenger Unterwürfigkeit.“ Die erſte 
Art von Munizipalverfaſſung (S. 20) beruhte auf der Autorität und Ge— 
richtsbarkeit der Bifchöfe in den Städten, die Hauptbürger waren Erbva— 
ſallen der Kirche; die Korporationen der Künſte und Handwerke, durch 
Mißbräuche mit Leiſtungen und Frohnen belaſtet, fielen in eine faſt leibei⸗ 
gene Abhängigkeit; in manchen Städten war die Gewalt zwiſchen dem Bi— 
ſchof und den königlichen Beamten, den Grafen getheilt. Indeſſen finden 
wir ſchon vor dem 12. Jahrhundert Spuren eines Kampfes der Bür- 
ger gegen die feudalen Gewalten. Zuerſt bildeten die Städte in Italien, 
von Toskana und der Lombardei ein Muſter politiſcher Organiſation, mit 
Gerichtspflege, militäriſcher Gewalt und allen Vorrechten feudaler Herr⸗ 
ſchaft, ſouveränen Verſammlungen; ihre durch Wahl ernannten Oberhäupter 
hießen Conſule. Dieſe republikaniſchen Verfaſſungen drangen bald bis 
Gallien vor und beſonders die Städte des ſüdlichen Frankreichs nahmen 
ähnliche Munizipalverfaſſungen an, während im Norden die ſ. g. Kom⸗ 
munen ſich ausbildeten. Die Städte erhielten innerhalb ihrer Mauern die 
Souveränität, welche die Herren auf ihren Gütern ausübten, natürlich nur 
nach langen Kämpfen mit den Feudalherren. Die Reihe der munizipalen 
Revolutionen des 12. Jahrhunderts hat einige Aehnlichkeit mit der konſti⸗ 
tutionellen Bewegung unſerer Tage. In den Städten entwickeln ſich 
Inſtitutionen, welche einſt aufhören werden, lokale zu ſein und in das 
politiſche oder Civilrecht des Landes aufgenommen werden. 

Die Bourgeoiſie, ein neues Geſchlecht, erhebt ſich zwiſchen Adel 
und Leibeigenen und zerſtört den ſozialen Dualismus der erſten feuda⸗ 
len Zeiten. Ihre Neuerungsſucht, ihre Thätigkeit, die Schätze, die 
ſie aufhäuft ſind eine Gewalt, welche auf tauſendfache Weiſe gegen 
die Macht der Beſitzer des Bodens reagirt. Nachher gehen die Prinzi⸗ 
pien dieſer Munizipalfreiheit auch zu den ackerbauenden Klaſſen 
über, welche den Druck der Leibeigenſchaft nicht länger ertragen wollen 
und ſich zu ihrer Befreiung von den Herrſchaften verbünden. Die ganze 
Herrſchaft des Grundbeſitzes umzuſtoßen, war eine Arbeit, die zu 
ihrer Vollendung nicht weniger, als 6 Jahrhunderte bedurfte. Im Bunde 
mit dieſer freien Bourgeoiſie der Städte gelang es endlich dem König⸗ 
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thum, die ihm widerſtrebende Gewalt des Feudaladels (seigneurie) zu 
brechen. Das wieberanflebende Studium der römiſchen Geſetze 
begründete einen neuen Stand, den der Rechtsgelehrten, der dem 
Königthum eine neue wiſſenſchaftliche Stütze wurde. Die Lehren des 
römiſchen Rechtes, beſonders die von der Souveränität, gingen in die 
Praxis über. Dieſe Rechtslehrer helfen auf dieſe Weiſe den Gang der 
zukünftigen Revolution anbahnen; in ſtrenger Conſequenz die Anwendung 
ihres Prinzipes und ihrer Lehre von der kaiſerlichen Macht, der allgemei— 
nen und unbeſchränkten Autorität, der einzigen Quelle der Gerechtigkeit 
und des Geſetzes verfolgend, begannen ſie das ungeheure Werk, an das 
ſich die Arbeit von Jahrhunderten anſchloß; in Einer Hand die zer— 
ſtückelte Souveränität wieder zu verreinigen. Das Königthum 
befeſtigt ſeine Gewalt durch Vernichtung der feudalen Einzelſouveränitä⸗ 
ten, die Städte begaben ſich unter ſeine Oberhoheit. Doch nahm die 
Bourgeoiſie als politiſcher Stand an den großen Verſammlungen des 
Königreichs durch ihre Bevollmächtigten Theil, zugleich mit Clerus 
und Adel; die Städte behielten ihre Privilegien, das Recht der freien 
Bewilligung der Steuern. So entſtand eine Art von Nationalver— 
tretung, welche der König oft zuſammenrief, beſonders wenn es galt, Une 
maßungen der Kirche entgegen zu treten. Der Name tiers-etat umfaßt 
urſprünglich nur die Bevölkerung der privilegirten Städte, aber erſtreckt 
ſich bald auch auf die Landgemeinden, die Maſſe der Nichtadligen. 
Die Bourgeoiſie legte indeſſen Anfangs dem Rechte, über die Angelegen⸗ 
heiten des Landes mitzuberathen, wenig Werth bei, weil jede Zuſammen⸗ 
berufung der Staaten gewöhnlich nur eine neue Belaſtung mit Auflagen 
zum Zwecke hatte. Das Königthum war verſchwenderiſch, in den Städ- 
ten herrſchte Oekonomie, Ordnung und das Bedürfniß eines geregelten 
Wohlſtandes. Kein Wunder, daß die Repräſentanten der Bürgerſchaft da⸗ 
bin ſtrebten, dieſe ſtädtiſche Adminiſtration und Oekonomie in das Cen- 
trum des Staates einzuführen. Dieſer Gedanke machte ſich entſchie⸗ 
dener geltend, als die Forderungen und die Verſchwendung der Könige im- 
mer maaßloſer wurden. Jetzt ergreift der revolutionäre Geiſt die Städte; 
die Beſchlüſſe der Verſammlungen (ſo der von 1355), denen eine könig⸗ 
liche Ordonnanz geſetzliche Kraft gab, überſchreiten in vielen Punk- 
ten die Forderungen und Garantien, die heut zu Tage die 
konſtitutionelle Regierung bilden!“ — Wir überlaſſen es dem 
Leſer ſelbſt, die Schrift von A. Thierry nachzuleſen (Seite 47). Bald 
erhebt ſich die Macht der Städte, bald wird ſie durch das Königthum 
wieder niedergetreten. Der Repräſentant der ſich fühlenden „politiſch⸗be⸗ 
wußten“ Bourgeoiſie iſt ein außerordentlicher Mann, der Chef der Munizi⸗ 
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palität von Paris, der Prevöt Stephan Marcel (1354), eine Dikta⸗ 
torfigur; er lebte und ſtarb für eine Idee, die des „bürgerlichen Selfgo⸗ 
vernements.“ Unſere Politiker werden ſtaunen, wenn ſie ihre Theorien 
ſchon in dieſer Zeit ſo ausgebildet und energiſch auftreten ſehen. Zu glei⸗ 
cher Zeit erhob ſich die halbleibeigene Bevölkerung der Dörfer für die 
Freiheit; die Jacquerie, ihre ſchrecklichen Exzeſſe gegen die Edelleute 
und ihre ebenſo entſetzliche Unterdrückung ſind bekannt. Dieſer Racheauf⸗ 
ſtand iſt ein Vorſpiel des deutſchen Bauernkrieges und des gallizi⸗ 
ſchen Bauernaufſtandes im verfloſſenen Jahre. Das Königthum erlangte 
bald alle ſeine unbegränzten Vorrechte wieder. Nur einzelne Male erhob 
ſich der tiers-état ungeſtüm, aber nur kurze Zeit gewöhnlich dauerte ſein 
Uebergewicht. Das Prinzip, deſſen Verwirklichung er verfolgte, tritt in 
allen Verſammlungen der Bourgeoiſie auf, und hat 5 Jahrhunderte lang 
die Strömungen der öffentlichen Meinung aufgeregt; es if fein Ruf nach 
Wiederbelebung der Sitten und Geſetze durch die bürger 
liche Freiheit und Gleichheit, das Einreißen aller Schran— 
ken, die das Privilegium aufgerichtet hatte, die Ausdeh— 
nung des gemeinen Rechts auf alle Klaſſen von Perſonen. 
Die Stütze feiner Macht war fein ſteigender Wohlſtand. Eine eigen⸗ 
thümliche Rolle ſpielt ſchon früh die Pariſer Bourgeoiſie, aus denſelben 
Gründen, aus denen ſpäter Paris der Heerd und der Wahlplatz aller re⸗ 
volutionären Parteikämpfe wurde. 1380 —83 war die Bürgerſchaft von 
Paris wieder im Kampfe mit dem Königthum, 1412 herrſchte eine Art 
von demagogiſchem Terrorismus, ausgeübt von dem Stadtrathe, der ganz 
aus Handwerksleuten gebildet war; unter dieſen hatten die Fleiſch⸗ 
hauermeiſter des großen Schlachthauſes durch ihre Popularität den Vor⸗ 
rang und in ihrem Dienſte und zu ihrem Schutze eine Schaar von Knech⸗ 
ten, écorcheurs (Abſchlächter). An der Spitze dieſes Gemeinderathes 
ſtand Simon Caboche, beliebt beim „geringen“ Volke, aber ein Schrecken 
für die handeltreibende Bürgerſchaft und für den Reſt der „altangeſehe⸗ 
nen“ Familien. (Hier ſpielen alſo ſchon alle Melodien, welche in der 
franzöſiſchen Revolution in einen brauſenden Akkord zuſammenfließen, gewiſ⸗ 
ſer Maaßen als Präludien, als die Ouvertüre der Oper). 
Bemerkenswerth iſt in dieſer Revolution die Verbindung zwiſchen der 
gelehrten Klaſſe und dem unwiſſenden, leidenſchaftlich brutalen Theile des 
dritten Standes, der Intelligenz mit dem Terrorismus; in der Munizipa⸗ 
lität von Paris ſaß Johann von Troyes, ein berühmter Arzt, in vollem 
Einverſtändniß mit den Fleiſchern. Die Univerſität verlangte in Sym⸗ 
pathie mit dieſen Demagogen die Reformation des Königthums; doch das 
Parlament ſchlug eine Vereinigung mit ihnen ab. Darauf folgten Ge⸗ 
Das Weſtphäl. Dampfb. 47. VI. 23 
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waltthätigkeiten, bis endlich im Mai 1413 die Beſchlüſſe der neuen Re⸗ 
formatoren, in der Form einer königlichen Ordonnanz abgefaßt (wie 
die von 1356), als verpflichtend erklärt wurden. In dieſer Ordonnanz 
find die demokratiſchen Grundſäßze ſchon mit aller Entſchiedenheit aufge⸗ 
ſtellt — noch mehr aber in einer Rede, welche in der ſogleich nach dem 
Tode des Despoten Ludwig XI. am 5. Januar 1484 zuſammentretenden 
Verſammlung der Generalſtaaten gehalten wurde; die Berathung fand 
nicht nach Ständen, ſondern nach Köpfen ſtatt; niemals vorher wa⸗ 
ren die Stände mit ſo kühnen Forderungen aufgetreten. In dieſer Rede 
kommen Sätze vor, wie folgende: „Die königliche Würde iſt ein Amt, 
nicht ein Erbe. — Es iſt das ſouveräne Volk, welches im Anfang die 
Könige geſchaffen hat; der Staat iſt die Sache des Volkes; die Souverä⸗ 
nität gehört nicht den Fürſten, welche nur durch das Volk exiſtiren. 
Diejenigen, welche die Macht mit Gewalt oder auf jede andere Weiſe be⸗ 
haupten, ohne die Zuſtimmung des Volkes zu haben, find Ufurpatoren 
fremden Gutes. Im Fall der Minderjährigkeit oder Unfähigkeit der 
Fürſten fällt das öffentliche Weſen an das Volk zurück, das es als das 
Seinige wieder nimmt. Das Volk iſt die Geſammtheit der Einwohner 
des Reiches; die Generalſtaaten ſind die Verwahrer des gemeinſchaftlichen 
Willens. Ein Fall erhält nur durch die Beſtätigung der Staaten Ge⸗ 
ſetzeskraft; Nichts if heilig oder gültig ohne ihre Bewilli— 
gung.“ Dieſe revolutionären Prinzipien wurden nicht von einem Bevoll⸗ 
mächtigten der plebejiſchen Klaſſen, ſondern von — einem Edelmanne 
proklamirt, dem Herrn de la Roche. Hauptſächlich war es die Steuerbe⸗ 
willigung, die Permanenz der Steuern, um welche König und Bürger⸗ 
thum kämpften. Doch das Land blieb unter der Herrſchaft der Willkühr 
— die Generalſtaaten konnten ſelten lange ihre Rechte betreffend die Be⸗ 
willigung der Steuern, Reduktion der ſtehenden Truppen aufrecht erhalten; 
trotz der Grundſätze, welche auf der Tribüne von 1484 erſchollen, trotz 
der damals proklamirten „Volksſouverenität, Volkswillen“ geſchah in Be⸗ 
zug auf den Charakter der Generalſtaaten keine Veränderung; ſie waren 
ſeitdem nur die letzte Zuflucht in den Zeiten der Criſe, nicht 
eine regelmäßige und dauernde Inſtitution. Seit dieſer Zeit 
übernimmt das Parlament von Paris die Controle der Regierungs⸗ 
handlungen, die Eintragung neuer Geſetze mit dem Rechte des Veto. In 
den darauf folgenden Geſetzgebungen, welche das Gewohnheitsrecht 
verdrängten, z. B. unter Ludwig XII., iſt das Uebergewicht der Intereſ⸗ 
ſen des tiers-état, ſeines Geiſtes und ſeiner Sitten nicht zu verkennen. 
So ſchritt die Macht dieſes Standes durch alle Anordnungen der Admi⸗ 
niſtration unaufhaltſam vorwärts, während die Könige kein anderes Ge⸗ 
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feg kannten, als ihre Neigungen, ihren Willen und den Vortheil ihrer 
Macht. Trotz ungeheurer Verſchwendung hob ſich der Wohlſtand dieſer 
Klaſſe durch Induſtrie und Handel, der Fortſchritt in Künſten und Wiſſen⸗ 
ſchaften gehört allein dem tiers-état an. Thierrys Skizze ſchließt mit 
Franz I. ab, mit dem Zeitalter der Renaiſſance. — Ein Bild von Jahr⸗ 
hunderte dauerndem Kampfe zwiſchen Volk, oder vielmehr Ständen und Kö⸗ 
nigthum liegt vor uns aufgerollt; die Geſchichte iſt nicht ganz arm an 
Parallelen mit der Gegenwart. Eine weitläufigere Erinnerung an 
dieſe Kämpfe ſcheint uns deßhalb nicht überflüſſig, weil ſie für die Ge⸗ 
ſchichte der Gegenwart reich an Bezügen iſt. Zwar erfahren wir aus 
Thierrys Skizze nichts von der gegenwärtigen Lage Frankreichs, wir 
ſehen nur die Revolution allmählig heranreifen; Thierry würde uns auch, 
weil er auf einem beſchränkten, „bürgerlich-politiſchen“ Standpunkte ſteht, 
für die Gegenwart und Zukunft Frankreichs ein ſchlechter Gewährsmann 
ſein. Die Geſchichte Frankreichs ſeit der großen Revolution iſt aus ande⸗ 
ren Quellen zu ſchöpfen; dieſe ſuche Jeder auf, den das größte Drama 
der Weltgeſchichte, ſo reich an Ideen, Thaten und Aufopferungen zu feſſeln 
vermag, der trotz des Geſchreies der franz. Bourgeoiſte, zu erkennen fähig 
iſt, daß Frankreich die letzten Konſequenzen der Revolution mit der Em⸗ 
porhebung dieſer Klaſſe noch nicht vollzogen, die letzten Akte derſelben noch 
nicht geſpielt hat. Friedrich Schnake. 


Die publiziftifchen Wechſelbeziehungen Frank: 
reichs und Deutſchlands. 


Ohne Zweifel befinden wir uns Frankreichs auswärtiger Politik ge⸗ 
genüber in publiziſtiſcher Hinſicht im Vortheil. Ob wir ihn benutzen, 
iſt eine andere Frage. In Frankreich iſt Alles, alſo auch die Diplomatie 
der Oeffentlichkeit verfallen. Nicht als ob das franzöſiſche Gouvernement 
aus freien Stücken alle ſeine diplomatiſchen Kreuz- und Querzüge der 
Oeffentlichkeit preisgäbe, als ob es dafür den Beiſtand der öffentlichen 
Meinung verlange: — nein, aber es kreuzen ſich ſo viele Parteizwecke, 
jeder Akt der Staatsgewalt wird der kollegialiſchen Verhandlungsart we⸗ 
gen vor ſo vielen Zeugen verhandelt, und die Deputirten ſind gerade auf 
die diplomatiſchen Prärogative der Krone fo eiferſüchtig ... daß an ein 
Geheimhalten der Beweggründe der internationalen Politik nicht zu denken 
iſt. Was die konſervativen Blätter aus Diskretion verſchweigen, das 
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plaudern die Tegitimiftifchen und radikalen Zeitungen aus Schadenfreude 
und andern ähnlichen Motiven aus. Benutzt ein Miniſter am Ruder 
Wort und Schrift, um ſeine Gedanken und Pläne zu verbergen, ſo ver⸗ 
ſteht es der abgetretene, hoffende Staatsmann, den Schleier zu zerreiſſen; 
was die „Debats“ nicht wiſſen wollen, das erfährt man mit Zuverſicht 
aus „La Preſſe“; was kein Journal erzählt, das ſchwatzt ein Depu⸗ 
tirter aus, oder preßt es einem Miniſter in der Kammer ab . . . . noch 
mehr, was man aus all dieſen mehr oder minder offiziellen Organen nicht 
erfährt, das kann man mit geringer Mühe in allen größeren politiſchen 
Salons hören. Die franzöſiſche auswärtige Politik zu verſtehen, iſt uns 
Deutſchen alſo ſehr leicht gemacht. Im Durchſchnitt gehen täglich 2000 
franzöſiſche Journale von Paris nach Deutſchland ab; in allen größeren 
Städten liegen in Leſezirkeln die Blätter aller franzöſiſcher Parteien auf, 
und Jedermann kann ſich in ſeiner Vaterſtadt ſo gut über die Tageser⸗ 
eigniffe der franzöſiſchen Hauptſtadt belehren, als der gewöhnliche deutſche 
Reiſende in Paris ſelbſt, der eben in der Regel auch weiter nichts thut, 
als ſich ſeine publiziſtiſchen Kenntniſſe in den Pariſer Leſekabinetten ſam⸗ 
meln. Dazu kommt, daß wir im Durchſchnitt franzöſiſch verſtehen, und 
uns alſo aus der reichen franzöſiſchen politiſchen Literatur zu jeder Zeit 
Rath ſchaffen können. Den weſentlichſten Punkt dieſer Aufzählung jedoch 
verſparen wir bis an's Ende. Es giebt kaum eine der geleſenern deutſchen 
Zeitungen, die nicht ihren Korrespondenten in Paris hätte, und die nicht 
Tag für Tag von allem Wiſſenswerthen, von den allergeringſten politiſchen 
Manifeſtationen in Kenntniß geſetzt wäre. Nur in einer Beziehung ſind 
wir ſchlecht berathen, .. .. was Frankreich außer Paris denkt und thut, 
was in den Provinzen vorgeht, wie namentlich die kleineren Kapitaliſten 
außer Paris ganz andere nationale Antipathien und Sym- 
pathien haben, als ihre reicheren Herren in Paris, davon ſind wir 
ſchlecht unterrichtet, denn die franzöſiſche Provinz exiſtirt für uns nicht — 
wir erhalten von dorther keine Nachrichten und keine Zeitungen: von 
Orleans wiſſen wir ſo wenig, ja noch weniger, als von ſeiner 3000 Mei⸗ 
len entfernteren Namens ſchweſter Neu⸗Orleans in Amerika. Doch dürfen 
wir uns darüber keine Sorge machen: man weiß in Paris auch nur ſehr 
wenig aus den Provinzen; mit Ausnahme der „Debats“ hält kein 
Journal in feinem Salon die Provinzialblätter! 

Sehen wir nun einen Augenblick zu, wie Frankreich über unſere 
Angelegenheiten belehrt iſt. Vor Allem kann der Franzoſe nicht deutſch: 
mit Ausnahme von Pascal Duprat und Taillandier, die beide auch keine 
große Helden ſind, lieſ't kein pariſer Journaliſt unſere Sprache. 
Die franzöſiſchen Publiziſten find daher ganz der Diskretion, der 
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Kenntniß und dem guten Willen eines franzöſiſch⸗deutſchen Ueberſetzungs⸗ 
bureaus überlaſſen. Nur in beſonderen Fällen erhalten die „Debats“ 
direkte Mittheilungen von Attaches an den franzöſiſchen Geſandtſchaften 
in deutſchen Hauptſtädten; und hie und da ſchüttet ein deutſcher Flücht⸗ 
ling ſeinen Groll gegen das Vaterland in eines der pariſer Oppoſitions⸗ 
blätter aus. Aus eigener, unmittelbarer Wahrnehmung wiſſen alſo die 
franzöſiſchen Publiziſten nichts von Deutſchland; und ſelbſt wenn ſie bei 
ganz beſonderen Gelegenheiten *) Referenten nach Deutſchland ſchicken — 
denn an ſtabile Korrespondenten iſt nicht zu denken — ſo ſehen dieſe 
Alles durch franzöſiſche Gläſer, ſtopfen alle Ereigniffe und Wahrnehmun⸗ 
gen in die mitgebrachten hiſtoriſchen und konſtitutionellen Kategorien, und 
verbinden althergebrachte aus Frau von Staéls Zeiten datirende Tradi⸗ 
tionen über Germanien mit den modernen ſehr veränderten deutſchen Zu⸗ 
ſtänden — und den franzöſiſchen Publiziſten iſt das Eigenthümliche der 
deutſchen Verhältniſſe abermals entſchlüpft. Würde die Diplomatie in 
Deutſchland alſo auch eben ſo öffentlich verhandelt, wie in Frankreich, gäbe 
es in Berlin, Wien und Frankfurt auch eine Deputirtenkammer und eine 
Journaliſtik wie in Paris, — ohne eine gänzliche Aenderung des franzö⸗ 
ſiſchen Weſens wüßte man in Paris dennoch nur wenig mehr über unſere 
politiſchen Dispoſitionen, als man heute weiß. 

Die Bilanz iſt in dieſer Beziehung alſo offenbar gegen Frankreich, 
und in neueſter Zeit ſcheint man dieſe Bemerkung auch in Paris gemacht 
zu haben. Daher die äußerſt rückhaltsvollen Erklärungen der Miniſter in 
den Kammern und daher die prompte Ausweiſung von allen Deutſchen, 
die entweder in deutſchen Zeitungen ſpſtematiſch Frankreich herabſetzen, oder 
die in parifer Journalen die Meinung verbreiten, Deutſchland ſei nicht 
febr für das heutige Frankreich eingenommen. Sehr gut unterrichtete 
Männer theilen uns mit, daß hierin der Grund zu Dr. Grün's Auswei⸗ 
ſung zu ſuchen ſei, ja daß ſelbſt Venedey aus ähnlichen Gründen vor we⸗ 
nig Tagen von der pariſer Polizei gewarnt worden, und daß die Aus⸗ 
weiſung des jetzigen radikalen Redakteurs der Brüſſeler deutſchen Zei⸗ 
tung nur darum geſchah, weil er als Mitarbeiter der legitimiſtiſchen 
Journale in dieſen Blättern glauben machen wollte, Deutſchland ſehe mit 
Vergnügen eine Umgeſtaltung der franzöſiſchen Verhältniſſe im Sinne der 
älteren bourboniſchen Linie. 


*) In dieſem Augenblicke ſind von allen bedeutenden pariſer Blättern Journaliſten 
nach Berlin geſchickt, um über den Gang der Verhandlungen der vereinigten 
Stände zu berichten. Die Debats haben einen ſehr tüchtigen Mann, Herrn 
Thomas, einen Deutſchen dahin geſchickt. 
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Mag dem nun ſein, wie ihm wolle, es gilt für una, dieſe Verhält⸗ 
niſſe benutzen: Noch iſt das Weltalter nicht über die Erde gekommen, in 
dem feindliche Berührungen der Völker unmöglich ſein werden: Bis dahin 
liegt es in der Natur der Sache, ſich im Frieden auf die Möglichkeit des 
Krieges zu beſinnen ... . wer heute noch unſer Freund iſt, kann morgen 
unſer Feind ſein .... Und dann gelten ohnehin alle Vortheile! 


Korrespondenzen. 


(London, den 18. Mai.) In Irland ſeit 14 Tagen nichts als 
bald kleinere, bald größere Brodtumulte. Namentlich iſt das Landvolk in 
den Grafſchaften Limerick, Cork, Clare und einigen andern kaum mehr im 
Zaume zu halten. Die Einſtellung der öffentlichen Arbeiten, die am 1. 
Mai erfolgte, iſt durch die drohende Haltung der halbverhungerten Prole⸗ 
tarier ſchon wieder zu einem bedeutenden Theile rückgängig gemacht worden. 
Um das Schlimmſte abzuwenden, haben die Behörden die öffentlichen Ars 
beiten an vielen Orten auf's Neue begonnen. Die epidemiſchen Fieber 
greifen immer mehr um ſich. Aber erſt ſeitdem auch die mittleren und hö⸗ 
heren Klaſſen nicht mehr von dieſen Krankheiten verſchont bleiben, fangen 
ſelbſt ſolche Gutsbeſitzer an, mildthätig zu werden, die bisher freiwillig kei⸗ 
nen Schilling zur Linderung der Noth beigeſteuert hatten. Die iriſche 
Auswanderung nach Amerika iſt dieſes Jahr faſt ſo arg, wie in Deutſch⸗ 
land. Aus dieſem Umſtande allein läßt ſich ſchon einigermaßen entneh⸗ 
delt 5 arg es mit den geſellſchaftlichen Verhältniſſen in Irland be⸗ 

ellt iſt. 
| Bisher war es in England ſelbſt noch ziemlich ruhig geblieben. Ge⸗ 
genwärtig beginnen aber auch hier die Verhältniſſe etwas iriſch zu 
werden. 

Die Geld⸗ und Handelskriſis iſt im vollen Gange; ein Theil der 
Fabriken ſteht ganz ſtill, ein anderer arbeitet kurze Zeit. Tauſende von 
Händen ſind ganz oder meiſt unbeſchäftigt. Die Getreidepreiſe ſteigen im⸗ 
mer mehr und haben eine ſolche Höhe erreicht (beſter engliſcher Weizen 
112 sh. das Quarter), daß ſelbſt der vollbeſchäftigte Arbeiter hungern 
muß. Königin Vietoria hat an ihr Hofmarſchallamt die Ordre erlaſſen, 
daß für ihre Haushaltung von jetzt ab nur noch Mehl 2ter Sorte ges 
braucht und die tägliche Brodration für jeden Kopf der Hofhaltung auf 
1 Pfd. vermindert werden ſoll. Das Volk wird natürlich von einem ſol⸗ 
chen Erlaſſe nicht groß ſatt werden. Mehr Einfluß auf den Lebensmittel⸗ 
vorrath hatte jedenfalls die ſchon vor mehrern Monaten vom Miniſterium 
angeordnete Maaßregel, wodurch die täglichen Hafer⸗Rationen für ſämmtli⸗ 
«che Cavallerie⸗ und Artilleriepferde um mehr als ½ herabgeſetzt wurden. 
Es wird in Irland, wie in Schottland und auf den nördlichen Inſeln. 
viel Haferbrod gegeſſen, und darum wirkte jene Maaßregel wohlthätig. 
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Doch was vermag ein ſolches, dem Ganzen gegenüber doch höchſt gering⸗ 
fügiges Auskunftsmittel bei der jetzigen allgemeinen Lebensmittel⸗, Geld⸗ 
und Induſtriekriſis? In Nottingham hat ſchon ein kleines Vorſpiel von 
dem begonnen, was die Noth in den nächſten Monaten wahrſcheinlich in 
Szene ſetzen wird. In den Kohlenviſtrikten von Staffordſhire find die 
Grubenarbeiter zu einem Strike (Arbeitseinſtellung) entſchloſſen; 1500 ha⸗ 
ben den Anfang gemacht. RA 

Das Alles kann man vollſtändig aus den engliſchen Journalen ers 
ſehen, die theils die Intereſſen der Grundariſtokratie, theils die des libe⸗ 
ralen Bürgerthums vertheidigen: Was man aus ihnen aber nicht erſieht, 
was ſie mit dem beharrlichſten Stillſchweigen übergehen, das iſt die unter 
den arbeitenden Klaſſen ſtattfindende Bewegung, die außerordentlichen Fort⸗ 
ſchritte in ihrer Organiſation, das immer bewußtere Hinwirken auf den 
Einen großen Zweck: Befreiung der Arbeiter von den Sklavenketten, die 
ihnen durch Klaſſengeſetzgebung, durch Baumwollenlords und Kapitaliſten 
angeſchmiedet worden. 

Welche Macht die engliſchen Arbeiter bereits beſitzen, hat das endliche 
Durchgehen der „Zehnſtundenbill“ zur Genüge bewieſen. Auf ſolche hari⸗ 
näckige und perfide Weiſe iſt ſelten eine Maaßregel bis auf den letzten 
Augenblick bekämpft worden, wie gedachte Bill von den Fabrikherren und 
Freihandelsmännern. Ihre dritte Leſung war auf den 3. Mai anberaumt. 
Sonſt iſt es Regel, daß die dritte Leſung als Förmlichkeit betrachtet und 
einer Bill, die bis auf dieſe Stufe gelangt iſt, kein Widerſtand mehr ent⸗ 
gegengeſetzt wird. Diesmal aber machten die Fabrikherrn den letzten ver⸗ 
zweifelten Verſuch, dem Geſetzvorſchlage das Genick zu brechen. Zum 
Glück gelang es ihnen nicht; es ergab ſich wiederum eine anſehnliche Ma⸗ 
jorität für die Bill. Beinah' wäre den Arbeitern dieſer Sieg doch wieder 
für einige Zeit zu Nichte gemacht worden. Denn im Oberhauſe erlitt 
das Miniſterium bei Berathung des iriſchen Armengeſetzes zweimal eine 
Niederlage, indem die Grundariſtokratie, namentlich die iriſche, für Amen⸗ 
dements, durch welche die Gutsbeſitzer die ihnen mit vollem Recht zuge⸗ 
dachten Laſten der Armenſteuern von ihren Schultern abzuwälzen ſuchten, 
eine Majorität zu erringen wußte. Einige Tage lang war eine ſchleunige 
Parlamentsauflöſung ſehr wahrſcheinlich geworden. Da die „Zehnſtunden⸗ 
bill“ dann wohl kaum bis zur Zten Leſung im Oberhauſe gelangt wäre, 
ſo hätte ſie in der nächſten Seſſion von vorn anfangen müſſen. Indeß 
die Lords haben doch die Sache reiflich beſchlafen, und da ihnen nicht un⸗ 
bekannt, daß ohnehin ihre Tage als politiſche Körperſchaft gezählt und 
Arbeiter wie Bourgeofle gegen das Oberhaus alles, nur nicht günſtig ges 
ſtimmt ſind, ſo beſchloſſen ſie, das Beſchloſſene umzuſtoßen und ſich zu 
beſſern. So wird denn auch die Arbeit um die „Zehnſtundenbill“ nicht 
umſonſt gethan ſein. 

In welcher Art machen die engliſchen Arbeiter hauptſächlich ihren 
Einfluß geltend? Dadurch, daß ſie nicht als einzelne Gewerke, etwa als 
Schloſſer, als Tiſchler, als Weber, als Hutmacher ꝛc., die einander nichts 
angingen, ſondern alleſammt vereinigt als Klaſſe auftreten, daß ſie in eine 
gemeinſchaftliche Kaſſe regelmäßige Beiträge zahlen zur Beförderung und 
Erreichung des von ihnen für nothwendig erkannten Zieles, daß fie in 
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Meetings alle auf die Arbeit und den Zuſtand der unteren Klaſſen bes 
züglichen Fragen erörtern und ſich über das wie? und was? klar werden, 
daß ſie endlich einen Ausſchuß wählen, der alle Geſchäfte leitet und die 
Intereſſen der Arbeiter gegenüber den Arbeitsherren und dem Parlamente 
vertritt und verficht. 

Dieſe Vereinigung der Arbeiter nennt ſich: „National- Aſſoziation 
der vereinigten Arbeiter zum Schutze für die Induſtrie.“ (National Trades 
Association for the protection of Industry.) Obgleich noch ſehr jung, 
hat ſie doch die Anzahl ihrer Mitglieder in den wenigen Jahren ihres 
Beſtehens auf 30,000 gebracht und jede Woche treten Hunderte von neuen 
Mitgliedern zu. Das Comité der als National- Aſſoziation vereinigten 
Arbeiter ſprach kürzlich in einem Cirkular an die verſchiedenen örtlichen 
Geſellſchaften ſein feſtes Vertrauen aus, daß der Einfluß dieſer Geſellſchaft 
binnen kurzer Zeit groß genug ſein wird, um alle „Strikes“ (Arbeitsein⸗ 
ſtellungen) überflüſſig zu machen und dem Grundſatz der dem Arbeiter ges 
bührenden billigen und gerechten Behandlung in ſolchem Umfange Aners 
kennung zu verſchaffen, daß jedem Mitgliede der Aſſoziation „ein guter 
Tageslohn für ein gutes Tagewerk“ („a fair day's wage for a fair day's 
work“) geſichert iſt. Schon bisher find eine Menge Streitigkeiten zwiſchen 
Arbeitern und Arbeitgebern durch Vermittelung des Comités freundlich 
geſchlichtet, und wo die Schlichtung nicht zu Stande kam, die betreffenden 
Arbeiter in den von der Aſſoziation ſelbſt errichteten Werkſtätten zum nicht 
geringen Aerger ihrer früheren Arbeitsherren vortheilhaft für das Ganze 
wie für die Einzelnen beſchäftigt worden. Es iſt faſt kein Tag vergangen, 
der nicht den großen Nutzen dieſer Arbeiter- Affoziation und ihre Vorzüge 
vor den einzeln daſtehenden Gewerkſchaften und rein lokalen Arbeiter⸗-Ver⸗ 
einen, die ſelbſt an dem Orte des Beſtehens ſelten irgend einen morali⸗ 
ſchen Einfluß übten, auf's Klarſte herausgeſtellt hätte. 

Die Zweigvereine ſenden jährlich Deputirte zu einer Konferenz ab, in 
welcher das Comité Bericht erſtattet, Rechnung legt, und von ihm und den 
Deputirten der Arbeiter Alles zur Sprache gebracht und verhandelt wird, 
was auf die Intereſſen der Aſſoziation Bezug hat. Dieſes Jahr iſt die 
Konferenz nach Birmingham zuſammenberufen, wo ihre Verhandlungen am 
24. Mai (Pfingſtmontag) beginnen. Dies iſt das eigentliche Parlament 
der Arbeiter. Bei der Wichtigkeit deſſelben werde ich nicht ermangeln, Ih⸗ 
nen einen kurzen Bericht darüber einzuſenden. Die Journale der Bour⸗ 
geoiſie werden natürlich ihrem bisher befolgten Grundſatze gemäß kein 
Wort darüber enthalten. Die Verbrüderung der Arbeiter, ihre Vereini⸗ 
gung zur Durchſetzung ihrer eigenen Intereſſen, das Bewußtwerden über 
die Urſachen ihrer Lage, ſind der Bourgeoiſie ein Dorn im Auge, ein Ge⸗ 
genſtand beſtändiger Unruhe und Angſt. Daher das beharrliche einmü⸗ 
thige Stillſchweigen der Times, Chronicle, Expreß, Globe, Sun und aller 
übrigen großen und kleinen Organe des Bürgerthums. 

Dieſes Stillſchweigen geht ſo weit, daß jene Zeitungen ſogar in ih⸗ 
ren Berichten über die Parlaments⸗Verhandlungen Alles weglaſſen, was 
von irgend einem Redner in Betreff des obengedachten großen Arbeiter⸗ 
Vereins geſagt wird. 
Davon nur ein Beiſpiel. Als kürzlich im Unterhauſe die „Unter⸗ 
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richtsfrage“ zur Erörterung kam und von vielen Mitgliedern lange Seuf⸗ 
zer über die arge Unwiſſenheit der unteren Klaſſen ausgeſtoßen wurden, 
da ergriff Duncombe (Präſident der National⸗Aſſoziation der Arbeiter) 
das Wort und führte eben als Beiſpiel der in den unteren Klaſſen ſtei⸗ 
genden Intelligenz jene Arbeitergeſellſchaft an, die 30,000 Mitglieder zählt. 
Er ſagte dabei: „Die arbeitenden Klaſſen find nicht mehr fo unwiſſend, 
um, wie ſie früher zu thun pflegten, zu den Arbeitseinſtellungen (Strikes) 
ihre Zuflucht zu nehmen. Darum haben ſie ſich in eine Geſellſchaft der 
vereinigten Gewerke und Arbeiter zuſammengethan und bringen durch 
regelmäßige Beiträge die nöthigen Fonds auf, mittelſt deren ſie in Stand 
geſetzt werden, theils die Rohſtoffe ſelbſt zu erzeugen, die ſie brauchen, 
theils in ihren eigenen Werkſtätten Induſtrie⸗Produkte aller Art zu produ⸗ 
ziren, ſo daß es ihnen dann ſehr gleichgültig ſein könne, ob ſie von ihren 
früheren Herren wieder in Arbeit genommen werden oder nicht. Sobald 
den Arbeitern eines Ortes Unrecht geſchieht, legt die Aſſoziation das ganze 
Gewicht ihres Einfluſſes in die Wagſchale und errichtet dadurch eine wirk- 
ſame Schranke gegen jene Handlungen der Tyrannei und des Zwanges, 
die der Arbeiter früher, als er machtlos daſtand, über ſich ergehen laſſen 
mußte. Dieſer neue Plan macht den Arbeitern alle Ehre, und bemeift, 
daß ſie aufgeklärtere Anſichten haben, als man ihnen hier zugeſtehen will. 
Als ich vorige Woche in Nottingham war, theilten mir die dortigen (zur 
National⸗Aſſoziation gehörigen) Strumpfwirker mit, daß ſie bereits 18 
Lohnherabſetzungen mit dem glücklichſten Erfolge zu widerſtehen vermocht. 
Sie lernen jetzt praktiſch die Vortheile ihres neuen Syſtems, ſich Gerech⸗ 
tigkeit zu verſchaffen. Wenn daher die Regierung den arbeitenden Klaſſen 
Unwiſſenheit vorwirft, ſo wiederhole ich, daß ſie nicht weiß, was unter 
den Arbeitern vorgeht.“ So ſprach Duncombe. Allein alle Organe 
der Bourgeoiſie ließen dieſe Stelle aus, als hätten fie ſich verabredet. Das 
iſt für die Arbeiter ſelbſt ſehr gleichgültig. Dieſes Schweigen ſtört ſie in 
keiner Weiſe. Mit täglich wachſender Kraft und Einmüthigkeit ſchreiten 
fie auf dem neuen Wege rüſtig fort, um nach und nach das ganze Syſtem 
der Ausbeutung und Bevorrechtung zu Grabe zu tragen. 


Paris, Mitte Mai.) (Chronik.) Das Bürgerregiment geht 
raſch ſeinem Zenith entgegen; es bedarf, ſo viel iſt mit Sicherheit anzu⸗ 
nehmen, keines ſo langen Zeitraumes zu ſeinem Leben und Ueberleben, wie 
der Feudalismus, einmal, weil es nicht ſo reich wie jener an Formen 
iſt, dann aber auch, und hauptſächlich darum, weil ſein Lebenselement 
ein viel beweglicheres iſt, als das der Lehnsverfaſſung, weil es auf dem 
mobiliſirten Privateigenthum beruht. Man hat ſich ſehr viele Mühe 
gegeben, einen prägnanten treffenden Geſammtausdruck für die Lebensthä⸗ 
tigkeit der bürgerlichen Welt zu finden: ohne Zweifel der einfachſte iſt das 
Reichwerden. Was thut der Menſch heute, das nicht dieſen Zweck 
habe? Was thut er außer den inſtinktmäßigen Bewegungen des Eſſens, 
Trinkens, Schlafens? Er dichtet und trachtet, wie er reich und reicher 
werde. Gegen dieſen Zweck iſt alles Uebrige nur Mittel, und Alles 
übrige dient auch als Mittel — ſei es gut, ſei es ſchlecht, koſte es de⸗ 
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nen, die mit uns dieſe Erde zu bewohnen der Zufall gewollt hat, die 
Freudigkeit und einen Theil ihrer Lebenszeit, koſte es ſelbſt die Ruhe des 
eigenen Gewiſſens, koſte es am Ende gar das Bewußtſein der Schlechtig⸗ 
keit — denn das glaube ich, iſt ſchlimmer, als ſich einen Schurken wiſſen: 
nicht mehr fühlen, daß man ein Schurke ſei. 

Ich will es den Panegyrikern des Bürgerweſens überlaſſen, die unbe⸗ 
ſtreitbaren herrlichen Seiten deſſelben mit den glänzendſten Farben auszu⸗ 
malen: auch ich betrachte es als die Werkſtätte, in welcher das rieſiege 
Gerüſt der Zukunft und das ganze Material der neuen Welt aus dem 
Rauhen gezimmert wird: das Reichwerden, d. h. der Kampf jedes Einzel⸗ 
nen gegen Alle Uebrigen um die Erhaltung und Vergrößerung ſeines 
ausſchließlichen Beſitzthums macht enorme Anſtrengungen nöthig; ohne das 
Bürgerweſen, davon bin ich überzeugt, kännten wir weder Eiſenbahnen, 
noch Dampfkraft, noch Telegraphie, noch die enorme Induſtriethätigkeit: 
die Konkurrenz, das Sturmlaufen nach Reichthümern mußte dieſe Elemente 
ſchaffen: wenn ſie die heutige Generation immer zu demſelben Zwecke, zum 
reicher werden benutzt, ſo wird ohne Zweifel eine Zeit kommen, in der es 
eine weſentlichere Beſtimmung z. B. der Eiſenbahnen iſt, Menſchen und 
Erzeugniſſe ſchnell von einem Ort zum andern zu bringen, und die Erde 
im buchſtäblichen Sinne zum Allgemeingut des Geſchlechts, als aus jenen 
einen neuen Gegenſtand der Exploitation, des Reichwerdens einer Elite 
von Menſchen zu machen. Die Telegraphie, um noch deutlicher an einem 
andern Beiſpiele zu zeigen, was ich meine, wird nicht mehr etwa dem 
Staate oder einigen Bevorzugten als Mittel dienen, durch frühere Kennt⸗ 
niß weit entfernter Ereigniſſe, theils durch Regierungs-, theils durch Börs 
ſenmaaßregeln ſich in ihrer Ausſchließlichkeit zu ſchützen, ſondern ſie wird 
die Beziehungen der Menſchen auf's Tauſendfache erhöhen, und wird wie 
die Eiſenbahnen den Raum der Erde, den Gedanken der Individuen zum 
Gemeingut machen. Daß dies keine Träumereien find, das beweiſ't 
heute ſchon die galvaniſche Telegraphie in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika: dort unterhalten ſich auf Tauſend engl. Meilen Weges je⸗ 
den Tag Freunde nach Belieben mit einander: für zehn Cents (ohngefähr 
4 Silbergroſchen) darf man dort mit dem Telegraphen außer Ort, Datum 
und Unterſchrift eine Zeile ſchreiben; — wenn einmal die zehn Cents der 
Maaßſtab der Berechtigung nicht mehr ſein werden, dann wird ſich auch 
die Zeile nach dem Bedürfniß verlängern.. ... Doch genug — eine 
Zeile, die in einer Stunde 1000 engl. Meilen zurücklegt, und eine Zeile, 
welche in der nächſten Stunde die Antwort zurückbringne ſei fto, 
a der Menfchheit, wenn auch ein Bürgersmann dich aus der Taufe 

ob! 

Das iſt die große, herrliche Seite des Bürgerweſens, daß es der Zu⸗ 
kunft Tempel baut, — die Gegenwart des bürgerlichen Lebens iſt ſein 
garſtiges nächtiges Bild; und damit ich darauf zurückkomme, womit ich 
begann, daß der Bürger dies nicht fühlt, daß er gegen das Bewußtſein 
abgeſtumpft iſt, wie tief er den Menſchen vor dem Bürger erniedrigt, das 
iſt das Fürchterlichſte ſeiner Lage. So weit iſt es in Frankreich gekom⸗ 
men: hat hier der große glanzvolle Punkt des Bürgerweſens noch nicht 
kulminirt, ſo ſteuert wenigſtens ſein böſer Stern mit Sturmeseile auf das 
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Zenith los: geht's fo raſch mit ihm abwärts, dann endet das Jahrhun⸗ 
dert unter ſtärkeren Wehen, als das abgelaufene. 

Hier kennt das Reichwerden keine Scheu, keine Grenzen mehr: Mit 
der impertinenteſten Keckheit ſetzt es ſich offen als einzigen letzten Zweck, 
um die Mittel raufen ſich die Partheien, die man ſonſt politiſche 
nannte, der ganze Staat iſt für ſie des Budgets wegen da, und zum 
Schutze ihrer Privilegien: La politique conservatrice, ſagte 
Herr Guizot geſtern, a fait la fortune du parti conservateur, 
und damit bannt er feine Heerde: Wir müſſen herrſchen, um reich zu 
werden, ruft Herr von Girardin ſeiner Partei zu, und damit ſpornt er 
feine Leute: Nichts thun, und uns im Beſitze erhalten, ſchreit der Eine: 
Alles thun und Alles ändern, um dabei für ſich ſelber was zu erobern, 
überſchreit ihn der Andere; Beſtechung, Nepotismus, Widerſtand gegen jede 
Neuerung find die ſicherſten Wächter der Ordnung der Dinge 
Wir ſind die Blutegel des Budgets, aber dafür ſind wir dem Staate, 
d. h. uns ſelber, dem konſervativen Elemente, d. h. unſerm eigenen Geld⸗ 
beutel treue, ergebene Blutegel, ſo demonſtrirt der Eine; Ihr habt genug 
geſaugt, jetzt iſt die Reihe an uns, ſo rufen die Andern: die Einen hal⸗ 
ten ihn feſt, die Andern ſuchen den Beutel ihren Händen zu entwinden, 
die Einen rufen: Rien, rien, rien, wir werden nichts geben, und hätten 
wir auch Alles, die Andern brüllen: Tout, tout, tout, wir wollen Alles, 
haben wir auch bereits noch ſo viel!“) — 

Einen ſolchen Kampf aber nennt man hier eine Miniſterkriſe — 
er iſt eine Kriſe der Verfaffung, mehr noch eine Kriſe der geſellſchaftlichen 
Zuſtände. Man war bis jetzt gewohnt, vor den Gerichten Preller, Be⸗ 
ſtecher, Mißbrauch mit dem Zutrauen treibende und ähnliche Verbrecher — 
aus den niederen Regionen der Geſellſchaft zu ſehen: Jetzt iſt es in der 
hohen Geſellſchaft Mode geworden, nicht etwa dergleichen Thaten ſich zu 
Schulden kommen zu laſſen — darin, wie in ſo vielem Andern, waren 
ſich die Menſchen von jeher gleich — ſondern ſie in einer Form zu bege⸗ 
hen, die gegen den guten Ton, gegen die guten Sitten, gegen adoptirte 
Gebräuche verſtoßen — die jede Maskerade ausſchließen, die das Strafge⸗ 
richt verfolgen muß, wenn es ſeinen Kredit nicht verlieren will, die den 
Formen der gemeinen Prellerei è l’americaine u. f. w. gleichen, wie 
ein Ei dem andern; die den General Cubières mit einem Chanteur auf 
gleiche Stufe ſtellen, wegen deren Miniſter abtreten müſſen, — des ſchlech⸗ 
ten Beiſpiels wegen — die — — — doch es iſt genug: die franzöſiſche 
Bourgeoiſie hat ſich ſelber ein großes Loch in ihre Moral geſtoßen: — es 
bleibt ihr noch übrig, zu geſtehen, daß ſie weiter nichts wollte, als den 
Raub für ſich organiſiren, um die Beute in Frieden genießen zu können, 
es bleibt ihr noch übrig, ſich über alle Scham mit einem einzigen kühnen 
Sprunge e dann iſt ſie ganz allmächtig, und dann sauve 
qui peut 


*) Emil von Girardin, der Redakteur der Preſſe, ſchlug den Poſten als Gene⸗ 
ral-Poſtdirektor, mit dem man vielleicht fein Schweigen erkauft hätte, aus: Er 
trägt nur 20,000 Frs. des Jahres ein, während die Redaktion der Preſſe nach 
Girardin's eigenem Geſtändniſſe mehr, als dieſes abwirft. 
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„Was man aber hier die Miniſterkriſe nannte, iſt vorbei: Herr 
Guizot kann jetzt gehen oder bleiben, unter dieſem Regime iſt er ſo gut 
i 1 Nachfolger, und beſſere Leute als er, kann die Bürgerſchaft nicht 
rauchen! i 


. Brüſſel, den 15. Mai.) Seit geftern befinden wir uns hier 
in einer Art von Belagerungszuſtand. Man wird in der Ferne denken, 
daß man ſich in den Straßen verbarrikadirt, daß mindeſtens eine halbe, 
wenn nicht ganze Revolution vor der Thüre iſt. Solches zu denken, wäre 
arger Irrthum. Es geht fo ruhig, fo ſtill zu, wie es ein friedlich⸗geſinn⸗ 
ter Menſch nur wünſchen kann. Doch jedes Ding will eine Urſache baz 
ben, ſagt das deutſche Sprichwort. Alſo wird auch hier eine ſolche Urs 
ſache jedenfalls vorhanden ſein. Sie liegt in Folgendem: Seit Montag 
Abend (10. Mai) begannen einige Volkshaufen in Folge der abermals 
geſtiegenen Brodpreiſe in einigen Straßen Angriffe auf Bäckerläden und 
Getreidehändler. Die Stadtfergeanten, Pompièrs und Gensdarmen ſchrit⸗ 
ten alsbald ein und zerſtreuten die Plünderer. Um 12½ Uhr in der 
Nacht ſchien Alles beendigt. Doch Militair, Polizei und Gensdarmen 
waren auf ihrer Hut. Und in der That dauerte es nicht lange, als aus 
dem Bevölkerungs- und Elendreichen Stadtviertel Marolles einige Hun⸗ 
dert Individuen in die untern Theile der Stadt herabſtiegen und Schenk⸗ 
lokale, wie Bäckerläden und Getreidemagazine zu ſtürmen verſuchten. Sie 
wurden ſehr ſchnell von der bewaffneten Macht zurückgeſchlagen und an 
zehn derſelben verhaftet. 

Am 11ten kam es ſchon während des Tages zu Aufläufen an eini⸗ 
gen Orten, wie zu Angriffen auf Privateigenthum. In der Nacht wurden 
die Volkshaufen größer und bedrohlicher. Es läßt ſich denken, daß Sei⸗ 
tens der Militair- und Communalbehörden alle Vorbereitungen getroffen 
waren, um mit Nachdruck einſchreiten zu können. Am 12. ging es in 
der nämlichen Weiſe fort. An dieſem Abend war namentlich der „große 
Platz“ mit Menſchen gefüllt, meiſtens Neugierigen; da der bisherige Päch⸗ 
ter des „königlichen“ (das will ſagen: ſtädtiſchen) Theaters am Münz⸗ 
plage, Hr. Hanſſens, mit c. 75,000 Fr. Bankrott gemacht und bis zum 
15. Juni, wo Hr. Aug. Nourrit die Pacht übernimmt, keine Vorſtellung 
ſtatt findet, ſo hofften die Theaterluſtigen hier auf dem großen Platze einen 
Erſatz zu finden. Daher die wirklich große Maſſe der Verſammlung. Es 
wurde indeß nur wenig in Szene geſetzt. Auf der einen Seite hieben die 
Gensdarmen etwas mit flachen Säbeln ein, und auf der andern wurden 
einige von ihnen, die ſich beſonders brutal betrugen, von Blouſenmännern 
derb mit Stockprügeln bewirthet. Das Nämliche begegnete einem Mitgliede 
der Bürgergarde. Aus den Volkshaufen hörte man wiederholt den Ruf: 
„Vive la République!“ und nebſt dem arges Ziſchen und Pfeifen, ſobald 
eine neue Abtheilung von Gensdarmerie erſchien. Wenn Marſchall Lobau's 
Genie auf den Gedanken kam, durch Spritzen ſtatt durch Kanonen die 
Emeute zu bewältigen, ſo muß ihm der Ruhm dieſer Erfindung unbeſtritten 
bleiben. Aber bei uns war ſie diesmal überflüſſig. Denn der Himmel 
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ſelbſt übernahm ſowohl in der Nacht vom 11. mie vom 12. das Sprigen: 
meiſteramt und trug beidemal durch einen mehr als gut gemeinten Platz⸗ 
regen in viel wirkſamerer Art, als Polizei und Gensdarmen, zur Vertrei⸗ 
bung der zuſammengerotteten Maſſen bei. Ergötzlich war es, dieſe Tage 
über die Furcht der Bürger mitanzuſehen und zu hören. Sie hielten ſich 
bereits für halb, wenn nicht ganz verloren. Und wer jagte dieſen Schrecken 
ein? Einige hundert verhungerte Proletarier, ohne Waffen, blos Einige 
unter ihnen mit Stöcken verſehen, ohne Plan, ohne Anführung, ohne Ein⸗ 
ſicht, ohne irgend einen klaren und zum voraus beſtimmten Zweck, es ſei 
denn der: ſich einige Lebensmittel und einige Gläſer „Faro“ und andrer⸗ 
ſeits ihrer Wuth gegen die Reichen einige Befriedigung zu verſchaffen. 
Wenn das am dürren Holze geſchieht, was ſoll da erſt aus dem grünen 
werden? Das heißt: wenn einige 100 Proletarier, die zwar vom Hun⸗ 
ger aufgeſtachelt, doch ohne jeden Plan, zuſammenlaufen und nicht einmal 
den Verſuch machen, ſich in Beſitz auch nur einiger Waffen zu bringen, 
wenn dieſe ſchon einer ganzen Stadt tagelanges Entſetzen einflößen: wie 
würde erſt die Wirkung in dem Falle beſchaffen ſein, daß die arbeitenden 
Klaſſen vollſtändig organiſirt, mit beſtimmten Ziele vor ihren Augen, mit 
Waffen in den Händen, mit Barrikaden am Eingang der engen Straßen, 
zum Kampfe hervorbrächen? Die Einſichtsvolleren im Mittelſtande begrei⸗ 
fen, daß letztere Erſcheinung nicht mehr lange ausbleiben wird. Ihre Angſt 
entſpringt daher weit weniger aus der gegenwärtigen Gefahr, die ſehr unbe⸗ 
deutend iſt, als aus dem Vorgefühl der künftigen, der täglich näher rücken⸗ 
den, die mit unwiderſtehlicher Gewalt jedes im Wege befindliche Hinderniß 
über den Haufen rennen wird. Genug, die kleinen Vorfälle und Plünde⸗ 
rungsſcharmützel ſeit dem Abende des 10. Mai haben die Communalbehörde 
zur Erlaſſung eines Dekrets vermocht, das geſtern früh an allen Straßen⸗ 
eden angeſchlagen, und worin das Zuſammenſtehen von mehr als 5 Pers 
ſonen auf Straßen oder öffentlichen Plätzen ſtrengſtens verboten wurde. 
Den Spott, der ihr allgemein zu Theil wird, verdient dieſe Maaßregel 
um ſo mehr, als ſie erſt nach völliger Herſtellung der Ruhe ergriffen wird. 
Die Ruhe ſelbſt aber iſt eingetreten, weil man weiß, daß die an den paar 
Abenden zu Wege gebrachte Furcht kein Steigen der Brodpreiſe zugeben, 
im Gegentheil auf Erniedrigung derſelben denken wird. Dieſe Furcht iſt 
auch Anlaß geweſen, daß ſeit geſtern früh eine Maſſe von Polizeibeamten 
durch die volkreichen Quartiere eilten und an alle bedürftigen Familien 
Brodkarten austheilten, gegen die ſie ſich, freilich in nur höchſt beſchränk⸗ 
ten unzulänglichen Quantitäten, Brod in der Kommunalbäckerei holen kön⸗ 
nen. Hier koſtet das Kilogramm jetzt gegenwärtig 42 Centimen, während 
es bei den Privatbäckern bedeutend theurer iſt. So wenig auch dieſe Un⸗ 
terſtützung ſagen will, ſo trägt ſie doch jedenfalls zur Beruhigung der 
Nothleidenden weit mehr, als obengedachte Verordnung, wonach nirgends 
über 5 Perſonen zuſammenſtehen dürfen, bei. Das Volk hat alſo doch 
einen Theil deſſen erreicht, was es wollte: Verhinderung des weiteren Hin⸗ 
aufgehens der Brodpreiſe und eine etwas beſſere Unterſtützung von Seiten 
der Beſitzenden. 
Brüſſel, den 17. Mai. Die Emeute ſchweigt und die Beſitzen⸗ 
den, etwas von ihrer Furcht erlöſ't, wenden ihre Gedanken auf die nahe 
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bevorſtehenden Repräfentanten und Senatoren⸗Wahlen. Beſchäftigen wir 
uns auch ein klein wenig mit demſelben Gegenſtande. 

Die Repräſentantenkammer machte am 7. Mai Feierabend. Sie vo⸗ 
tirte geſchwind noch eine Menge von verſchiedenen Miniſtern geforderte Jus 
ſatzkredite, hier // Million, dort 300,000 Frs., und beſchloß dann, ſich 
unbeſtimmt zu vertagen. Die arme Majorität hat ſich in den 6 Mona⸗ 
ten (ſeit 10. Novbr. 46) ſo angeſtrengt, theils durch „Schwänzen,“ theils 
durch Schreien, daß ihre Geſundheit durch Fortſetzung dieſer herkuliſchen 
Arbeiten in Gefahr gekommen wäre. Es hatte die Mitglieder eine Un⸗ 
ruhe erfaßt, wie ſie bei Schülern kurz vor Beginn der Ferien bemerkt wird. 
Wer könnte es aber auch noch länger in der Kammer aushalten, wenn 
die neuen Waffen ſo nahe vor der Thür ſind? Da muß jeder Nerv, jede 
Muskel, zum Wiedergewähltwerden thätig ſein. Die Oppoſition proteſtirte 
zwar gegen den eiligen Schluß der Debatten. Sie wies auf die vielen 
Geſetzvorſchläge hin, die noch zu erörtern wären, darunter namentlich der 
wegen Bildung einer Ausfuhrgeſellſchaft zur Hebung der belgiſchen Linnen⸗ 
Induſtrie; half alles nichts: Die Kammer fühlte das Wahlfeuer unter 
ihren Füßen und wollte fort. Und ſo geſchah es. 

Geht man freilich auf die Thronrede zurück, ſo zeigt es ſich bald, 
wie wenig von all den ſchönen, darin enthaltenen Verſprechungen zu Stande 
gebracht worden. 

Das Miniſterium iſt in fieberiſcher Aufregung. Wird es abermals 
eine Majorität für ſich zu Stande bringen oder nicht? Das iſt die große 
Frage. Mangel an Energie, an Intriguen, Wahlmanövern ꝛc., hat es 
ſich wahrſcheinlich nicht vorzuwerfen, wenn es bei dem herannahenden 
Kampfe geſchlagen wird. Wer über alle Staatsmittel verfügt, ein Heer 
von Beamten zu ſeiner freiwilligen oder erzwungenen Mitwirkung, die ganze 
Macht der Biſchöfe und der ihnen fklaviſch unterworfenen Geiſtlichkeit, 
außerdem aber einen bedeutenden Theil der Grundariſtokratie und Ban⸗ 
quiers für ſich hat, wie das Miniſterium de Theux: für den muß eine 
Niederlage nur um ſo beſchämender ausfallen. 

Darum bietet es auch alle Mittel, die zu einem, wenn auch noch ſo 
ſchwachen Siege führen können, ohne alles Bedenken auf. Diejenigen Be⸗ 
amten, welche als Wahlkandidaten der liberalen Partei auftreten, werden 
ſofort abgeſetzt, fo z. B. der General- Prokurator Tremouroux; andere 
werden mit Entlaſſung bedroht und ſie ſehen ſich aus dem oder jenem 
häuslichen Grunde zur Unterwerfung genöthigt, ſo General Goblet, der 
als liberaler Kandidat für Tournay auftrat. Er hat ſich zurückgezogen, 
weil er ſeine Stelle als General, Inſpecteur des Genieweſens und der 
belgiſchen Feſtungen, als Generaladjutant des Königs, ꝛc. wahrſcheinlich 
aus ökonomiſchen Rückſichten vorzieht. 

Andererſeits iſt die liberale Partei nicht unthätig. Im Gegentheil! 
Sie befindet ſich aber in ſofern im Nachtheil, als ſie ſelbſt in zwei feind⸗ 
liche Lager, in die Alt⸗ und Jung⸗Liberalen, oder Doktrinärs und Demo⸗ 
kraten, geſpalten iſt. Sie ſucht ſich zwar durch Coalition, gemeinſchaftliches 
Handeln in Betreff der Wahlen zu ſtärken, die klerikale oder katholiſche 
Partei weiß aber dieſe innere Zerfallenheit des Liberalismus ſehr wohl zu 
benutzen. Hier in Brüſſel iſt indeß weder Coalition — Bündniß in Be⸗ 
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treff der Wahlen — noch Fufion (Verſchmelzung der beiden liberalen Pars 
teien) zu Stande gekommen. Die hieſigen Jung⸗Liberalen oder Demokra⸗ 
ten verſchmähten es, ſich als Inſtrument von den Alt⸗Liberalen oder Dok⸗ 
trinärs, deren Zweck nur dahin geht, ihre politiſchen Faſeleien in der 
Perſon von Rogier, Verhaegen, Lebeau, Lehon ꝛc. ans Ruder zu bringen, 
benutzen zu laſſen. Sie wollten Fufion, wirkliche Verſchmelzung. Dieſer 
Vorſchlag wurde von den Doktrinärs, der „Association liberale,“ big 
nach den Wahlen vertagt, dafür aber Coalition gewünſcht. Die letztere 
wurde aber von der „Alliance“ verworfen, fie erklärte, es ſei einer Ger 
ſellſchaft, die fich ſelbſt achte, unwürdig, ſich bei den Wahlen auf einen 
Schacher von Perſonen einzulaſſen. Dieſe Geſellſchaft ſchritt daher zur 
ſelbſtſtändigen Ernennung der Wahlkandidaten und die „Aſſoziation“ ſieht 
ſich genöthigt, dieſelbe Wahlliſte, mit Ausnahme eines einzigen Kandi⸗ 
Lips für den Senat (Coghens ſtatt Stiellemanns), zu der ihrigen zu 
machen. 

So weit ſich der Stand der Sachen, die Geſinnung der Wähler, bis 
jetzt überſehen läßt, ſo wird das katholiſche Miniſterium, die Handhabe der 
Biſchöfe und Jeſuiten, geſchlagen werden. Die Geiſtlichkeit bietet zwar 
Alles auf, um die Wahlen in ihrem Sinne durchzuſetzen; ihre Wahlzir⸗ 
kulare fliegen nach allen Seiten; ihre Mitglieder begeben ſich perſönlich in 
die Wohnungen der Wähler, benutzen den Beichtſtuhl zur Ermunterung 
wie zur Einſchüchterung in der ausgedehnteſten Weiſe: der Biſchof von 
Lüttich tritt in einigen Tagen fogar eine Rundreiſe in feiner Didzefe an, 
um die Wähler im Namen des Himmels oder der Hölle — denn beides 
ſind für die Ausbeutung der bigotten unſelbſtſtändigen Maſſe höchſt brauch⸗ 
bare und unzertrennliche Hülfsmittel — für das Miniſterium de Theux, 
das heißt, für die Reaction und den Jeſuitismus, ſtimmen zu laſſen: doch 
wird das Alles vergebens ſein. 

Bekümmert ſich das arbeitende und leidende Volk um dieſe Geſchich⸗ 
ten, nimmt es Antheil an dieſer ganzen Wahlaufregung? Mit nichten. 
Das Volk fühlt inſtinctmäßig, daß dies lediglich eine innere Angelegenheit 
der Bourgeoiſie, des Bürgerthums, ſeines letzten Erbfeindes iſt. Ganz 
Belgien, das 5 Millionen Einwohner zählt, hat im Ganzen 45,000 Wäh⸗ 
ler. Dieſe kleine Zahl, die Zahl der Ausbeutenden und Wahlfähigen, er⸗ 
nennt alle Repräſentanten und Senatoren, und dieſe von 45,000 Eigen⸗ 
thümern erwählten Perſonen machen alle Geſetze, dekretiren alle Steuern, 
verfügen über alle Staats⸗Einnahmen und Ausgaben, im Intereſſe der 
Bourgeoiſie oder blos wieder eines Theils der Bourgeoiſie. Es handelt 
ſich jetzt eben darum, daß die Bourgeoiſie ganz und gar in den Wahlen 
durchdringe, daß ſowohl die himmliſche oder Jeſuitenpartei, wie die großen 
Grundeigenthümer zu Boden geſchleudert werden. Iſt erſt die Bourgeoiſte 
mit allen ihren Conſequenzen und Folgen, mit ihrem Freihandelsſyſtem, 
ihrer freien Konkurrenz, ihrer naiv⸗geſtändigen Staatswirthſchaftslehre am 
Ruder: dann erſt beginnt der eigentliche Kampf zwiſchen ihr und dem 
Proletariat, dann erſt hat das letztere eine entſchiedene Stellung gewonnen, 
von der aus es alle feſten Poſitionen des Feindes binnen kurzer Zeit er⸗ 
obern und dem Erdboden gleich machen kann. 

Wie wäre es, fragt ein Theil der Beſitzenden, der ſich für progreſſiv 
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und humaniſtiſch ausgiebt, wie wäre es, wenn wir Maaßregeln träfen, 
um einem ſolchen Ausgang der Dinge vorzubeugen? wenn wir Mittel 
aufſuchten, durch die wir unſer Klaſſen⸗Intereſſe nach wie vor aufrecht ers 
halten und befriedigen und doch zugleich diejenigen Uebelſtände entfernen 
könnten, welche das untere Volk am meiſten zur Unzufriedenheit aufreizen? 
Zu ſolchem Zwecke wird man denn Fourrieriſt oder man verſucht das Sys 
ſtem der „chriſtlichen Liebe“ wieder aufzufriſchen. Daß der Fourrierismus 
unter der Bourgeoiſie immer mehr Anhänger gewinnt, liegt eben darin, 
daß er dem Kapitaliſten die Fortdauer ſeines Vorrechts gewährleiſtet und 
andrerſeits eine Menge ſchöner Redensarten „zum Wohle der arbeitenden 
Klaſſen“ verbraucht, ohne dem faulen Kerne des Ganzen, dem Privat- 
Erwerb, im Mindeſten nahe zu treten. 

In der angedeuteten Weiſe wird denn auch das Brüſſeler Bürger— 
thum immer mehr ſozial. Voran ſchreitet Hr. Ducpétiaur, General⸗In⸗ 
ſpektor der Gefängniſſe und Wohlthätigkeitsanſtalten c. Auf feine Ein⸗ 
ladung bildet ſich jetzt eine Geſellſchaft behufs Erörterung von Sozialismus 
und Communismus. Ihre Sitzungen werden öffentlich ſein. Daß Bürger 
zu Geſellſchaften zuſammentreten, ſich in beliebig großer Zahl zur Erörte⸗ 
rung von politiſchen und ſozialen Fragen verſammeln, in öffentlichen oder 
nicht⸗öffentlichen Sitzungen ſogar über die Grundſätze des Communismus, 
über die Vortheile oder Nachtheile der Aufhebung des Privateigenthums 
ſich ausſprechen, ohne erſt die Erlaubniß der Polizei oder irgend einer 
Behörde nöthig zu haben, verſteht ſich in Belgien von ſelbſt. Das Aſſo⸗ 
ziationsrecht, das Recht, ſich beliebig verſammeln, Vereine oder Geſellſchaf⸗ 
ten bilden zu dürfen, iſt in der Verfaſſung des Landes ausdrücklich ge⸗ 
währleiſtet und Bürger wie Proletarier, Beſitzende wie Beſitzloſe, machen 
von dem Recht vielfältig Gebrauch. Selbſt der einfältigſte Belgier begreift, 
daß dieſes Recht zwar unmittelbar weder dem Hungrigen Brod, noch dem 
Zerlumpten Kleidung verſchafft, daß aber ohne daſſelbe die Unterdrückung 
und Ausbeutung der Millionen durch eine verhältnißmäßig höchſt geringe 
Zahl Bevorrechteter ungemein erleichtert und verlängert wird. Sobald 
daher nur erſt der Kampf zwiſchen der klerikalen, oder katholiſchen, von 
den großen Landeigenthümern unterſtützten Partei und dem liberalen Bür⸗ 
gerthume zu Gunſten des letztern entſchieden iſt: dann wird auch das 
Proletariat von jenem Rechte der freien Vereinigung häufigeren und um⸗ 
faſſenderen Gebrauch machen als bisher. Denn alsdann iſt die Zeit zu 
ſeiner Thätigkeit, zu ſeiner Organiſation herangekommen und ſicher 
wird es ſich ſeiner Aufgabe gewachſen zeigen. Mittlerweile wird uns aber 
Muße genug übrig bleiben, um der Ducpeétiaux'ſchen Sozialiſten-Geſell⸗ 
ſchaft und ihrer Verhandlungen, wenn dieſe, wie zu erwarten, beſonders 
poſſierlich, oder wider alles Erwarten intereſſant ausfallen ſollten, bisweilen 
mit einigen Worten zu gedenken. Ob der Stoff dazu angethan iſt, wird 
ſich wohl vor Abgang der nächſten Korrespondenz herausſtellen. — 


(Zürich, den 11. Mai.) Das war eine famoſe Hatz im Kanton 
St. Gallen; ein wahrer Teufelsſtoß, der will's Gott! gedeihliche Früchte 
bringt. Der 2. Mai ſollte dem Kanton Gelegenheit geben, ſeine geſetzge⸗ 
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bende Behörde umzugeſtalten und fie aus der verwünſchten Unthätigkeit 
herauszureißen, in welcher ſie der gleiche Stand der Parteien gefeſſelt hielt. 
Große Erwartung, große Spannung, ob, und vor allen Dingen wie die⸗ 
ſer Zuſtand ſich ändern würde. Von beiden Seiten wurde gearbeitet, bei 
weitem am eifrigſten von den Jeſuiten, die Himmel und Erde, die ewige 
Seligkeit und einigen Kommunismus (was man hier zu Lande ſo nennt) 
in Bewegung ſetzten, um Brandfackeln unter das Volk zu ſchleudern. Hatte 
da im Oberrheinthal ein Fabrikherr ein paar Arbeiter fortgejagt, weil ſie, 
von den Jeſuiten dafür bezahlt, gar zu entſetzlich für die Religionsgefahr 
ſchrieen und — ein nicht zu überſehender Punkt — grade ihren Brod⸗ 
herren allüberall auf's ärgſte verketzerten. Ei nun! will's nicht vertheidi⸗ 
gen; kalkulire, würde das einem freien Manne ſchlecht anſtehen; hätt's 
immerhin bleiben laſſen können, der Herr Fabrikherr. War aber doch lu⸗ 
ſtig anzuhören, in welchen Tönen darob die Jeſuiten in's Horn ſtießen, 
daß das Geld auch das Gewiſſen der Arbeiter beherrſchen wollte. Wahr⸗ 
haftig, unſer Freund Kriege hätte in ſeiner blühendſten Periode nicht tap⸗ 
ferer dagegen losdonnern können. Für die Jeſuiten ſtand aber auch viel 
auf dem Spiele; ſiegten die Liberalen, ſo war die zwölfte Stimme zur 
Ausweiſung der Jeſuiten da; ſiegten ſie, ſo hatte der Sonderbund ein 
Glied mehr, und ſie ſtanden ſchon mit ausgeſpannten Krallen auf dem 
Sprunge, um ihren ſchwarzen Giftmantel über den ſchönen Kanton St. 
Gallen hinzubreiten und alle Lebensblüthen zu erſticken. So kam der 2. 
Mai heran, ohne daß man mehr als ungewiſſe Vermuthungen über den 
Ausgang der Wahlen hatte. War ſo recht ſauberes ſchönes Sonntags⸗ 
wetter, grade wie ein Jahr vorher in Zürich bei den Maiwahlen; ich war 
froh, daß ich nicht mit wählen brauchte, und machte einen Spaziergang 
nach Altſtetten, wo man ausgezeichnet guten Wein trinkt. Auf dem Rück⸗ 
wege wurde das Wetter trüber und als ich glücklich in der Häfelei gelan⸗ 
det war und mich vor Anker gelegt hatte, kam Kunde von Rapperswyl, 
daß dort, wie auch im Oberrheinthale, die Zöpfe und Jeſuiten geſiegt 
hätten. Ging mich eigentlich nichts an, ärgerte mich aber doch und trank 
aus Bosheit ein ganzes Glas Bier aus. Hätte das nicht thun ſollen, 
denn wenn mich auch der Parteienkampf in der Schweiz intereſſirt, ſo iſt's 
doch geſcheuter, ſich nicht darüber auszuſprechen, was mich freut und was 
mich ärgert. Und wenn ich mich auch mit dem Schweizer freue und är⸗ 
gere und dieſes äußere, ſo iſt's doch nur Höflichkeit, wenn er mir nicht 
erwiedert: „Ei, in's Teufels Namen, Herr, was geht Euch das an?“ 
Eine ſchöne Tugend, die Höflichkeit! Die Rapperswyler Jeſuitenzöpfe lie⸗ 
ßen vor Freude Böllerſchüſſe krachen, und vom gegenüber liegenden Ufer, 
aus Schwyz, donnerten Kanonen zum freudigen Gegengruße herüber. Ei! 
ſo triumphirt nur zu, was geht's mich an? Dachte ſo an denſelben Tag 
im vorigen Jahre zurück, welch' ein freudiges Leben herrſchte da im gan⸗ 
zen Kanton Zürich und in der Häfelei! Ging mich zwar auch nichts an, 
es iſt aber doch ſchön, wenn ein ganzes Volk oder eine große Partei deſ⸗ 
ſelben in freudigem Siegesjubel aufjauchzt, gleichviel, ob der Sieg auch 
wirklich ein erheblicher oder nur ein ſcheinbarer iſt. Nun damals wurde 
denn auch rechtſchaffen gejubelt und faſt viel Bier getrunken, woran ich 
auch Thleil nahm, und kalkulire, es war bei der allgemeinen Freude da⸗ 
Das Weſtphäl. Dampſb. 47. VI. 24 
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zumal nicht bloße Höflichkeit, daß man nichts dagegen hatte. Wie mochte 
es jetzt wohl in St. Gallen ausſehen? Wie nachher berichtet wurde, hat⸗ 
ten die Liberalen dort am Abend die ungünſtigen Berichte aus dem Ober⸗ 
rheinthal erhalten, gaben ihre Sache verloren und legten ſich mit dem Ge⸗ 
fühl ſolider Verzweiflung zu Bett, um ſich die Sache zu beſchlafen. Als 
ſie am andern Morgen wieder aufſtanden, hatte ſich aber die Lage ganz 
unerwartert verändert; ſie fanden eine Majorität von 6 Stimmen, 78 ge⸗ 
gen 72, in ihren Reihen. Der kleine Bezirk Gaſter hatte den unvermu⸗ 
theten Aus ſchlag gegeben. Es iſt der kleinſte Bezirk des Kantons, hat 
nur 6 Mitglieder zu wählen, iſt ganz katholiſch, hatte bisher immer ultra: 
montan gewählt, und es war Niemanden in den Sinn gekommen, von 
dieſem Bezirk etwas zu hoffen und zu fürchten, daher die Agitation ihn 
auch ganz in Ruhe gelaſſen hatte. Und dieſer Bezirk gibt den Ausſchlag, 
während die klugen Führer des Volks auf beiden Seiten mit allen ihren 
künſtlichen Manövers nichts ausgerichtet hatten. Ganz von ſelbſt waren 
die Männer von Gaſter zu der Einſicht gekommen, wohin ein Jeſuiten⸗ 
Regiment führen müßte, ganz von ſelbſt, ohne daß die Führer des Volkes 
ihm dieſes in ſchönen Reden auseinandergeſetzt hätten; das Volk iſt mei⸗ 
ner Seele gar nicht ſo dumm, wie die Herren Volksführer glauben, und 
ſie ſollten es nur ruhig ſich ſelber überlaſſen. Aber freilich müßten da 
erſt auch die anderweitigen Aufhetzungen, der Mißbrauch der geiſtlichen 
Gewalt, aufhören! Mit dem Rufe: „nieder mit den Jeſuiten! nieder mit 
den Ariſtokraten!“ rückten die Männer von Gaſter auf dem Wahlplatz ein, 
wählten lauter liberale Männer, und ſo iſt das ſchöne St. Gallen geret⸗ 
tet und den Klauen der Jeſuiten entriſſen, und die zwölfte Stimme zur 
Ausweiſung der Jeſuiten iſt da. Natürlich erregte dieſer unerwartete Aus: 
gang auf der einen Seite eben ſo großen Jubel, wie auf der andern Seite 
Schrecken und Beſtürzung. Die Ultramontanen ſchreien Zeter über die 
Katholiken von Gaſter, und rufen die Rache des Himmels auf ſie herab, 
daß fie der katholiſchen (will ſagen, jeſuitiſchen) Sache untreu geworden; 
ſie meinen, dieſer Donnerſchlag aus heiterem Himmel ſei jedenfalls für ſie 
ein ſehr niederſchlagendes Ereigniß. Wollen hoffen, daß dieſes nicht 
bloß eine figürliche Redensart bleibt; dazu gehört aber vor Allem noch 
zweierlei, nämlich Energie der Tagſatzung, und daß die St. Galler Libe⸗ 
ralen ihren Sieg auch gehörig zu benutzen verſtehen. Im Allgemeinen 
herrſcht bei den Schweizer Liberalen eine ganz verzweifelte Manier, ſich 
nach einem erlangten Siege in Mäßigung und Schonung ihrer Gegner 
hervor zu thun, in Schonung ihrer Gegner, die jedes Zugeſtändniß nur 
zu neuen Forderungen veranlaßt, und die ihrerſeits ihre Siege ganz an⸗ 
ders zu benutzen verſtehen; Beiſpiele geben Luzern und Freiburg, wo die 
ſiegenden Ultramontanen alle auch nur halbweg liberalen Männer ohne alle 
Rückſicht aus ihren Stellungen verdrängten. Das ſollten die St. Galler 
von ihnen lernen. Schon vorher hatten die liberalen St. Galler bei dem 
gleichen Stande der Parteien ihren Gegnern nachgegeben, als ſie durchaus 
einen eigenen Biſchof für St. Gallen haben wollten, ohne durch dieſe 
Nachgiebigkeit etwas Anderes zu erlangen, als daß ihre Gegner immer 
unverſchämter in ihren Forderungen wurden. Jetzt freilich ſprechen ſie von 
nichts anderem, als von Mäßigung, die jede Partei, die ihr Vaterland 
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aufrichtig liebe, bei einem ſolchen augenblicklichen Siege zeigen müſſe; und 
zugleich fügen fle die Drohung hinzu, daß fie auch noch da fein, fame 
pfesmuthig wie immer. Hoffentlich werden die Liberalen ſich weder durch 
ſolche Locktöne bethören, noch durch ſolche Drohungen ſchrecken laſſen. Der 
Gr. Rath hat zunächſt die Regierung neu zu beſtellen, und es kömmt dar⸗ 
auf an, lauter entſchiedene Männer, welche die errungenen Vortheile zu 
behaupten und zu verfolgen wiſſen, hineinzubringen. Unterlaſſen dieſes die 
Liberalen aus Mäßigung und Schonung ihrer beſiegten Gegner, ſo haben 
ſie noch wenig gewonnen; die religiöſen Aufhetzungen dauern fort, nicht 
unwahrſcheinlich werden die beſiegten Ultramontanen auch den Sturm einer 
Verfaſſungsreviſion verſuchen, natürlich nicht, um die Verfaſſung zu ver⸗ 
beſſern, ſondern um die Bevölkerung fortwährend in der Agitation zu er⸗ 
halten. Daß unter ſolchen Umſtänden eine feſte und entſchiedene Regie⸗ 
rung Noth thut, iſt klar; eben ſo auch um zu verhindern, daß unter den 
liberalen Mitgliedern des Gr. Rathes ſelbſt nicht Schwanken und Unent⸗ 
ſchiedenheit Platz gewinnt, was faſt unvermeidlich ſein würde, wenn die 
Regierung mit ſchlechtem Beiſpiele voran ginge. Es kommt alſo, wie ge⸗ 
ſagt, Alles darauf an, daß bei der Beſtellung des Regierungsrathes der 
Gr. Rath alle. perſönlichen Rückſichten, alle Schonung, Mäßigung, und was 
dergleichen Theeſiederworte mehr ſein mögen, hintanſetzt. Ich meine, die 
Liberalen müſſen vor allen Dingen den Landammann Baumgärtner, be⸗ 
kanntlich früher der eifrigſte Radikale, der Zeit eben ſo eifriger Jeſuiten⸗ 
vertheidiger, bei der neuen Regierungswahl an die Luft zu ſetzen. Aber 
ſchon ſpricht man die Beſorgniß aus, daß die Liberalen dieſes nicht thun 
würden, um nicht gar zu „ſchroff“ zu erſcheinen. Hoffentlich iſt dieſe Be⸗ 
ſorgniß ungegründet; denn wenn dieſe Rückſicht, die Furcht vor „Schroff⸗ 
heit“ ſiegte, dann wäre das Theeſiederregiment fertig. Nur wenn der Gr. 
Rath ganz entſchiedene Männer wählt, wird's gehen; dann iſt es an der 
Tagfagung, zu handeln, und zu zeigen, daß fle nicht ganz für nichts und 
wieder nichts da iſt. Wollen's abwarten. 

Es iſt nicht zu überſehen, daß es grade ein rein katholiſcher Bezirk 
iſt, der den Ausſchlag gegeben hat. Die Jeſuitenparthei ſucht die ganze 
Differenz ſo gern als einen Streit zwiſchen Reformirten und Katholiken 
darzuſtellen, als handele es ſich um eine Unterdrückung der Katholiken durch 
die Reformirten. Natürlich gibt ihnen das bei vielen Katholiken wirkſame 
Waffen in die Hände, wenn ſie ihre Sache als identiſch mit der katholi⸗ 
ſchen Religion überhaupt hinſtellen können. Der kleine Umſtand, daß un⸗ 
ter den liberalen Ständen zwei ganz katholiſche Cantone, Teſſin und So⸗ 
lothurn ſich befinden, und daß viele Proteſtanten, ſowohl einzelne Männer, 
als ganze Cantone (Neuenburg, Baſelſtadt, früher auch Genf) entweder 
für ſie oder doch nicht gegen ſie ſind, dieſer Umſtand kömmt dabei weiter 
nicht in Betracht. Die Katholiken von Gaſter aber haben eingeſehen, daß 
es ſich um etwas ganz anders handelt, als um konfeſſionelle Unterſchiede 
und Streitigkeiten. Grade dieſer Umſtand, daß ein katholiſcher Bezirk es 
iſt, der den Sturz der Jeſuitenparthei in St. Gallen, und vielleicht weiter⸗ 
hin in der ganzen Schweiz, entſchieden hat, nimmt nun aber dem Geſchrei 
über die gefährdete katholiſche Religion viel von ſeiner Wirkſamkeit, was den 
Aerger der Geſchlagenen noch beträchtlich erhöht. Daher ſie denn auch ge⸗ 
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gen den Bezirk Gaſter ganz entſetzlich erboſ't find; es ſollte mich gar nicht 
wundern, wenn ſie den ganzen unglücklichen Bezirk mit dem Interdict be⸗ 
legten. Auf den erſten Juli tritt die Tagſatzung in Bern zuſammen, und 
es wird ſich dann zeigen, was die liberalen Stände mit ihrer Majorität 
anfangen werden. 

Zum Schluß noch ein Pröbchen von Luzerner Polizeigewalt. Die 
Magd des Dr. Steiger in Winterthur beſuchte ihre kranke Mutter in Hoch⸗ 
dorf im Canton Luzern. Das wird ruchtbar, acht Landjäger, umgürtet 
mit Wehr und Waffen, machen ſich auf, fallen auf offener Straße über 
das Mädchen her, als ſie eben ihren Rückweg antreten will, ſchleppen ſie 
auf die brutalſte Weiſe nach dem Polizeigefängniß, viſitiren ſie bis auf's 
Hemd und werfen ſie in ein Kerkerloch zu mehreren anderen Gefangenen, 
von denen einer, ein Straßenräuber, bei der Nennung des Namens Stei⸗ 
ger ſich kreuzte und ſegnete. In dieſer Geſellſchaft brachte das Mädchen 
die Nacht zu. Am folgenden Tage wurde ſie entlaſſen und zu einer Buße 
von 20 oder 30 Frs. verurtheilt, weil man mehrere Briefe an Steiger bei 
ihr gefunden hatte, welche deſſen Bekannte in Luzern ihr zur Beſorgung 
übergeben hatten. Ob dieſes der Grund ihrer Verhaftung war, davon 
wurde ihr nichts geſagt. Wenn man's aber auch vorher gewußt hätte, ſo 
iſt's doch ein küribſes Verfahren, einen Dienſtboten, der Briefe an feine 
Herrſchaft mitnimmt, alſo höchſtens wegen Umgehung des Poſtregals ſtraf⸗ 
fällig iſt, ohne weiteres in's Loch zu werfen und zu einer Buße zu ver⸗ 
urtheilen, welche die höchſte geſetzliche Geldſtrafe für ein ſolches Vergehen 
(20 faches Porto) weit überſteigt. Die vorgefundenen Briefe waren von 
der Polizei geöffnet, wieder zugeſiegelt und ſo der Magd e 
Nicht wahr, ein hübſches Pröbchen von jeſuitiſch⸗idylliſcher Polizei 
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(Zürich, Mitte Mai.) Vor vier Wochen berichtete ich Ih⸗ 
nen über die Anſtrengungen, denen ſich ein großer Theil der liberalen 
Regierungen in der Schweiz unterzieht, um gegen die Lebensmittelnoth und 
alle ihre traurigen Folgen mit Erfolg anzukämpfen. Ich verglich dabei 
den Standpunkt des Herrn Oberpräſidenten von Weſtphalen, der bei einer 
allgemeinen Kalamität den einzelnen Bürger auf die eigne Kraft und Thä⸗ 
tigkeit verweiſt, mit dem gänzlich verſchiedenen der Regierung des Kan⸗ 
ton Zürich, eines Landes, wo das Prinzip des Selfgovernment nach allen 
Richtungen hin in anerkannter Wirkſamkeit beſteht, und wo man deſſen 
ungeachtet unter den gegenwärtigen Verhältniſſen nicht genug von oben 
herab thun zu können glaubt. In der That, neue Anſtrengungen der Zür⸗ 
cheriſchen Regierung, ſowie eine Aeußerung des königl. Landtagskommiſſa⸗ 
rius v. Bodelſchwingh in Berlin, veranlaſſen mich, meinem frühern Be⸗ 
richte noch einige Worte hinzuzufügen. — 

Hr. v. Bodelſchwingh bemerkte gelegentlich in einer Debatte des Ver⸗ 
einigten Landtages, man habe eine viel zu hohe Meinung von den Hülfs⸗ 
mitteln des Staates, derſelbe könne nicht Alles thun, er könne nicht für 
die Einzelnen Korn anuſchaffen u. ſ. w., ſelbſt wenn derſelbe für eine Mil⸗ 
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lion Lebensmittel ankaufen würde, fo brächte das nicht viel auf den Kopf. 
Der Herr Miniſter betrachtet es alſo als eine äußerſte, faſt undenkbare 
Maaßregel des Staates, daß derſelbe etwa für eine Million Thaler Korn 
ankaufen und billig vertheilen ließe. Wir wollen nun ſehen, was dagegen 
im Kt. Zürich geſchehen iſt: wie Sie ſchon aus meinem vorigen Schrei⸗ 
ben wiſſen, unterſtützt die Kantonalarmenpflege die Gemeinden in der Un⸗ 
terhaltung der eigentlichen Almoſengenöſſigen; der Finanzrath vertheilt mos 
natlich etwa 4000 Centner Mais unter die Gemeinden zum Verkauf (unter 
der Hälfte des Werthes) an die Unterſtützungsbedürftigen; monatlich 
werden etwa 200,000 Portionen Suppe ausgetheilt (das machte auf Preu⸗ 
ßen nach Verhältniß der Bevölkerung etwa ½ Million Portionen täg⸗ 
lich); und zu alle dem hat die Regierung kürzlich noch für eine Million 
Schweizerfranken Korn aufkaufen laſſen, um daſſelbe unter dem Markt⸗ 
preiſe wieder an die Einwohner verkaufen zu können. Während Hr. v. 
Bodelſchwingh ſich nicht einmal zu einer Million Thaler für die große 
preußiſche Bevölkerung verſtehen kann, bringt unſere Regierung 24m al 
größere Opfer; denn eine Million Schweizer Franken verhält ſich zur Zür⸗ 
cher Bevölkerung ungefähr wie 24 Millionen Thaler zur Preußiſchen. 

Bei dieſen Anſtrengungen von Seiten derer, die für des Volkes 
Wohlfahrt zu ſorgen haben, iſt es denn auch kein Wunder, wenn unſer 
Volk, obgleich es gegenwärtig, der ungünſtigen geographiſchen Lage und der 
höchſt unbilligen Fruchtſperre wegen, wohl das theuerſte Brod in der Welt 
iß't, obgleich ihm Deutſchland und Frankreich ein ſehr böſes Beiſpiel bie⸗ 
ten, — dennoch nach wie vor feiner Regierung traut, und die Lage der⸗ 
ſelben nicht durch unnützen Krawall erſchwert. Ù% * * 


(Dresden, Mitte Mai.) In üppiger Pracht ſtehen rings um 
die Stadt die jungen Saaten, und aus allen Theilen des Landes werden 
die ſchönſten Hoffnungen auf eine reiche Ernte kund, aber bis dahin ver⸗ 
geht noch manche Woche und in unſern augenblicklichen Nothzuſtänden iſt 
eine weſentliche Veränderung nicht eingetreten. Das Miniſterium des In⸗ 
nern, das „trotz der ernſteſten Aufmerkſamkeit,“ die es der Getreidefrage 
zugewendet, doch leider zu ſpät den Umfang der Noth und die Gering⸗ 
fügigkeit der Hülfsquellen erkannt hat, erläßt eine wohlſtyliſirte Bekannt⸗ 
machung, eine Verordnung nach der andern, die theils zur Sparſam⸗ 
keit (112) im Verbrauch der Lebensmittel mahnen, theils, wie das Verbot 
neubacknes Brod vor 48 Stunden auszugeben, wirklich nutzbringend 
ſind. Der Einfuhrzoll auf Reis iſt bis zum Oktober aufgehoben, das 
Branntweinbrennen aus Getreide und Kartoffeln auf ein halbes Jahr un⸗ 
terſagt, aber eine Unterſuchung der etwa im Lande noch disponiblen Vor⸗ 
räthe, welche die öffentliche Stimme dringend forderte, welche die Noth⸗ 
wendigkeit zur Beruhigung der aufgeregten Gemüther und zur Widerlegung 
nachtheiliger Gerüchte gebot, iſt nicht erfolgt, die Stärke der Regierung 
ruht ja auf der Zuſtimmung des größeren Grundbeſitzes. Und die Ges 
treidezufuhren, die uns von Woche zu Woche in Ausſicht geſtellt wurden, 
find bisher ausgeblieben, durch das Ausfuhrverbot Oeſterreichs fogar uns 
ſre nächſte reiche Kornkammer, Böhmen, uns offiziell verſchloſſen. Offiziell 
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fage ich, denn das Paſchen wird nun ſyſtematiſch betrieben, man verbäckt 
jenſeits das Mehl gleich zu Broden und ſchafft dieſe auf Schleichwegen 
in das hungernde Erzgebirge. Dort iſt die Noth allerdings furchtbar, die 
kleinen ſtädtiſchen Gemeinden thun das Aeußerſte was in ihren Kräften 
ſteht, um ſie zu lähmen, Suppenanſtalten, Brodvertheilungen ſind faſt über⸗ 
all im Gange, aber es ſind dies nur Tropfen auf einen heißen Stein. 
Die Staatsbürgerzeitung, die der Noth dießmal ihre volle Aufmerkſamkeit 
zuwendet, bringt entſetzliche Schilderungen aus den gebirgiſchen Fabrikſtäd⸗ 
ten, der Wochenverdienſt reicht nicht völlig zu den nothwendigſten Lebens⸗ 
bedürfniſſen hin und auf einige Tage iſt immer der Hunger an der Tages⸗ 
ordnung. Wir leſen nun freilich, daß das Miniſterium dahin und dorthin 
Unterſtützungsgelder überwieſen hat, aber wiſſen nichts von einem vollſtän⸗ 
digen Plane, nach welchem es handelt, und das hieſige Tageblatt, das 
noch vor Kurzem erklärte, was das Miniſterium gethan, das werde ſpäter 
zur öffentlichen Anerkennung kommen, das alſo ſehr genau unterrichtet 
ſcheint, antwortet mit ſouverainer Verachtung auf einen Aufſatz von R. B. 
(Rob. Blum 2) in der Stsb. Ztg., es halte es unnütz, auf ſolche Beſchul⸗ 
digungen die Gegenbeweiſe zu liefern, die Chiffer R. B. könne dem Lande 
vollkommen genügen, daß alle Anklagen gegen das Miniſterium nichtig und 
böswillig ſeien (12). Wir hätten gewünſcht, das Tageblatt hätte ſofort 
den Ankläger durch Thatſachen belehrt, denn nicht R. B. allein hat dieſe 
Anſicht, hier wird ſie von Tauſenden getheilt. Hätten die Miniſterien 
außerordentliche Vorſchüſſe zur Abhülfe der Noth verlangt, ſo konnten ſie 
umfaſſend wirken, einestheils rechtzeitig ausländiſches Getreide kaufen, dann 
aber auch für Arbeit ſorgen, vielleicht beiſpielsweiſe durch Beſtellung von 
Decken, Hemden, Socken ꝛc. für das Militär und die Landesverſorgungs⸗ 
anſtalten, ſelbſt für den Fall, daß die Vorräthe einen ſolchen Zuſchuß nicht 
unbedingt forderten. 

Der gewerbliche Mittelſtand iſt hier immer mehr im Sinken, die Ge⸗ 
werbtreibenden mehren ſich zwar der Zahl nach, aber mit dieſer nimmt 
auch der Verdienſt des Einzelnen ab. Die Konkurrenz beherrſcht auch hier 
Alles, die prächtigſten Verkaufsgewölbe locken die Augen der Käufer her⸗ 
bei, und die Einrichtung des Ladens, der hohe Miethszins dafür verſchlin⸗ 
gen häufig genug das Geſammtvermögen des Anfängers, ſo daß er das 
Geſchäft ſchon mit blos ereditirter Waare eröffnet. Wir haben hier etwa 
560 Kaufleute aller Klaſſen, und von dieſen ſind in den beiden Jahren 
45. 46. nicht weniger als 22 bankrott geworden, die meiſten ohne ihren 
Gläubigern etwas Anderes als das leere Nachſehen zu hinterlaſſen. Wie 
weit hier die kleinen Intriguen im Intereſſe der Konkurrenz führen, möge 
das einzige Beiſpiel lehren, daß Kaufleute an Dienſtboten Theaterbillele 
verſchenken, damit dieſe bei ihnen die Bedürfniſſe ihrer Herrſchaften bezie⸗ 
hen. Schneider und Schuſter haben wir hier etwa zuſammen 1600 Mei⸗ 
ſter, unter denen 660 ohne Geſellen, ſehr viele ſelbſt als Geſellen für die 
Magazine arbeiten, von dieſem gedrückten Lohne das Hausweſen mit Mühe 
beſtreitend. 230 dieſer Meiſter zahlen nur den um zwei Fünftel herab⸗ 
geſetzten Tarif von 24 Nor. Gewerbe- und Perſonalſteuer, die übrigen 
430 konnten nicht einmal mit dieſem niedrigen Satze belegt werden, ſie 
geben von 20 — 5 Nor. herab. Und ſo ſtellt ſich das Verhältniß fat 
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durchgängig. Verluſt des aktiven Wahlrechts, denn an das paſſive ift 
nicht zu denken, iſt die häufige Folge dieſer Zuſtände, in denen die ſtädti⸗ 
ſchen Steuern nicht entrichtet werden konnten, und dadurch Uebergang 
der ſtädtiſchen Verwaltung immer ſichtbarer in den Beſitz der Wohlhaben⸗ 
den. Eine Erhöhung der ſtädtiſchen Abgaben, natürlich nach dem beſte⸗ 
henden Beſteuerungsprinzip, das den Gewerbtreibenden, den Kleinbärger 
am meiſten belaſtet, dürfte in nächſter Zeit in Ausſicht ſtehen, denn der 
neue Stadthaushaltsplan weiſt auf den flüchtigen Blick ſchon einen Ver⸗ 
luſt von 57000 Thlr. ſtädtiſchen Subſtantialvermögens nach, über das der 
Stadtrath eigenmächtig verfügt hat. Ob die Stadtverordneten endlich Hags 
bar werden und dieſe Verwendung von Stiftungen zu anderen als den 
beſtimmten Zwecken ſich verbitten, weiß der Himmel, bisher wenigſtens iſt 
man noch ſehr zärtlich mit dem Stadtrathe umgegangen und hat über 
alles Geſchehene nach einigen Redensarten den Mantel der christlichen Liebe 
gedeckt. 

Ich weiß nicht, in welchem Hefte von Heß' Geſellſchaftsſpiegel, theilte 
ein Korrespondent aus London den Brief einer vornehmen Dame an die 
Armendirektion mit, in dem ſie ſich über Bettler auf den Straßen be⸗ 
ſchwerte, da ſie doch ihre Armenſteuer pünktlich entrichte. Unſre Anzeiger 
vom 1. Mai d. J. enthält folgende Beſchwerde: „Unſre Brühl'ſche Ter⸗ 
raſſe, eine wahre Zierde Dresdens, ein Lieblingsort der Fremden wie der 
Einwohner, ſollte ſich wohl einer beſſern Beaufſichtigung der Behörde zu 
erfreuen haben. Auf jedem Schritt wird man von Bettlern, zerlumpten 
Frauen angeſprochen, deren Anblick uns in ein Bettlerhospital verſetzt. 
Wir gönnen gewiß dieſen Leuten die wenigen Groſchen, die ihnen da 
zu Theil werden, und die ſie nöthig brauchen; wir gehören auch zu 
denen, die gern und oft geben (wirklich?). Allein wir gehören auch zu 
denen, welche ihrer theuren Vaterſtadt überall ein anſtändiges und gebüh⸗ 
rendes Anſehen wünſchen.“ In der That, bei dieſer Ausgeburt chriſtlicher 
Wohlthätigkeit und bürgerlichen Anſtandsgefühls weiß man kaum, was 
man denken fol. Ganz abgeſehen von der Lüge, daß fo viel Bettler auf 
der Terraſſe ſich zeigten, denn es ſind nur wenige, und zwar faſt nur 
ältliche Perſonen, denen Krankheit und Mattigkeit deutlich anzuſehen iſt, 
die hier, wo kein Kinderlärm geduldet wird, ſich an friſcher Luft und jun⸗ 
gem Grün erfreuen, ja, die ſo gern ihr Beſtes angethan haben, um „an⸗ 
ſtändig“ zu erſcheinen, — abgeſehen davon, daß ſie ihr eignes Ausſehen 
für ſich ſprechen laſſen, will der Einſender etwa ein Dresdner St. Giles 
ſchaffen und mit Mauer und Graben umziehen, daß die „Lieblingsorte 
der Fremden und Einwohner“ nicht mehr durch Bettler entweiht werden, 
daß, Dresden überall ein „anſtändiges Anſehen gewinne?“ Natürlich, der 
brave Mann giebt ja ſeine Armenſteuer, er giebt auch außerdem „noch 
gern und oft,“ warum ſoll er ſich da noch anbetteln laſſen, nein, hier 
muß die Polizei einſchreiten, die allmächtige Lenkerin unſerer bürgerlichen 
Schickſale. O Pfui! 9 


*) Wir können dieſe Entrüſtung unſeres geehrten Korrespondenten nicht ganz thei⸗ 
len. Wenn der Einſender jener Beſchwerde das Betteln des „anſtändigen An⸗ 
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(Vom Rhein, den 11. April.) Bei Gelegenheit der Diss 
kuſſion über den Geſetzentwurf wegen Ausſchließung beſcholtener Perſo⸗ 
nen von den ſtändiſchen Verſammlungen iſt auf eine geſetzliche Beſtimmung 
aufmerkſam zu machen, welche, ſo viel bekannt, bisher noch nicht zur öf⸗ 
fentlichen Beſprechung gebracht iſt. Sämmtliche Geſetze über die Einrich⸗ 
tung der Provinzialſtände im preußiſchen Staat erfordern als unerläßliche 
Bedingung der Wählbarkeit in allen Ständen: die Gemeinſchaft mit 
einer der chriſtlichen Kirchen. Dieſe Kirchen, ſowohl die evangeliſche als 
die katholiſche, nehmen aber das Recht in Anſpruch, Mitglieder, die ſich 
den Vorſchriften der Kirche nicht fügen, aus ihrer Gemeinſchaft auszu⸗ 
ſchließen, und das Recht kann ihnen ſo wenig, als einer andern Gemein⸗ 
ſchaft, abgeſprochen werden. Wenn nun auch in der evangeliſchen Kirche 
ſolche Ausſchließungen ſeit langen Jahren nicht vorgekommen ſein mögen, 
ſo ſind ſie doch rechtlich möglich, daß ſie aber in der katholiſchen Kirche 
noch oft vorkommen, zeigt, außer mehreren andern Beiſpielen aus der neuen 
Zeit, die Exkommunikation des Fürſten v. Hatzfeld durch den Fürſtbiſchof 
von Breslau, deſſen Kompetenz zu dieſer Handlung unbeſtritten iſt. Der 
Fürſt v. Hatzfeld iſt alſo doch wohl nicht mehr in der Gemeinſchaft mit 
der katholiſchen Kirche, von welcher er ausgeſchloſſen iſt, noch iſt er, ſo 
viel bekannt, in eine andere chriſtliche Gemeinſchaft getreten. Dennoch iſt 
er als ſchleſiſcher Standesherr in der Herrenkurie, und aus dieſer wird er 
feiner Exkommunikation ungeachtet den Worten des Geſetzes nach nicht. 
entfernt werden können, da er nicht als gewählter Abgeordneter, ſondern 
aus eigenem Recht dazu gehört, wenn gleich der Geſetzgeber ſchwerlich be⸗ 
abſichtigt hat, den Standesherrn das Vorrecht zu gewähren, ohne Gemein⸗ 
ſchaft mit einer der chriſtlichen Kirchen ihre ſtandesherrlichen Rechte aus⸗ 


ſehens der Lieblingsorte der Einheimiſchen und Fremden wegen verboten wiſſen 
will, ſo iſt das allerdings der albernſte Grund, den er hätte finden können. 
Aber es iſt allerdings entſetzlich läſtig, es iſt widerwärtig, weil es eine Ente 
würdigung des Menſchen in ſich ſchließt, wenn man auf den Straßen von Dutzen⸗ 
den bettelnder Kinder ganze Strecken weit begleitet wird. Wollte man die er⸗ 
ſten Dutzende abkaufen, ſo würden bald neue, wie aus den Drachenzähnen, aus 
der Erde hervorſchießen. Man kann gegen den Bettel, namentlich gegen das 
Anbetteln auf den Straßen ſein, ohne darum weniger für die Aenderung und 
Beſſerung der ſozialen Zuſtände wirken zu wollen; wir wollen aber dieſe An⸗ 
nahme bei dem Einſender der Beſchwerde nicht machen, um ihn nicht in Verle⸗ 
genheit zu ſetzen. Daß dieſe Zuſtände die Wohlthätigkeit, das Almoſen als 
eine Nothwendigkeit bedingen, das iſt eben ein ſchlagender Beweis ihrer Unzu⸗ 
länglichkeit; aber dieſe Wohlthätigkeit iſt auch theils de jure, theils de facto 
ein Recht der Bedürftigen geworden. Und jedenfalls kann ſie auf wirkſamere 
und minder entwürdigende Weiſe in Anſpruch genommen werden, als durch das 
bettelnde Herumtreiben, welches ſich am beſten durch den affektirt winſelnden 
und frömmelnden Ton charakteriſirt. Das ſind allerdings ebenfalls Folgen un⸗ 
ſerer Zuſtände und wenn es mir deßhalb auch nicht einfällt, den Bettler zum 
Verbrecher zu machen oder den Grund ſeines Bettelns nur in ſeiner Perſon, 
ſeiner Faulheit zu ſuchen, ſo hindert das doch nicht, daß mir die ganze Erſchei⸗ 
nung ſehr widerwärtig ſein kann. Und wenn die Polizei dem öffentlichen Bet⸗ 
tel mit einiger Manier entgegentritt, fo möchte ich das für eine ihrer nützlich⸗ 
ſten Thätigkeitsäußerungen halten. Reb 
D. Ned. 
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zuüben. Wäre ſtatt feiner aber ein gewähltes Mitglied der drei Kurien 
exkommunizirt, ſo würde dies eben ſo unzweifelhaft ausſcheiden müſſen, 
als wenn eine der andern Bedingungen der Wählbarkeit, Grundbeſitz oder 
unbeſcholtener Ruf, bei ihm wegfiele. Hiernach iſt auch die kirchliche Be⸗ 
hörde in dem Falle, politiſche Rechte zu entziehen, eine Behörde, der man 
freilich nicht, wie einem Offizierkorps, die zu große Abhängigkeit von der 
Regierung entgegen ſetzen kann, indem ſie in dieſer Hinſicht freier ſtehen 
wird, als ſelbſt ein Richterkollegium, welchem man aber doch aus vielen 
andern Gründen ſchwerlich von irgend einer Seite die Macht einräumen 
möchte, Mitglieder der ſtändiſchen Verſammlungen aus dieſen zu entfernen, 
wie im Mittelalter der Kirchenbann den Verluſt der politiſchen Rechte nach 
ſich zog. 

Zwar beſtimmen die $$. 56 und 57, II. 11 Allg. L. R., welches 
§. 54 den Kirchengeſellſchaften die Befugniß beilegt, unwürdigen Mitglie⸗ 
dern bis zur Beſſerung den Zutritt in ihre Verſammlungen zu verſagen: 

§. 56. Wenn über die Rechtmäßigkeit der Ausſchließung Streit ent⸗ 

ſteht, ſo gebührt die Entſcheidung dem Staate. 

§. 57. So weit mit einer ſolchen Ausſchließung nachtheilige Folgen 

für die bürgerliche Ehre des Ausgeſchloſſenen verbunden ſind, 
muß vor deren Veranlaſſung die Genehmigung des Staats 
eingeholt werden. 

Dieſe Beſtimmungen fallen zuvörderſt bei den Einwohnern der Lan⸗ 
destheile ganz weg, in denen franzöſiſches oder gemeines Recht gilt, wenn 
fie auch bei der nur ſubſidiariſchen Natur des Landrechts in ſämmtlichen 
alten Provinzen gelten ſollten. Ferner würde ihnen das ſpätere, ſpeziell 
für die Bildung der Landtage gegebene Geſetz derogiren, welches ausdrück⸗ 
lich die Gemeinſchaft mit einer Kirche verlangt, die nur von der Kirche 
ſelbſt gegeben oder genommen werden kann. Wir behaupten demnach, daß 
ein exkommunizirtes Mitglied wenigſtens aus der Rheinprovinz, ſo weit 
dort nicht das Landrecht gilt, oder aus dem früher ſchwediſchen Theil von 
Pommern, wenn dort nicht beſondere Beſtimmungen gelten, nicht mehr in 
der Kurie der drei Stände ſitzen kann, werden uns aber ſehr freuen, wenn 
wir eines Beſſern belehrt werden. 

Das Patent vom 30. März c. hat in Beziehung auf den fraglichen 
Punkt nichts verändert. 

Wer übrigens etwa bezweifeln möchte, daß die evangeliſche Kirche auch 
eine Exkommunikation kenne, dem empfehlen wir, da uns in unſerer länd⸗ 
lichen Abgeſchiedenheit keine Beweisſtücke in Bezug auf die lutheriſche Kon⸗ 
feffion zur Hand fio, in dem Heidelberger Katechismus, als ſymboliſches 
Buch der reformirten Konfeſſion, die Fragen 82 — 85 nachzuleſen. Hier⸗ 
nach ſollen Ungläubige und Gottloſe vom Abendmahl durch das Amt der 
Schlüſſel ausgeſchloſſen werden, bis ſie ſich bekehren. Das Amt der Schlüſ⸗ 
fel iſt die Predigt des Evangelii und die chriſtliche Bußzucht, durch welche 
beide Stücke das Himmelreich den Gläubigen aufgeſchloſſen und den Un⸗ 
gläubigen zugeſchloſſen wird. Durch die chriſtliche Bußzucht geſchieht letz⸗ 
teres in der Art, daß diejenigen, ſo unter chriſtlichen Namen unchriſtliche 
Lehre oder Wandel führen, von der Kirche oder denen, ſo von der Kirche 
dazu verordnet ſind, nach vergeblicher Vermahnung durch Verbietung der 
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Sakramente aus der chriftlichen Gemeinde, und von Gott ſelbſt aus dem 
Reiche Chriſti werden ausgeſchloſſen, und wiederum als Glieder Chriſti 
und der Kirche angenommen, ſobald ſie wahre Beſſerung verheißen und er⸗ 
zeigen. Hinter dem, von der reformirten Generalſynode von Cleve, Jülich⸗ 
Berg und Mark herausgegebenen Geſangbuch, Auflage von 1817, findet 
ſich auch eine Form des kirchlichen Bannes, und der Wiederaufnahme des 
Abgeſchnittenen. 


(Aus der Grafſchaft Mark, April.) Der Kreis Ha⸗ 
gen iſt der Sitz einer großartigen Induſtrie. Tauſende von Arbeitern 
ſind mit der Verarbeitung des Eiſens beſchäftigt, und man findet die hie⸗ 
ſigen Fabrikate beinahe auf allen Weltmärkten. Der Reiſende, der die 
Enneperſtraße paſſirt, wo der meiſte Gewerbfleiß zuſammengedrängt iſt, 
wird ſtaunen über den Wohlſtand und die Pracht, die ſich dort dem Auge 
darbieten. So glänzend aber die Außenſeite iſt, ſo trübe iſt es im In⸗ 
nern. Wenn wir den glänzenden Vorhang wegziehen, und in die Werk⸗ 
ſtätte des Arbeiters ſchauen, ſo haben wir leider ein ganz anderes Bild. 
Armuth und Dürftigkeit bilden hier die Ausſtattung, und es iſt wahrlich 
nicht Lebensluſt, die ihn von früh bis ſpät den ſchweren Hammer führen 
läßt. Die Pracht und den Luxus entfalten nur die Fabrikherren, die Kauf⸗ 
leute, der Arbeiter ſchwitzt für das tägliche Brod. — Der höchſte Lohn, 
den er trotz allem Ueberarbeiten erſchwingen kann, beträgt 10 bis 12 Sgr. 
pr. Tag. Ein Schwarzbrod von 12 Pfd. koſtet hier durchſchnittlich 9 Sgr., 
in dieſem Augenblick fogar 16 ½ Sgr., und der Preis der Erdäpfel ſtieg 
vor Kurzem auf 2 Thlr. für 100 Pfd. Wer den täglichen Verbrauch ei⸗ 
ner Familie kennt, wird leicht ermeſſen, wie weit ein ſolcher Verdienſt zur 
Ernährung derſelben reicht. Der geringe Lohn der Eiſenbahnarbeiter iſt 
für die hieſige Schmiede ſo lockend, daß ſie ſchaarenweiſe ihre gewohnte 
Beſchäftigung verlaſſen, und an den Erdarbeiten der Bergiſchen Märkiſchen 
Eiſenbahn Theil nehmen. — Man hört oft als einen Vortheil hervorhe⸗ 
ben, daß die hieſigen Arbeiter unabhängig ſind. Wir behaupten, daß dieſe 
ſcheinbare Unabhängigkeit ihr Elend noch vergrößert. Die ziemlich koſtſpie⸗ 
ligen Werkzeuge muß ſich der Schmied ſelbſt beſchaffen. Der tägliche Ver⸗ 
ſchleiß verringert alſo noch ſeinen Lohn. Er wird ferner von allen Preisz 
veränderungen des Rohmaterials betroffen. Seit einigen Jahren iſt das 
Eiſen circa 15 bis 20% theurer geworden. Die unabhängigen Ars 
beiter haben aber noch keinen höheren Preis für ihre Fabrikate erlangen 
können; dieſelben ſind vielmehr noch billiger geworden. 
Nur einige Artikel, die zu febr in's Gewicht fallen, und ſchon mehr im 
Großen fabrizirt werden, machen hiervon eine Ausnahme. Die Zahlun⸗ 
gen geſchehen meiſtens in Wechſeln, die auf 2 bis 3 Monate lauten. Der 
Arbeiter braucht aber Geld, und ſo fällt er denn jenen mitleidigen Seelen 
in die Hände, die ihm gegen eine gewiſſe Vergütung, je nach der Größe 
des Betrags, aber ſelten unter 15 Sgr., den Wechſel in Baar umſetzen. 
Die gelobte Selbſtſtändigkeit der Arbeiter iſt ferner Veranlaſſung zu einer 
wüthenden Konkurrenz. Ein junger Meiſter will ſich Abnehmer für ſeine 
Waaren verſchaffen, und ſucht dieſen Zweck durch Herabdrücken des Prei⸗ 
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ſes zu erreichen. Ein anderer hat ein Gütchen geerbt, oder er hat Bors 
theile in der Beziehung des Materials, und er wird nicht ermangeln, durch 
niedrige Preiſe vorzugsweiſe Arbeit zu erlangen. Jährlich werden auch 
mehrere Male die Schienen von den verſchiedener Kohlenbahnen geſtohlen. 
Es unterliegt keinem Zweifel, daß Schmiede die Thäter ſind, und ſo muß 
alſo der Diebſtahl die Konkurrenz erleichtern helfen. So ſtehen die Sa⸗ 
chen, obgleich die Eiſenbahnfabrikation in der Blüthe iſt. Wie würde es 
ſein, wenn Kriſen eintreten? Wenn das jetzt ſo beliebte Abſperrungsſy⸗ 
ſtem uns noch mehr Länder verſchlöſſe? Schon der jetzige Zuſtand über⸗ 
liefert die Arbeiter dem Elende. Schlimme Konjunkturen würden ſie alſo 
vollends zum Ruine führen. Mehrere Schmiede haben vor Kurzem bes 
ſchloſſen, durch Vereinigung feſte und höhere Preiſe ihrer Fabrikate bei den 
Kaufleuten zu erringen. Möge ihre Dürftigkeit ihnen kein Hinderniß bei 
der Ausführung dieſes Planes ſein. Wünſchen wir vorläufig ihrem Vor⸗ 
haben das beſte Gedeihen. 


Weltbegebenheiten. 
Mai. 

Preußen. Die Zeit, welche urſprünglich für die Dauer des Ver⸗ 
einigten Landtages feſtgeſetzt war, iſt faſt verfloſſen; aber noch ſind mehrere 
der wichtigſten Propoſitionen, namentlich die über Einführung einer Ein⸗ 
kommenſteuer, gar nicht zur Berathung gekommen, der Maſſe noch unerle⸗ 
digter Petitionen gar nicht zu gedenken. An Fleiß hat es der Landtag 
nicht fehlen laſſen; die Sitzungen folgen ſich raſch und dauern lange. Die 
Verhandlungen ſind aber etwas weitläufig; in dieſen heißen Tagen lief 
man wirklich zuweilen Gefahr, unter der Maſſe des Zeitungspapieres zu 
erliegen und wohl Mancher hat, wie ich, mit Schaudern dieſe Fluth täg⸗ 
lich auf ſich einbrechen ſehen. Der Landtag würde die Geſchäfte ſchneller 
erledigen, wenn die einzelnen Fraktionen ſich wie in anderen Parlamen⸗ 
ten gewöhnten, nur die Haubtredner ſprechen zu laſſen. Das erlaubt aber 
die deutſche Gründlichkeit nicht; dieſe verlangt bekanntlich nicht bloß die 
Beleuchtung der Sache von allen Seiten, ſondern auch noch von einigen 
Seiten mehr, als allen. Dadurch halten ſich denn Viele verpflichtet, 
ihre unvorgreifliche Anſicht der Verſammlung nicht vorzuenthalten, ſollte 
ſie auch in Nichts von den bereits vorgetragenen abweichen, ſollten die 
Worte oder der Vortrag des Redners auch gar nicht die Ausſicht haben, 
irgend wen für dieſe Anſicht zu gewinnen. — Ich berichte zuerſt das fer⸗ 
nere Schickſal der „Deklaration der Rechte.“ Die von einigen geltend 
gemachte Anſicht, man dürfe gar nicht auf ſie eintreten, weil im Patente 
nur von Gutachten auf königliche Botſchaften, Petitionen und Beſchwer⸗ 
den die Rede ſei, konnte ſich nicht halten. Einmal iſt im Patente den 
Ständen auch das Recht gegeben, „Erklärungen zu erlaſſen; dann iſt im 
Patente keineswegs geſagt, daß der Landtag gar nichts anderes thun ſolle, 
als königl. Vorlagen begutachten und petitioniren. Was nicht verboten 
iſt, das iſt erlaubt. Daß das auch die Auſicht des Gouvernements iſt, 
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beweiſ't die Zulaſſung der Adreßdebatte, welche ebenfalls im Patente kei⸗ 
neswegs den Funktionen der Stände zugezählt iſt. In einer Sitzung 
wurde es dieſerhalb ſehr ſtürmiſch. Die Stimmung war ſchon etwas ge⸗ 
reizt, weil Hr. v. Bodelſchwingh eine Beſchwerde Beckeraths wegen ver⸗ 
weigerter Vorlage der Karlsruher und Berliner Zollkonferenzprotokolle als 
voreilig bezeichnete, welche Bezeichnung Hr. v. Beckerath ebenſo entſchie⸗ 
den zurückwies. Darauf kam die Uebergabe der Deklaration zur Sprache 
und die Aufregung ſtieg ſo, daß Hr. von Bodelſchwingh „wünſchte, die 
Verſammlung möge einen ruhigeren Charakter annehmen.“ Er ſprach ſich 
dann dahin aus, die Uebergabe der Deklaration ſei unzuläſſig, weil das 
Patent Nichts von ſolcher Befugniß ſage. Hr. v. Vincke entgegnete dar⸗ 
auf: die Aufregung habe ſich zuerſt in der Perſon des Hrn. Landtagskom⸗ 
miſſars bemerklich gemacht; dieſer habe kein Recht, auf das Materielle der 
nicht verleſenen Deklaration einzugehen; auch die Befugniß zur Adreſſe 
habe nicht im Reglement geſtanden, was eben nur enthalte, was man thun, 
nicht aber, was man nicht thun ſolle. Hr. v. Bodelſchwingh erwiederte 
ziemlich matt: wenn er zuerſt aufgeregt geweſen ſei, ſo habe er ſich ſelbſt 
zur Ruhe verwieſen; er behaubtete unter ſtürmiſchem, mehrmaligen Wider⸗ 
ſpruch der Kammer, der Antrag ſei vollſtändig verleſen (es war nur das 
Begleitſchreiben vorgeleſen) und deßhalb habe er das Recht, auf das Ma⸗ 
terielle deſſelben einzugehen; des dritten Vorwurfes entſinne er ſich nicht 
mehr. Hr. v. Vincke erklärt, er finde keine Veranlaſſung etwas zu wie⸗ 
derholen, was er geſagt habe, woraus Hr. von Bodelſchwingh den Schluß 
zog, Vincke habe den Vorwurf fallen laſſen. Hr. v. Vincke und mehrere 
Andere verlangten nun, die Deklaration ſolle nur von der Kurie der 3 
Stände berathen werden, weil gemeinſchaftliche Berathungen mit der Her⸗ 
renkurie nur bei Propoſitionen wegen Steuern und Anleihen ſtattfinden 
ſollten; die Adreßberathung ſei eine Ausnahme geweſen, die kein Präjudiz 
ſtelle. Der Marſchall, Hr. v. Rochow, beharrte aber dabei, daß die De⸗ 
klaration eine Fortſetzung der Adreßdebatte ſei und deßhalb mit der Her⸗ 
renkurie berathen werden müßte. Vincke mußte endlich unter Proteſt gegen 
das Verfahren dem beiſtimmen, weil der Marſchall erklärte, ſonſt könne er 
die Deklaration gar nicht annehmen. Die Herrenkurie entſchied ſich aber 
dahin: „Sie könne an dieſer Berathung geſetzlich nicht theilnehmen; das 
ſolle aber nicht heißen, daß ſie der Kurie der 3 Stände das Recht zuge⸗ 
ſtehe, einen Beſchluß zu faſſen, welcher Theile des Geſetzes, welches dem 
Vereinigten Landtage, alſo beiden Kurien, als untrennbarem Ganzen zur 
Grundlage diene, für nicht zu Recht beſtehend erklärte.“ Der Marſchall 
v. Rochow gab nun ſeiner Anſicht getreu die Deklaration zurück, weil er 
ſich nicht für befugt hielt, ſie von der Kurie der 3 Stände allein berathen 
zu laſſen; doch wurde ſie nun vollſtändig in der Verſammlung verleſen. 
Sie enthält eben die ſpezifizirte Aufzählung der aus den früheren Geſetzen 
fließenden ſtändiſchen Rechte und die Erklärung, daß die Unterzeichner dieſe 
durch die Geſetzgebung vom 3. Februar nicht für aufgehoben erachteten. 
Hr. v. Vincke erklärte, er wolle zwar auf die Verhandlungen der Herren⸗ 
kurie über dieſen Gegenſtand nicht eingehen, weil er es unter der Würde 
der Verſammlung halte, die Verhandlungen der Herrenkurie zu kri⸗ 
tiſiren; aber er müſſe ſich entſchieden gegen das Verfahren des 
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Marſchalls der Herrenkurie, Fürſt Solms- Lid, erklären, welcher eine 
Diskuſſion über die Deklaration eröffnet habe, ehe ſie von einer Ab⸗ 
theilung zur Vorlage vorbereitet ſei. „Das iſt das Ende einer Bemü⸗ 
hung,“ ſagte die „Berliner Zeitungshalle“ in ihrer gewohnten Manier, 
„welche unter ſteter Berufung auf das Geſetz die ganze Geſetzgebung vom 
3. Februar mit einem Stoße umwerfen will.“ Daß aber eine ſehr bedeu⸗ 
tende Majorität der Kammer mit den wichtigſten in der Deklaration aus⸗ 
geſprochenen Anſichten übereinſtimmt, das iſt man aus der Verwerfung der 
Land⸗Renten⸗Banken zu ſchließen berechtigt. — Bei dem Geſetzentwurf 
über die Ausſchließung beſcholtener Perſonen, iſt noch gegen den Entwurf 
beſchloſſen, daß der Verluſt des Bürger- und Gemeinderechts, der in klei⸗ 
nen Gemeinden durch 4 Perſonen herbeigeführt werden kann, nicht ohne 
Weiteres beſcholten machen, daß die Ausübung ſtändiſcher Rechte nicht ru⸗ 
hen ſoll, wenn das Bürger- oder Gemeinderecht ruht, ſondern erſt, wenn 
die Einleitung des Verfahrens von der Verſammlung beſchloſſen iſt. Das 
Ausſchließungsverfahren ſoll eingeleitet werden, wenn die einfache Majori⸗ 
tät es beſchließt, während die Abtheilung es eingeleitet wiſſen wollte, wenn 
nicht 2/, dagegen, alſo wenn / #1 Stimme dafür wäre. Welters An⸗ 
trag, daß nur die Standesgenoſſen die Einleitung des Verfahrens beſchlie⸗ 
ßen ſollten und ſie verfügen müßten, wenn nicht ¼ dagegen wären, fiel 
durch. Der Angeklagte fann die Anklage mit anhören und ſeine Verthei⸗ 
digung perſönlich führen. Die Verurtheilung wird, wie die Anklage, mit 
einfacher Majorität geſprochen, was mir bedenklich ſcheint. Hanſemann's 
Antrag, daß die Verurtheilung eine Majorität von 3/, oder wenigſtens / 
haben müſſe, wurde leider nicht angenommen. — Sollten die Wähler ei⸗ 
nen Abgeordneten für beſcholten erklären, ſo kann dieſer an den Provin⸗ 
zial⸗Landtag appelliren, und zwar ſpricht der ganze Landtag das Urtheil, 
nicht bloß der Stand des Angeklagten. Ein Amendement des Abg. Mohr 
von Trier, das ganze Geſetz auf einen Paragraphen zu reduziren, des 
Inhalts, daß nur die Stände und zwar mit einer Majorität von ¼ 
Stimmen Jemanden für beſcholten erklären könnten, wurde abgelehnt. 
Mit Hülfe dieſes von den Ständen angenommenen Entwurfes (die Herren⸗ 
kurie hat auch die Ehrengerichte beibehalten) iſt es noch immer ſehr leicht 
möglich, Jemanden als beſcholten von den ſtändiſchen Verſammlungen aus⸗ 
zuſchließen. Erklärte doch Hr. v. Bodelſchwingh in der Debatte über Rei⸗ 
chenbachs Einberufung, als Hr. Hanſemann Schlöffel's Verhaftung und 
Freiſprechung als Beiſpiel citirte: „Der — ich mag ihn nicht nennen — 
Fabrikant aus dem Rieſengebirge hat ſich über Nichts zu beklagen. Er 
iſt wegen Hochverraths denunzirt und verhaftet; das kann mir auch paſſi⸗ 
ren, wenn ich dieſerhalb denunzirt werde.“ Das hat nun zwar wohl 
Nichts zu ſagen. Wenn aber eine Unterſuchung ſo leicht herbeigeführt 
werden kann, daß ſelbſt ein Miniſter der Krone ſich nicht gänzlich davor 
geſichert fühlt, ſo ſollte man doch bei nicht ganz beſonderer Dringlichkeit 
das Reſultat abwarten, ehe man Jemanden der Ausübung ſeiner politi⸗ 
ſchen Rechte und ſeiner Freiheit beraubt. Die Freiſprechung macht die 
Haft nicht angenehm und ungeſchehen. — 

Der Antrag des Grafen Eduard v. Reichenbach, ihn als geſetzlich ge⸗ 
wählten Abgeordneten ſofort einzuberufen und gegen den Oberpräſidenten 
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v. Wedell wegen Verletzung der Wahlfreiheit vorzuſchreiten, ift weder von 
der Abtheilung, noch von der Majorität der Verſammlung bevorwortet. 
Ebenſo wurde es abgelehnt, ſeine Einberufung nach ſeiner Freiſprechung, 
und bis dahin die ſeines Stellvertreters zu beantragen. Graf Reichenbach 
iſt beſchuldigt, einem Gerichtsſcholzen, der ihn darum bat, eine verbotene 
Heinzen’fche Broſchüre geſchenkt zu haben, die er noch unaufgeſchnitten fo 
eben vom Buchhändler erhalten hatte. Dieſer ehrenwerthe Gerichtsſcholze 
denunzirte ihn nnd gegen Reichenbach wurde eine Unterſuchung wegen Ma⸗ 
jeſtätsbeleidigung eingeleitet, weil ſolche in der Broſchüre enthal- 
ten ſind. „Das Vergehen, verbotene Bücher zu verleihen, werde alle 
Tage begangen, ſagte Hr. Hanſemann. Wie man aber Jemanden für den 
Inhalt eines verliehenen Buches verantwortlich machen könne, da doch 
Niemand mehr für die Verbreitung kommuniſtiſch⸗revolutionärer Grundſätze 
geſorgt hätte, als die Regierung, indem ſie in der amtlichen „Allg. Preuß. 
Zeitung“ jene bekannten Auszüge aus Heinzen, Marr und Freiligrath ab⸗ 
drucken ließ?“ Der Redner will außer der Schlöffel'ſchen Angelegenheit 
noch mehrere Fälle von Freiſprechungen bei Majeſtätsbeleidigungen und an⸗ 
deren politiſchen Prozeſſen anführen, um zu beweiſen, daß die Einleitung 
der Unterſuchung nicht maaßgebend ſein dürfe; die Verſammlung will aber 
Nichts mehr hören. „Dieſen Mann, der die höchſte Achtung ſeiner Umge⸗ 
bung genießt und von ihr zu allen Aemtern gewählt wird, ſagt Hr. All⸗ 
noch, ein ſchleſiſcher Abg. des Aten Standes, dieſen Mann, der ſeine Ehre 
darin ſetzt, Vertreter des Volkes zu ſein, will man dem Volke ent⸗ 
ziehen.“ „Aus dem Umſtande, daß die Wähler eine neue Wahl vornah⸗ 
men, kann nicht, wie man verſucht hat, gefolgert werden, daß ſie dadurch 
die erſte Wahl für ungültig erklären wollten. Sie haben geſagt, die neue 
Wahl ſei befohlen, alſo hätten ſie wählen müſſen. Ich freue mich, daß 
ich nicht zu dieſen Wählern gehöre.“ Dieſe Aeußerung wird dem Redner 
als Perſönlichkeit verwieſen. Hr. v. Bodelſchwingh meint, man könne von 
der Unterſuchung ganz abſehen, da keine Akten vorlägen; die Umſtände 
hätten aber doch dem Gericht zur Einleitung der Unterſuchung genügend 
geſchienen. Uebrigens könne es doch nicht zweifelhaft ſein, daß man ſich 
für die vollſtändige, weil beſtätigte Wahl des Grafen Strachwitz, 
und nicht für die unvollſtändige, weil nicht beſtätigte des Gra⸗ 
fen Reichenbach entſcheide. Dagegen wird nun zwar, namentlich von Vincke 
geltend gemacht, daß eine Beſtätig ung einer Deputirtenwahl durch die 
Regierung, wie ſie bei Landräthen, Oberbürgermeiſtern nöthig ſei, gar nicht 
erfordert werde, daß eine Cab. Ord. das ausdrücklich ausſpräche, daß die 
Wahlkommiſſare nur die Geſetzmäßigkeit der Wahl und die materiellen 
Qualifikationen des Gewählten zu prüfen hätten, daß alſo Hr. v. Wedell 
offenbar ſeine Befugniſſe überſchritten hätte, wenn er aus eigener Macht⸗ 
vollkommenheit den Grafen Reichenbach, trotz des entgegengeſetzten Aus⸗ 
ſpruchs der Kreisverſammlung, für beſcholten und wahlunfähig erklärte und 
eine ueue Wahl verordnete. Vergebens; die Verſammlung lehnte die Be⸗ 
vorwortung der Einberufung des Grafen oder ſeines Stellvertreters ab. 
Ueber Hrn. v. Vincke's Haltung in dieſer Frage habe ich mich in dem 
vorſtehenden Aufſatz „der Vereinigte Landtag“ ſchon ausgeſprochen. — 
Von einigen polniſchen Deputirten war eine Petition eingereicht um 
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Erhaltung ihrer Sprache und Nationalität; ſie ſchilderten mit beredten, 
kräftigen Worten, wie wenig Rückſicht Seitens der Büreaukratie auf dieſe 
ihnen früher bei der Beſitzergreifung zugeſicherte Wahrung genommen würde. 
Der Marſchall v. Rochow hatte dieſe Petition nicht angenommen, weil er 
den Gegenſtand für einen rein provinziellen erklärte, den er laut §. 26 
des Reglements nicht zur Berathung des Vereinigten Landtages bringen 
dürfe. Es wurde feine Kompetenz mehrfach beſtritten; er miiffe jede Dez 
tition annehmen und einer Kommiſſion zur Begutachtung übergeben, dann 
habe die Verſammlung zu entſcheiden, ob ſie darüber zu berathen kompe⸗ 
tent ſei, oder nicht. Der Marſchall beharrte bei ſeiner Anſicht; er allein 
habe vorläufig das Reglement zu interpretiren. Indeſſen wolle er die 
Verſammlung fragen, ob ſie meine, daß er in Bezug auf den vorliegenden 
Fall, nicht in Bezug auf das Prinzip, den §. 26 falſch aufgefaßt habe. 
Die Verſammlung bejahte dieſe Frage. Darauf legte der Marſchall die 
Sache dem Könige zur Entſcheidung vor. Sollte derſelbe Rochow's An⸗ 
ſicht für die richtige erklären, ſo erbat dieſer es ſich als eine beſondere 
Gnade, daß dieſe Petition ausnahmsweiſe doch zur Berathung zugelaſſen 
würde. Der König erklärte Rochow's Zurückweiſen der Petition für völlig 
gerechtfertigt, bedauerte, daß er die auf dem Wege der Gnade erbetene Be⸗ 
rathung als ungeſetzlich nicht bewilligen könne, verſprach aber möglichſte 
Berückſichtigung der Petition, wenn ſie vom poſener Provinzial⸗Landtage 
vorgelegt würde. Somit erhielten die Polen ihre Petition, welche viel 
Unterſtützung in der Verſammlung zu finden ſchien, zurück. 

Ebenſo hatte Hr. Hanſemann eine Petition um Wahrung der Natio⸗ 
nalität Schleswig⸗Holſteins vom Marſchall zurückerhalten, weil laut §. 13 
des Reglements Fragen der auswärtigen Politik nicht vor das Forum des 
Vereinigten Landtages gehörten. Späterhin überwies er dieſelbe aber doch 
noch einer Abtheilung, weil namentlich der Miniſter des Auswärtigen, Hr. 
v. Kanitz, erklärte, fo ſtrenge, ſei S. 13 nicht zu nehmen; denn es ſei 
nicht zu verkennen, daß die meiſten Beziehungen zum Auslande auch eine 
ſehr weſentliche Beziehung zum Inlande hätten. In Folge dieſer beruhi⸗ 
genden Erklärung beſchloß die Verſammlung einſtimmig, nur eine Deklara⸗ 
tion des §. 13, nicht aber deſſen Beſeitigung zu erbitten. Später ſtellte 
der Abg. Milde den Antrag, den König noch nachträglich (nach Ablauf 
der Präkluſivfriſt für Petitionen) um Zulaſſung einer Petition um Schutz 
der deutſchen Kaufleute in Krakau zu bitten. Dieſe ſind nämlich durch 
Oeſterreichs Defigergreifung von Krakau in der traurigſten Lage. Oeſter⸗ 
reich hat, ſeinen früher in Ausſicht geſtellten Beſtimmungen zuwi⸗ 
der, den Zoll auf in Krakau lagernde deutſche Waaren (Milde ſchätzt 
ihren Werth auf nahe 2 Millionen Thaler] plötzlich fo erhöht, daß der 
Zoll den Werth der Waare weit überſteigt. Zurückgeführt können ſie auch 
nicht werden, weil auch der vereinsländiſche Zoll mit dem ſchon entrichte⸗ 
ten Ausfuhrzoll dem Werthe gleich kommen würde. Die Krakauer Kauf⸗ 
leute weigern ſich nun, die ihnen werthloſe Waare zu bezahlen, und die 
Deutſchen können ihnen nicht beikommen, weil in Krakau Wechſelhaft nicht 
zuläſſig iſt. Daß er dieſe Petition erſt jetzt nach Ablauf der Präkluſiv⸗ 
friſt einbringe, entſchuldigte Hr. Milde damit, daß erſt nach dieſer Zeit 
die härteſten Maaßregeln Oeſterreichs verfügt wären. Der Antrag fand 
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die lebhafteſte Zuſtimmung in der Verſammlung. Darauf erhob ſich der 
Abg. v. Rothkirch und bat, auch noch die Bitte an die Krone zu bringen, 
die diplomatiſchen Beziehungen mit Spanien wieder anzuknüpfen, damit 
der Handel nicht durch dynaſtiſche Intereſſen benachtheiligt werde. Er 
hätte dieſe Petition nicht vor Ablauf der Präkluſivfriſt einbringen können, 
weil erſt nach demſelben §. 13 dahin interpretirt ſei, daß er auswärtige 
Angelegenheiten nicht abſolut ausſchließen ſolle. Jetzt ſprach ſich Hr. v. 
Kanitz ganz anders über dieſen Paragraphen aus, als früher, und er er— 
klärte, obgleich dieſe äußeren Angelegenheiten doch gewiß innere Intereſſen 
ſchwer verletzen, die Petition gradezu für illegal, weil ſie das Recht der 
Krone, Verträge zu ſchließen und Fragen auswärtiger Politik allein abzu⸗ 
machen, verletzen würde. Hr. v. Beckerath, Graf Schwerin u. a. hoben 
dieſen Widerſpruch lebhaft hervor; wenn man das gewußt hätte, würde 
man nicht eine Interpretation des §. 13 erbeten, ſondern eine Petition 
um Abänderung eingereicht haben. Der Marſchall erbittet ſich den Rath 
der Verſammlung, ob er die Petition annehmen ſolle. Da die Majorität 
zweifelhaft iſt, ſo bleibt er bei ſeiner Anſicht und weiſ't ſie zurück. Hr. 
v. Bodelſchwing räth den Antragſtellern, die Petitionen direkt an den Kö⸗ 
nig zu bringen. Milde ſtimmt bei; man ſolle der Regierung die geſam⸗ 
melten Materialien geben, ſie würde ſchon Notiz von der Berathung neh⸗ 


men. — 

Die Berathung über die Geſchäftsordnung zeigt beſonders jenes 
Schwanken, jenes Unlogiſche in der Abſtimmung, wovon ich in dem vor⸗ 
ſtehenden Aufſatze ſprach; die einfachſten Konſequenzen eines bereits ange⸗ 
nommenen Satzes werden zuweilen gleich hinterher wieder verworfen. Daß 
die Kammer die Mitglieder der Abtheilungen wählte, hat nicht die Majo⸗ 
rität von ¼ erhalten, obgleich ſich bei der jetzigen Ernennung der Abthei⸗ 
lungen durch den Marſchall oft eine große Einſeitigkeit durch bloße Ver⸗ 
tretung einer Partei bemerklich macht, wodurch die Plenarberathungen viel 
weitläufiger werden, wie ſich bei der Beſcholtenheit zeigte. Hr. v. Vincke 
ſprach gegen die Wahl, weil in England der Lordkanzler und der Spre⸗ 
cher die Abtheilungen aus allen Parteien zuſammenſetzten. Die Wahl der 
Sekretaire durch die Kammer, die Wahl des Vorſitzenden der Abtheilung 
und des Referenten durch dieſe ſelbſt, ebenſo die Ernennung des Referenz 
ten für die Plenarſitzung durch den Vorſitzenden, ſtatt durch den Marſchall, 
find mit ) Stimmen angenommen. Abgelehnt wurde, daß jeder Refe⸗ 
rent und jeder, der Perſönlichkeiten berichtigen wolle, zu jeder Zeit das Wort 
erhalten müßten; das würde allerdings namentlich in Deutſchland die Be⸗ 
rathungen in infinitum ausdehnen. Dagegen muß jeder ſogleich das 
Wort erhalten, der eine Verletzung des Reglements zu rügen hat. Amen⸗ 
dements müſſen 24 Stunden vorher eingereicht werden; der Marſchall 
kann über die während der Diskuſſion auftauchenden abſtimmen laſſen, 
wenn durch die Unterlaſſung Uebelſtände entſtehen können, er muß es, 
wenn die Majorität es verlangt. Ein Antrag des Grafen Diebitſch, daß 
für ein Amendement, welches nicht von 24 Stimmen unterſtützt wird, eine 
Ordnungsſtrafe bezahlt werden folle, wird mit großer Heiterkeit abgelehnt. 
Die Reihenfolge der Frageſtellung bleibt dem Marſchall überlaſſen; die 
Abſtimmung ſoll weder durch Ballotage, noch durch unterſchriebene Stimm⸗ 
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zettel, ſondern durch Aufſtehen und Sitzenbleiben geſchehen, in einzelnen 
Fällen durch namentlichen Aufruf. Angenommen wurde ferner, daß et⸗ 
waige verletzende Aeußerungen nicht aus den ſtenographiſchen Berichten weg⸗ 
gelaſſen werden ſollen; daß nicht der Landtagskommiſſar, ſondern nur die 
Verſammlung das Recht haben ſoll, die Veröffentlichung einzelner Verhand⸗ 
lungen zu unterſagen; daß die Verſammlung auch nach Ablauf der Prä⸗ 
kluſivfriſt einzelne Petitionen annehmen kann; daß die Mitglieder der 
Haubtverwaltung der Staatsſchulden nur mit abſoluter Majorität ge⸗ 
wählt werden ſollen, obgleich Hr. v. Bodelſchwingh die mögliche lange 
Dauer dieſes Wahlmodus und die Koſten des Landtages ſehr hervorhebt; 
daß die einfache Majorität Calfo nicht ¼, wie bisher) genügen folle, 
um Petitionen an den König gelangen zu laſſen; daß endlich keine Aen⸗ 
derung des Reglements ohne Beirath der Stände erfolgen möge. Ein 
Amendement des Abg. Dulk, daß die Zuſtimmung der Stände zur Ein⸗ 
leitung einer Kriminalunterſuchung oder zur Verhaftung eines Deputirten 
erforderlich ſein ſollte, wodurch alſo annährend die in anderen Ländern 
beſtehende Unverletzlichkeit der Deputirten während der Seſſion hergeſtellt 
wäre, wurde abgelehnt, von vielen hoffentlich darum, weil es allerdings 
nicht in die Berathung über die Geſchäftsordnung gehörte. Obgleich in 
dieſen Beſchlüſſen oder vielmehr Petitionen um Beſchlüſſe manche Erweite⸗ 
rungen des Reglements zu Gunſten der freien Bewegung der Kammer ent⸗ 
halten ſind, ſo ſind derſelben doch noch immer Schranken genug gezogen. 
Abgelehnt wurde noch, daß Petitionen auch ohne Zuſtimmung der erſten 
Kammer an den Thron gebracht werden könnten, weil das eine Verletzung 
des Zweikammerſyſtems ſei; ebenſo der Vorſchlag des Grafen Gneiſenau, 
der Landtag möge auf die Diäten verzichten. Das wäre allerdings ein 
ſehr übel angebrachter Akt der Großmuth, der nur einem deutſchen Ideo⸗ 
logen einfallen konnte, weil dadurch alle nicht vermögenden Leute von der 
Kammer ausgeſchloſſen ſein würden. 

So weit waren die Verhandlungen gediehen, als die Dinge bei der 
Berathung über 2 königliche Propofitionen, die alſo vom ganzen Vereinig⸗ 
ten Landtage berathen wurden, plötzlich eine Wendung nahmen, welche ge⸗ 
wiß Mancher nicht erwartet hatte, worüber man nach den bisherigen 
Schwankungen wenigſtens begründete Zweifel hegen konnte. Die erſte 
Propoſition zur Abſchätzung bäuerlicher Grundſtücke, namentlich 
bei der Regulirung von Erbſchaften, wurde mit großer Majorität abge⸗ 
lehnt, weil Partikulargeſetze für einen einzelnen Stand durch⸗ 
aus dem Bewußtſein der Zeit entgegen wären. Die zweite 
Propoſition zur Errichtung von Landrentenbanken wurde mit noch 
größerer Majorität (4 gegen 1) verworfen. Die Mehrzahl hielt ſie 
für nützlich, wenn auch Manche den noch größeren Nutzen von ländlichen 
Kreditanſtalten hervorhoben. Nur wenige haben, wie Graf Bismark⸗ 
Schönhauſen, gegen die Landrentenbanken geſtimmt, weil ſie dieſelben an 
ſich für nicht nützlich hielten. Dieſer Graf zog ſich ſchon früher eine derbe 
Zurechtweiſung von Saucken und andern Kämpfern aus den Befreiungs⸗ 
kriegen zu, weil er behauptete, dieſe Kriege ſeien nur Folge des National⸗ 
haſſes gegen Frankreich geweſen. Saucken, Krauſe u. a. aber hoben die 
Volksbegeiſterung für die Erlangung der inneren politiſchen Freiheit als 
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die weſentlichſte Seite hervor, was der vorige Redner freilich nicht beur⸗ 
theilen könne, da er damals noch nicht gelebt habe. Die Debatte über die 
Landrentenbanken war die glänzendſte des Vereinigten Landtages. Hr. v. 
Bodelſchwingh machte die größten Anſtrengungen, den Entwurf zu halten; 
er machte die ſpitzfindigſten Unterſchiede zwiſchen Schuld und Anleihe, 
zwiſchen Garantie und Anleihe; er hob hervor, daß der Staat trotz des 
Geſetzes vom 17. Jan. 1820 ſchon viele Garantien übernommen habe, 
die Prämien⸗Anleihen der Seehandlung und Uebernahme der Garantie für 
Bankgeſchäfte. Die HH. v. Vinke, Hanſemann, v. Beckerath, Graf Schwe⸗ 
rin zerſtörten alle ſeine Argumente. Hr. v. Vinke ſpricht von den garan⸗ 
tirten Anleihen der Seehandlung. „So lange es möglich iſt, daß der 
Staat mit Millionen von Schulden belaſtet wird, zu welchen die Verſamm⸗ 
lung ihre Zuſtimmung nicht gegeben hat, ſo lange finde ich mich nach 
meiner entſchiedenen Ueberzeugung nicht in der Lage, irgend eine Garantie 
für eine Staatsſchuld einzugehen. Wir wiſſen ſelbſt nicht ſicher, ob die 
beſchränkte Zuſtimmung, die uns im Patente verliehen iſt, uns verbleiben 
wird; denn ob das Patent geändert werden ſoll, haben Se. Majeſtät ih⸗ 
rer allerhöchſten Entſchließung vorbehalten. Wir haben erlebt, daß ein 
Geſetz, welches von einem Könige für unwiderruflich erklärt war, in ſeinen 
weſentlichſten Beſtimmungen durch die neue Geſetzgebung alterirt wurde, 
und wir können uns in Bezug auf das Patent vom 3. Februar durch 
Anwendung der Allerhöchſten Machtvollkommenheit Sr. Majeſtät wieder in 
derſelben Lage befinden. So lange es möglich iſt, daß ein Nachfolger aus 
Allerhöchſter Machtvollkommenheit ein Geſetz aufhebt, welches ſein in Gott 
ruhender Vorfahr für unwiderruflich erklärte, ſo lange vermiſſe ich die 
nothwendigſte Grundlage für unſere Verfaſſung. Ich ſehe mir gegenüber 
viele ehrenwerthe Mitglieder, die man Konſervative nennt. Ich habe die 
feſte Ueberzeugung, daß ſie unſere Verfaſſung konſerviren werden, wie ihr 
Privatrecht. Ich zähle mich den Konſervativen bei. Ich bin feſt ent⸗ 
ſchloſſen, mein gutes Recht und mein gutes Gewiſſen ungeſchmälert und 
ungetrübt auf meine Nachkommen zu vererben, wie ich ſie von meinen 
„Vorfahren überkommen habe. Deßhalb ſtimme ich gegen die uns anges 
ſonnene Garantie.“ „Ich kann es wohl verſtehen, ſagt Graf Schwerin, 
wenn man ſagt: bei Gelegenheit der Prämien⸗Anleihen der Seehandlung 
und Uebernahme der Garantie für die Bankgeſchäfte war es nothwendig, 
ſolche Garantien zu übernehmen; weil keine Stände da waren und das 
Staatsintereſſe es erheiſchte, mußte man es thun. Ich bin der Meinung, 
daß man ruhen laſſe, was da hinten liegt und ſich ſtrecke nach dem, was 
vor uns liegt. Aber keine Macht der Erde wird mich bewegen und es 
vermögen, meine Zuſtimmung zu der Meinung zu erhalten, jene Opera⸗ 
tionen ſeien innerhalb der Gränzen des Geſetzes vom 17. Jan. 1820 ge⸗ 
ſchehen. Ich werde dagegen proteſtiren, ſo lange ich meine Stimme in 
dieſem Saale erheben kann, daß, nachdem der Ver. Landtag in's Leben 
gerufen iſt, der Staat Garantien zu übernehmen befugt ſei ohne Zuſtim⸗ 
mung der Stände.“ Hr. v. Beckerath ſpricht gegen den von Hrn. v. Bo⸗ 
delſchwingh aufgeſtellten Unterſchied zwiſchen Anleihe und Garantie des 
Staates, der in Nichts begründet ſei: Garantien wie Anleihen bepürften 
nach dem Geſetz vom 17. Jan. 1820 der Zuſtimmung der Stände. „Es 
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tft wahr, daß mehrere Staatsgarantien ohne dieſe Zuſtimmung der Stände 
vollzogen ſind; aber es iſt auch ebenſo wahr, daß dadurch viele Wunden dem 
Vertrauen in die Regierung geſchlagen ſind, die von jetzt an heilen, nicht 
ſich vermehren ſollen. Ich ſtehe hier nur ein einzelner Mann; aber auch 
die Stimme des Einzelnen hat Kraft, wenn ſie aus der Wahrheit iſt und 
Wiederhall im Lande findet, und Wiederhall im Lande wird es finden, 
wenn ich ſage, daß das Rechtsgefühl des Volkes jene Interpretation ver⸗ 
wirft. Und ebenſo bin ich gewiß, daß mir die Zuſtimmung der Ver⸗ 
ſammlung nicht fehlen wird, wenn ich hinzufüge, daß die Stände niemals 
eine Garantie als gültig anerkennen werden, zu der ſie ihre Zuſtimmung 
nicht gegeben haben.“ Alle dieſe Reden machten tiefen Eindruck auf die 
Verſammlung; die „Deklaration der Rechte“ kam entſchieden in die Ma⸗ 
jorität. Vergebens waren alle Vermittelungsverſuche des Grafen Arnim. 
Die von der Abtheilung bevorwortete Uebernahme der Gas 
rantie wurde mit 448 gegen 101 Stimmen abgelehnt. Man 
wollte aber bitten, die Proposition über die Landrentenbanken vorläufig den 
Provinzialſtänden und dann wieder dem nächſten Verein. Landtag, den Hr. 
Hanſemann in 2 Jahren erwartet, vorzulegen. Vielleicht wäre der Finanz⸗ 
boden dann geſichert genug, um die Garantie übernehmen zu können. 
Nach dieſem Reſultate bat der Landtagskommiſſar ſelbſt den Marſchall der 
3 Stände, jetzt zunächſt „alle Fragen, die zur Verſtändigung führen könn⸗ 
ten, alſo um ſich kurz auszudrücken die politiſchen Fragen ſobald als mög⸗ 
lich zur Diskuſſion der Verſammlung zu bringen.“ 

Das iſt denn nun geſchehen; die Gegenſtände und die Reſultate 
waren aber bis jetzt nicht ſehr bedeutend. Man hat zunächſt das Petitions⸗ 
recht verhandelt. Abgelehnt wurde Hrn. Hanſemann's Vorſchlag, daß Ver⸗ 
ſammlungen der Bürger zur Entwerfung, Berathung und Unterzeichnung 
von Petitionen, wenn ſie nicht im Freien gehalten würden, auch ohne ſpe⸗ 
zielle polizeiliche Genehmigung geſtattet ſein ſollten. Angenommen wurde: 
daß die Wähler und Korporationen den Abgeordneten ihre Wünſche zu 
erkennen geben dürfen, ohne daß dieſe verpflichtet ſind, die Petitionen 
derſelben zu überreichen; daß einmal von der Krone zurückgewieſene Pe⸗ 
titionen auch ohne neue Gründe wieder eingebracht werden dürfen; daß. 
die Krone gebeten werden folle, den nächſten Provinzial-Landtagen eine 
Propoſition wegen Beſchlußnahme mit einfacher, ſtatt ½ Majorität auch 
für die Prov. Landtage vorzulegen. Hr. v. Bodelſchwingh erklärte es für 
ungeſetzlich, wenn der Ver. Landtag dieſen Modus der Abſtimmung direkt 
für die einzelnen Provinzen beantragen wollte, obgleich doch ſicher alle 
Provinzen dabei intereſſirt ſind. Es iſt nur zu wahrſcheinlich, daß bei 
dem Stimmverhältniß auf den Prov. Landtagen ſelbſt eine königl. Pro⸗ 
pofition, welche die ſchädliche / Majorität beſeitigen wollte, nicht die Ma⸗ 
jorität erlangen würde. 

Der Antrag, daß die Abgeordneten der ländlichen Bezirke zu den 
Kreistagen nicht mehr, wie bisher an vielen Orten, ein Schulzen⸗, Dorf⸗ 
richter⸗ oder Adminiſtrationsamt zu bekleiden, ſondern nur (2) die Qua⸗ 
lifikation eines Landtags⸗Deputirten zu haben brauchen, erhält die erforder⸗ 
liche Majorität. N 

Ebenſo ſpricht ſich die Verſammlung dafür aus, daß die Oeffentlich⸗ 
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keit der Sitzungen der Stadtverordneten geſtattet werden möge, wenn dieſe 
und der Magiſtrat ſie beantragen. Das Philiſterthum, das Patriziat wird 
ſich aber noch oft gegen dieſe gefürchtete Oeffentlichkeit ſträuben. In den 
öffentlichen Sitzungen — es können auch geheime gehalten werden — iſt 
ein Magiſtratsmitglied als Kommiſſar ohne Stimmrecht zugegen. 

Die Verſammlung vereinigte ſich zu der Bitte an den König um Be⸗ 
ſchleunigung der Einführung des öffentlichen und mündlichen Gerichtsver⸗ 
fahrens nach dem Geſetze vom 17. Juni 1846. 

Dittrich wollte, daß das Geſetz erſt den Ständen vorgelegt werde, 
Donimierski wollte, daß die Beſchlußnahme bis zur Berathung ſeiner Pe⸗ 
tition über Einführung des Geſchworenengerichts ausgeſetzt bleibe. Beides 
verwarf die Kammer, ſo wie den Antrag Zimmermann's, daß Anklage 
und Urtheil auch in den bei verſchloſſenen Thüren verhandelten Criminal⸗ 
ſachen öffentlich verhandelt werden ſollten. Welche Konſequenz! Ange⸗ 
nommen wurde noch die Bitte, das neue Strafgeſetzbuch eine angemeſſene 
Zeit vor der Berathung zu publiziren und eine Vorberathung mit einem 
Ausſchuß aus ſämmtlichen Provinzen anzuſtellen. 

Die von Hrn. v. Beckerath beantragte Abſchaffung der itio in partes 
bei dem Ver. Landtage wurde ebenfalls nicht angenommen. Wozu die 
provinziale Beſonderheit, die durch beſondere Landtage ſattſam vertreten iſt, 
noch bei dem Centralorgane aufrecht halten? — 

Eine Petition des Hrn. v. Saucken, bei der Ausübung politiſcher 
Rechte Niemanden nach ſeinem Glauben zu fragen, wurde weder von der 
Abtheilung, noch von der Majorität der Verſammlung bevorwortet. Nur 
158 ſtimmten für den Antrag, welcher den Zorn des Grafen Meerveldt 
von Beckum in hohem Maaße erregte. In der Verſammlung rief der re⸗ 
ligibfe Zorn des edlen Grafen nur lärmende Heiterkeit hervor. „Wenn 
dieſer Antrag durchginge, ſo wollte er als Zuſatz beantragen, ſagte der 
edle Graf, daß auch Muhamedaner, Heiden, Anbeter der Sonne, des 
Mondes und der Vernunft, (welch' ſchöne Zuſammenſtellung! Letztere ſcheint 
der Graf beſonders zu verabſcheuen,) in der Ständeverſammlung ſitzen 
könnten.“ Der Zuſatz war unnöthig, das lag ſchon im Antrage, voraus⸗ 
geſetzt, daß dieſe Leute das zur Wahl nöthige Vertrauen ihrer Mitbürger 
nebſt den materiellen Qualifikationen beſäßen. Die Kammer will nach dem 
Votum der Abtheilung den König bitten, den Prov. Landtag eine Propo⸗ 
ſition vorzulegen, daß Allen, die ſich zu einer chriſtlichen geduldeten 
oder anerkannten Sekte bekennen, die Ausübung ſtändiſcher Rechte 
zugeſtanden wird. — 

Die Verhandlungen der Kammer über einige den Nothſtand betreffende 
Petitionen ſind ziemlich unbedeutend. Abgelehnt wurde die Bitie, daß die 
Seehandlung das, was das Gouvernement nicht brauche, zu billigen Preis 
ſen an Arme abgäbe. Die Magazine geben nach Bodelſchwingh's Verſiche⸗ 
rung her, was ſie können; die, Bedingungen jedoch, von denen ich Kennt⸗ 
niß erhalten habe, waren kaum günſtiger, als man ſie bei jedem Korn⸗ 
händler erhalten kann. Hanſemann empfiehlt die freie Korneinfuhr bis 
Oktober 48, wogegen Bodelſchwingh die Zollvereinsbeſtimmungen als hin⸗ 
dernd geltend macht. v. Saucken und Gier verlangen Aufnahme der vor⸗ 
handenen Vorräthe; die Kammer will Nichts davon wiſſen, obgleich Hr. 
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Gier behaubtet: „Sie müſſen wiſſen, meine Herren, daß ich nicht langs 
weilig bin.“ Die Kammer bevorwortet nur eine Petition an die Krone 
um Eröffnung von Erwerbsquellen durch Staatsbauten und Unterſtützung 
von Kreis e, Kommunals und Aktien⸗Unternehmungen dieſer Art. Intereſ⸗ 
ſant war ein Zwiſchenfall. Hr. Grünau ſagte: „Es iſt nothwendig, daß 
wir eine Lohnerhöhung eintreten laſſen. Der Arbeiter iſt unſer Kapital. 
Es iſt beſſer, ſie freiwillig eintreten, als ſie ertrotzen zu laſſen; das giebt 
böſes Blut.“ Hier zwang ihn der Lärm der Verſammlung, die Tribüne 
zu verlaſſen und eine zornige Stimme rief: „Das iſt eine Belehrung; wir 
wiſſen ſelber, wie wir uns mit unſern Arbeitern zu ſtellen haben.“ 

Die Verhandlungen der Herrenkurie bieten weniger Intereſſe dar. 
Sie bevorwortet eine ganz allgemein gehaltene Petition Lychnowski's, die 
Reform des Zolltarifs betreffend; dabei wird viel von Einfuhr⸗ und Rück⸗ 
gangs⸗ und Differentialzöllen geſprochen ohne beſtimmtes Reſultat. „Die 
Arbeiter, ſagt Fürſt Lychnowski, ſollen ſehen, daß die Herrenkurie an fe 
denkt; übrigens ſei der Hunger die Veranlaſſung des Weberaufſtandes in 
Schleſien und nicht die kommuniſtiſchen Ideen.“ Graf Zieten dagegen be⸗ 
haubtet, die Weber darbten nur aus Eigenſinn, weil ſie keine andere Be⸗ 
ſchäftigung ergreifen wollten. Ob ihre Kräfte z. B. zum Eiſenbahnbau 
ausreichen, berückſichtigt er nicht. 

Ferner bittet die Herrenkurie um Vorlage geeigneter Vorſchläge zur 
Reform der Patrimonialgerichte nebſt Mittheilung der Reſultate der bis 
jetzt mit den Betheiligten gepflogenen Unterhandlungen. Die Regierung iſt 
nämlich nach des Juſtizminiſters Mittheilung beſchäftigt, die einzelnen Pa⸗ 
trimonialrichter in gewiſſen Fällen zur kollegialiſchen Berathung zuſammen⸗ 
zubringen und den Anklageprozeß dabei einzuführen. Im Prinzipe ſind 
ſämmtliche Prinzen und die Majorität der hohen Kurie gegen die Aufhe⸗ 
bung der Patrimonialgerichte, weil ſie ein angeſtammtes Recht ſeien, weil 
das patriarchaliſche, fürſorgliche Verhältniß zwiſchen dem Gutsherrn und 
den Eingeſeſſenen mit dieſem letzten Bande ſchwände. Graf Arnim hört 
mit tiefem Schmerze des Grafen Dyhrn Behaubtung, das einzige Band, 
welches die Patrimonialgerichte flöchten, ſeien die Koſten, worauf ihm Graf 
Hort die Abhärtung feines Gefühls durch fernere parlamentariſche Thätig⸗ 
keit wünſcht. | 

Bei den Landtagsverhandlungen wurde auch die gewaltſame polizei⸗ 
liche Wegnahme der Handelsbücher bei dem Buchhändler Baenſch in Mag⸗ 
deburg, behufs Erforſchung einiger Käufer verbotener Bücher, von dem 
Abg. dieſer Stadt, Hrn. Coqui, zur Sprache gebracht. Der dortige Po⸗ 
lizeidirektor v. Campp ſtellte in einer geharniſchten amtlichen Berichtigung 
das Faktum in Abrede. Aus einer anderen Berichtigung dieſer Berichti⸗ 
gung durch den Buchhändler Hrn. Baenſch ſelbſt geht hervor, daß die ge⸗ 
waltſame Wegnahme ihre volle Richtigkeit hat. Als er ſich auf das Geſetz 
berief, welches verbietet, Handlungsbücher, Fakturen u. dgl. vom Buch⸗ 
händler zu verlangen, entgegnete der Polizeikommiſſar ganz einfach: „Po⸗ 
lizeilichen Maaßregeln gegenüber giebt es gar kein Geſetz!“ Und nahm die 
Bücher fort. — 

Der Führer der religiöſen Juſte⸗Milieu's, Hr. Paſtor Üblich, der fo 
ungern trotz ſeiner lichtfreundlichen Beſtrebungen in Konflikt mit der Lan⸗ 
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deskirche gerathen möchte, hat den König in einem langen Schreiben um 
Schonung und Geduld für ſich und ſeine Geſinnungsgenoſſen gebeten, 
welche offen als Rationaliſten ihr Amt angetreten hätten und nun wegen 
ihrer Richtung von den vorgeſetzten Behörden beeinträchtigt würden. Die 
Antwort lautete, wie man es vorausſehen konnte. „Der König, hieß es, 
wolle keine perſönliche Glaubensinquiſition; aber es ſtehe nicht Jedem frei, 
Liturgie und Sakramente nach Belieben zu handhaben. Der Paſtor Uhlich 
ſei einer von den Agitatoren, die Unzufriedenheit und Unruhe erweckten. 
Wenn er ſeine Ueberzeugung nicht mit der von der Landeskirche beliebten 
Auffaſſung der Dogmen in Einklang bringen könne, ſo ſtehe ihm ja nach 
dem jüngſt erlaſſenen Edikt der Austritt frei.“ — Ebenſo iſt die freie Ge⸗ 
meinde zu Königsberg vom Oberpräſidenten aufgefordert, in Gemäßheit des 
Patents vom 30. März ihren Austritt aus der Landeskirche anzuzeigen. 
Sie erklärt aber, das fiele ihr nicht ein; fie wäre nicht aus der evangez 
liſchen Kirche ausgetreten, ſondern hätte ſich nur von der Herrſchaft des 
Konſiſtoriums losgemacht. Von der Civilehe würde ſie natürlich Gebrauch 
machen. Soll mich wundern, ob man nun dieſe Renitenten gewaltſam zur 
Purifikation der Landeskirche austreiben wird. — Wie nothwendig die 
Civilehe bei den vielfachen Konflikten des Bewußtſeins der Gegenwart mit 
den kirchlichen Satzungen iſt, davon liefert der Dr. Falkſon in Königsberg 
ein lebendiges Beiſpiel; er iſt Jude und ließ ſich mit ſeiner chriſtlichen 
Braut in England trauen, weil er in Preußen es nicht durchzuſetzen ver⸗ 
mochte. Bei ſeiner Rückkehr erhob der Staatsanwalt die Klage gegen ihn 
und der Eheſenat des Oberlandesgerichts zu Königsberg erklärte die Ehe 
für nichtig, obgleich Falkſon durch das Gutachten eines engliſchen Rechts⸗ 
gelehrten bewies, daß Ehen zwiſchen Juden und Chriſten in England gül⸗ 
tig ſeien trotz der entgegengeſetzten Behaubtung des Staatsanwalts und 
feiner Vermuthung, Falkſon müſſe fich wohl für einen Chriſten ausgegeben 
haben, was dieſer mit Entrüſtung zurückwies; verurtheilte ihn und Kon⸗ 
ſortin (wann wird doch dieſer Gerichtsſtyl ſich beſſern!) in die Koſten, 
ſprach ihn jedoch von der fiskaliſchen Strafe wegen abſichtlicher Umgehung 
der Landesgeſetze frei. Die weitern Inſtanzen in dieſer intereſſanten Rechts⸗ 
frage ſind das Tribunal zu Königsberg und das Geh. Obertribunal zu 
Berlin; Falkſon wird ſie ſicher betreten. 

Die Zeit der größten Noth und Theuerung ſcheint nun allerdings 
vorüber zu ſein; die Preiſe fangen an zu weichen, die Zufuhren langen 
allmählig an. Die letzten Wochen waren aber auch ſchlimm. In den 
Fabrikgegenden in der Mark und am Rhein ſah es trübe aus; Maſſen 
von Arbeitern waren brodlos. Die Stadt Crefeld ſuchte bei der Regie⸗ 
rung 15,000 Rthlr. nach zur Beſchäftigung brodloſer Arbeiter, halb als 
Geſchenk, halb als zinsfreien Vorſchuß; der Zuſtand der Finanzen erlaubte 
aber höchſtens einen zinsfreien Vorſchuß von 7,500 Rthlr. zu geben, der 
aber ſchon von 1848 an in beſtimmten Raten zurückgezahlt werden müßte. 
Aus Schleſien werden ſchauderhafte Beiſpiele der Noth erzählt; die Leute 
ſtrömten nach einzelnen Brandſtätten hin, um die Knochen des verkohlten 
Viehs abzunagen, ſie ſuchten die ſchon geſäeten Erbſen und Kartoffeln 
wieder aus dem Lande heraus. Die Fabriken gingen noch ſchlechter, wie 
fonft, und man hegte ernſtliche Beſorgniſſe für die Ruhe der Weberdiſtrikte, 
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fo daß der Oberpräfident v. Wedell ſich eilig hinmachte, als der bekannte 
Fabrikant Dierig erklärte, er müſſe 1500 Arbeiter entlaſſen. In der Pros 
vinz Poſen kam es zu verſchiedenen Tumulten; in Witkowo lieferten die 
hungrigen Tumultuanten den Bürgern und Gutsbeſitzern ein förmliches 
Gefecht, in dem 9 — 10 Todte auf dem Platze blieben. Das Geſetz fiegte, 
die Bürger trieben die Tumultuanten aus der Stadt und machten viele 
Gefangene, welche erſchoſſen werden können, da in Poſen das Kriegsrecht 
noch proklamirt iſt. „Es wäre auch nöthig, ein Beiſpiel zu ſtatuiren, 
ſagt die „Deutſche Allg. Ztg.,“ weil der Pöbel glaube, Raub von Lebens⸗ 
mitteln ſei ſtraflos.“ Ich meine, es wäre noch nöthiger, dieſem Pöbel 
Lebensmittel zu verſchaffen, damit er auch ohne zu ſtehlen nicht zu verhun⸗ 
gern brauche. — Leider iſt nochmals ein in den Polenprozeß verwickelter 
ruſſiſcher Unterthan, Bogacki, der ſchon mehrere Monate in Sonnenberg 
und Berlin geſeſſen hatte, an Rußland ausgeliefert. Sein Fluchtverſuch 
mißlang; der Poſtillon ergriff ihn wieder. Möge er wenigſtens ohne 
Martern ſterben! — | 

Hamburg. Wegen eines cenfirten Artikels in einer Hambur⸗ 
ger Zeitſchrift über den Vereinigten Landtag verurtheilt der wohlweiſe Rath 
der freien Republik Hamburg, wahrſcheinlich auf Reklamation, die Redak⸗ 
teure Marr und Peine jeden zu 50 Rthlr. Strafe und 4 Wochen Arreſt, 
Peine, als Dänen, zur Ausweiſung, das Blatt zur Entziehung der Kon⸗ 
zeſſion, den Cenſor zum Verluſt eines Monatsgehalts. Wäre der Artikel 
nicht cenſirt geweſen, ſo hätte nach dieſem Modus unfehlbar Jemand 
gehangen werden müſſen, ſei es das Blatt, ſei es der Redakteur, oder 
beide. 

Sachſen. Die Noth im Erzgebirge iſt furchtbar; es waren auch 
faſt gar keine Lebensmittel mehr zu haben. Die kleinen Vorräthe waren 
zuſammengekauft und weggeführt; die Lieferanten, mit denen die Regie⸗ 
rung Lieferungen abgeſchloſſen hatte, erwieſen ſich als unſolide; es gab 
Prozeſſe, aber keine Vorräthe. Dazu ſtockte die Arbeit aller Orten; die 
Fabrikanten ſtellten theils ihre Arbeiten, theils ihre Zahlungen ein. Der 
Lohn der noch thätigen Arbeiter iſt ſo gering, daß ſie unmöglich davon 
eriftiren können; ein Weber von gemuſtertem Zeug CJarquarbftühle) vers 
diente wöchentlich 1 Thlr. — 1 Thlr. 15 Sgr. Eine ſolche Zeit ver⸗ 
winden fle lange Jahre nicht, wenn es auch wieder einmal beſſer geht. — 
In Gelenau iſt die ganze proteſtantiſche Gemeinde in Folge von Konflikten 
mit den kirchlichen Behörden zum Deutſchkatholizismus übergetreten und 
ſoll Kerbler zu ihrem Pfarrer gewählt haben. — Hr. v. Bornſtädt macht 
bekannt, daß der liberale Buchhändler O. Wigand ohne ſein Wiſſen von 
einer 10 Jahre alten Broſchüre eine neue Auflage gemacht habe und zwar 
mit verändertem Titel, damit es als neues Buch erſcheine. Sehr in⸗ 
duſtriös! — 

Braunſchweig. Der Landtagsabſchied if erfchienen, nachdem die 
Stände 13 Monate verabſchiedet waren. Des Staatshaushaltes, über 
den ſich die Regierung mit den Ständen nicht einigen konnte geſchieht gar 
keine Erwähnung. Das iſt allerdings einfach und bequem. 

Heſſen⸗Kaſſel. Der liberale Abg. Lederer ift von der gegen ihn 
erhobenen Anklage auf Blasphemie freigeſprochen und in Marburg auch 
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fofort wieder zum Deputirten erwählt. Ebenſo betrachtet man die Wieder⸗ 
wahl des Abg. Sunkel in Hersfeld als geſichert. 

Heſſen⸗Darmſtadt. Graf Solms⸗Lauterbach ſpricht bei der Be⸗ 
rathung des Polizeiſtrafgeſetzbuches energiſch gegen die Unzahl polizeilicher 
Beſtimmungen; die Furcht vor ihnen drücke dem Volke den „Stempel der 
Niederträchtigkeit“ auf, weil ſie eben ſtets irgend ein Polizeigeſetz zu über⸗ 
treten beſorgten und deshalb nie offen zu handeln wagten. Würden ſie 
nun trotz dem polizeilich ſtrafbar, ſo entſtände Erbitterung gegen die Be⸗ 
hörden und den Fürſten; auch wären die beengenden polizeilichen Beſtim⸗ 
mungen vielfach eine Urſache der Auswanderung. (Dabei bemerke ich, daß 
das gutgemeinte amerikaniſche Geſetz, welches die Kapitaine zwingt, den 
Paſſagieren einen beſtimmten Raum anzuweiſen, bis jetzt nur zum Nach⸗ 
theil der letzteren ausgeſchlagen iſt. Die Kapitains weigern ſich nun, ſie 
zu dem bedungenen Preiſe mitzunehmen und ſie haben oft nichts zuzulegen. 
Die Folge wird ſein, daß die Kapitains künftig in Kanada landen oder 
wo ſonſt das Geſetz nicht gilt, und den Auswanderern überlaſſen, zu Lande 
ihren Beſtimmungsort aufzuſuchen. Das beiläufig.) Kanzler v. Linde hält 
den Entwurf dagegen noch für viel zu gelinde; die Urſache aller Uebel 
ſei, daß an die Stelle der Sittlichkeit und des religiöſen Sinnes eine 
angebliche Aufklärung und gewiſſe Begriffe von Freiheit (was für welche?) 
getreten ſeien. Bei dem Hrn. Kanzler nicht, wie es ſcheint. Die HH. 
von Riedeſel und Breitenſtein ſtimmen dem Grafen Solms ganz bei; zu 
viel Regieren erzeuge Mißmuth und Erbitterung; befolgt werden könnten 
die vielen Vorſchriften doch nicht, weil ſonſt Viele weder Hand noch Fuß 
mehr rühren könnten. Das iſt Alles ſehr gut und ſchön; ich fürchte nur, 
es wird wenig Einfluß auf den Inhalt des Entwurfes ausüben. — Die 
Aufnahme der Vorräthe hat ergeben, daß die Lebensmittel für die nächſten 
Monate ausreichend vorhanden ſind; die zum Ankauf ausländiſchen Ge⸗ 
treides bewilligten 700,000 fl. ſind erſt zur Hälfte verwandt. Möge man 
ſie dazu brauchen, denen Lebensmittel zu verſchaffen, die von den ausrei⸗ 
chenden Vorräthen Nichts kaufen können. 

Würtemberg. Auch in dem gemüthlichen Schwaben hat die Emeute 
ihr Banner aufgepflanzt. Der Kornkrawall zu Tübingen, der haubtſächlich 
gegen die Kunſtmühle des liberalen Abg. Schweickhardt gerichtet war, obs 
gleich er in der Kammer und bei Zweckeſſen ſo viel vom Volke geſprochen 
hatte, wurde zwar bald unterdrückt, haubtſächlich durch die Studenten, 
welche ſich alsbald unter 4 Profeſſoren militairiſch organifirten und zum 
Schutze des Eigenthums mit Schlägern und Rapieren waffneten. Ernſt⸗ 
licher war die Sache in Stuttgart ſelbſt. Das Erſcheinen des Königs 
ſtillte den Tumult nicht. Das Militair machte von der Schußwaffe Ge⸗ 
brauch; auch aus den Volkshaufen ſollen Schüſſe gefallen und der Ruf: 
Es lebe die Freiheit! gehört ſein. Ein Handwerker wurde erſchoſſen; eine 
zahlloſe Menge folgte ſeinem Sarge. Am Grabe ſoll einer ſeiner Kame⸗ 
raden ins einer Rede geſagt haben: du ſollſt gerächt werden! Wenigſtens 
wurde er deßhalb verhaftet. Auch ſind mehrere Glieder des Stuttgarter 
Turnvereins wegen Verbreitung Heinzen'ſcher Broſchüren und wegen un⸗ 
vorſichtiger Aeußerungen, vielleicht in Bezug auf die Stuttgarter Emeute, 
verhaftet. 
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Baden. Diefe Land, welches von manchen Seiten fo gern als 
ein revolutionäres bezeichnet wird, iſt faſt das einzige Land in Deutſch⸗ 
land, in welchem keine Kornkrawalle von einiger Bedeutung vorgekommen 
ſind. Nichtsdeſtoweniger war die Noth auf dem Schwarzwalde und im 
Odenwalde ſehr groß. So hat ſich denn auch in Mannheim endlich die 
Bourgeoiſie im Verein mit der Büreaukratie zur Bildung eines Vereins 
für die Abhülfe der Noth im Odenwalde gebildet. Wie er dieſes Ziel er⸗ 
reichen will, was er bisher erreicht hat, weiß ich nicht. In dem Komité 
fit auch Hr. Baſſermann, welcher bei der Gründung des Volksvereins 
keine Zeit dazu hatte; freilich ging der aber von der demokratiſchen Par⸗ 
tei (Hecker, Struve) aus, die ſich immer ſchärfer von der liberalen Bour⸗ 
gevifie ſondert. So würde letztere auch die befürchtete Auflöſung des Dei 
delberger Turnvereins nicht ungern ſehen, weil Struve dort zu viel Einfluß 
hat. — Hecker wird wahrſcheinlich wieder in die Kammer eintreten und 
wir wünſchen ihm und uns zu dieſem Entſchluſſe Glück. Ein entſchloſſe⸗ 
ner Mann, ein reiner Demokrat vermag viel anf der Tribüne, wo das 
Wort nicht der Cenſur unterworfen iſt. — Das liberale Miniſterium Bett 
Nebenius hat verfügt, daß der ſchon oft wegen ſeiner radikalen Geſinnun⸗ 
gen verſetzte oder zurückgeſetzte Abg. Peter bei der Regierung des Mittel⸗ 
rheinkreiſes verwendet werden. Der Mann war früher Miniſterialrath 
unter Winter, dann Obervogt (Amtmann), dann hatte er gar keine Stelle 
und jetzt wird er wie ein Praktikant verwendet! — Der deutſchkatholiſche 
Prediger Dowiat iſt wegen einer Rede an die Turner aus Mannheim 
ausgewieſen. 

Schweiz. Ich habe der vorſtehenden Korrespondenz „Aus Zürich“ 
nur hinzuzufügen, daß der früher ſchmählich verbannte Profeſſor Snell eh⸗ 
renvoll nach Bern mit Auszahlung ſeines rückſtändigen Gehaltes zurückge⸗ 
rufen iſt. Ferner daß ſich die Berner Regierung bemüßigt fand, die Bei⸗ 
lage zur „Berner Volkszeitung“ wegen einer darin enthaltenen Rezenſion 
der Broſchüre von Friedrich Feuerbach „die Kirche der Zukunft“ bei der 
Ausgabe zu konfisziren. . 

Belgien. Als Beiſpiel der in der vorſtehenden Korrespondenz „aus 
Brüſſel“ näher geſchilderten Einwirkung des Clerus und des Miniſteriums 
auf die Wahlen, führe ich nur an, daß der Biſchof von Lüttich die Pfar⸗ 
rer ſeines Sprengels durch ein Rundſchreiben anwies, ſich an der Spitze 
der gewonnenen Wähler, nöthigenfalls auf Fuhrwerken auf den Wahlplatz 
zu begeben. Das Miniſterium wies die 4 Direktoren des Finanzminiſte⸗ 
riums bei Strafe der Abſetzung an, ihren Untergebenen bei Strafe der 
Ungnade Unterſtützung der minifteriellen Kandidaten anzubefehlen. An 
Abſetzungen anders handelnder Beamten hat es nicht gefehlt. 

Frankreich. Hr. Guizot hat allerdings das Kabinet in etwa mo⸗ 
difizirt, ohne dadurch neue Kräfte zu gewinnen. Die HH. Lacavez Laz 
plagne, (welcher förmlich abgeſetzt werden mußte, weil er ſeine Entlaſſung 
nicht nehmen wollte, nachher aber doch beruhigt zu ſein ſcheint und 
nicht gegen das Miniſterium aufgetreten iſt,) Madau und St. Yon find 
durch 3 unbekannte Männer erſetzt. Die Pariſer nannten das neue Ka⸗ 
binet „das Miniſterium der Abweſenden“ oder „der erſten der beſten.“ 
Dadurch wird keine Schwierigkeit gehoben; das Kabinet hält ſich nur durch 
abſolutes Nichtsthun. Zur Abwechſelung iſt man wieder einmal einer ge 
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heimen politifchen Verbindung auf der Spur, welche einen Aufſtand nach 
Art des von Barbes und Blanqui 1839 verſuchten ſozial⸗demokratiſchen 
im Sinne haben ſoll; auch der bekannte Conſidère gehört zu den Verhaf⸗ 
teten. — Die „Preſſe“ ſchrie vor einiger Zeit um Hülfe gegen die aus 
Deutſchland her drohende kommuniſtiſche Propaganda; Zeuge dafür ſeien 
die bekannten Bundesbeſchlüſſe von 1832, welche in neueſter Zeit auch auf 
kommuniſtiſche, wie früher auf politiſche Verſammlungen, Anwendung fin⸗ 
den ſollen; Baden ſei der Heerd des Kommunismus und könne nur noch 
mit Hülfe des deutſchen Bundes gebändigt werden. Unter dieſen Umſtän⸗ 
den kann es nicht verwundern, daß mehrere deutſche Handwerker, welche 
zufammen laſen und fangen, wegen der kommuniſtiſchen Tendenz ihres 
Vereins nebſt dem Wirthe zu mehreren Tagen Gefängniß und zur Auflö— 
fung des Vereins verurtheilt wurden. Sie verſicherten, daß fie nicht ge— 
1 hätten, etwas ungeſetzliches zu thun, und es ſcheint in der That 
aſt, als ob das gefährliche „kommuniſtiſche“ Blatt, welches ſie laſen, das 
unſchuldige „badiſche Volksſchullehrerblatt“ geweſen ſei. — Der Prozeß 
des ehemaligen Kriegsminiſters Cubières, Pair von Frankreich, angeklagt 
von Parmentier, von ihm Aktien erpreßt zu haben, um damit die „in babe 
gierigen, beſtechlichen“ Händen befindliche Regierung resp. den Miniſter 
Teſte zur Ertheilung der Konzeſſion zur Ausbeutung der Salzgruben von 
Gouhenans zu vermögen, die Aktien aber für ſich ſelbſt behalten zu haben, 
ſcheint ſo ſkandalöſe Details aufzudecken, daß der Pairshof wahrſcheinlich 
die ganze Prozedur wird fallen laſſen. — Einen Vorſchlag des Hrn. Be⸗ 
ville, daß Staatsbeamte nur bei den Geſchworenen ſollten Diffamations⸗ 
prozeſſe anbringen können, iſt von allen Büreaux der Kammer verworfen 
und kommt alſo gar nicht zur Berathung. Natürlich ſind die Herren da⸗ 
durch vor den Enthüllungen der Preſſe viel geſicherter; die Jury würde 
oft von der Richtigkeit der Anklagen gegen Beamte durch die Prozeſſe mo⸗ 
raliſch überzeugt ſein, wenn ſich auch vielleicht das Faktum für den rechts⸗ 
gelehrten Richter nicht juridiſch ſicher beweiſen läßt. 

England. Das Miniſterium hatte bei der iriſchen Armenunter⸗ 
ſtützungsbill einige Niederlagen im Oberhauſe erlitten. Die Grundariſto⸗ 
kratie, namentlich Lord Monteagle, hatte die Majorität vermocht, einige 
Klauſeln der Bill, welche ihr gar läſtig waren, namentlich die Verſorgung 
der Armen außerhalb des Arbeitshauſes, fallen zu laſſen oder zu modifi⸗ 
ziren. Die „Times, donnerte heftig gegen die Engherzigkeit der Grund⸗ 
beſitzer; die Stadtbehörden von Liverpool drohten, 20,000 von ihren 80,000 
iriſchen Armen zur Demonſtration gegen die herzloſen Gutsbeſitzer nach 
London zu ſenden; das Kabinet ſtellte eine Auflöſung des Parlaments in 
Ausſicht. Da beſann ſich das Oberhaus, nahm ſeine beiden Vota zurück 
und die Bill wurde zum drittenmal verleſen. Ob ſie an der Noth des 
grünen Erin etwas Erhebliches ändern wird, ſteht ſehr dahin. Wie groß 
das Elend dort iſt, möge man daraus entnehmen, daß die Dampfſäge⸗ 
mühle zu Cork ſeit 8 Monat mit 20 Sägen nicht hat Bretter genug lies 
fern können für Särge, hölzerne Hängematten für Auswanderer und pro⸗ 
viſoriſche Spitäler! ; , 

Aber auch in England fteigt die Noth und mindert ſich die Arbeit. 
In Taunton, Exeter, Walebridge und Callington fanden erhebliche Korn⸗ 
tumulte ſtatt. Der Geiſt, der die Arbeiter beſeelt, geht deutlich aus den 
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Verhandlungen eines Meetings zu Mancheſter hervor, welches die Freetra⸗ 
ders berufen hatten, um eine Petition um Nichtwiedereinführung der Korn⸗ 
geſetze zu beſchließen. Die Arbeiter, die von ihren Führern gleich in Maſſe 
zu dem Meeting hinbeſchieden waren, ſagten ihnen derb die Wahrheit über 
ihre trügeriſchen Verſprechungen von hohem Lohne und wohlfeilem Brode 
und nahmen folgenden Beſchluß als Ausdruck der Meinung des Meetings 
an: „Es gibt keine Sicherheit für die Arbeiter, bis Geſetze da ſind, 
welche die heimiſche Induſtrie gegen den Geiz und die Launen fremder 
Kaufleute nicht bloß, ſondern haubtſächlich gegen die grauſame Ungerechtig⸗ 
keit der heimiſchen Wucherer, Aufkäufer und Monopoliſten ſichern.“ Eine 
Elfſtundenbill würde heute Niemanden mehr genügen. Man fürchtet einen 
allgemeinen Strike der Bergleute in Falmouth, dem gewiß noch viele an⸗ 
dere folgen werden. — 

O'Connell iſt zu Genua geſtorben zur rechten Zeit für feinen Ruhm. 
Dieſen wollen wir ihm nicht ſchmälern; nur ein außerorbentlicher, großer 
Mann konnte eine ſolche Macht über ein ganzes Volk ausüben, wie dieſer 
König Dan von Volkes Gnaden. Er hat ſeinem grünen Vaterlande die 
religibſe Freiheit und ein gut Stück der politiſchen erkämpft mit unermüd⸗ 
licher Ausdauer und Hingebung. Deſſen möge fi Irland dankbar erin- 
nern. Die Lücke, welche O'Connell's Tod in den Reihen der Kämpfer 
der Gegenwart macht, wird nicht ſehr fühlbar fein. Aber es war jeden⸗ 
falls der größte politiſche Agitator, den unſer Zeitalter geſehen hat. — 

Spanien und Portugal. Triſtany if erſchoſſen, Ros d'Eroles 
gefallen und damit hat der Karliſtenaufſtand in Katalonien ein Ende. 
Sonſt iſt Alles bei'm Alten. Die Königin will um jeden Preis vom Kö⸗ 
nige geſchieden ſein; und da dieſer von den Moderados gehalten wird, ſo 
hat ſie ſich den Progreſſiſten in die Arme geworfen und wahrſcheinlich jetzt 
ſchon Hrn. Olozaga mit der Bildung eines Kabinets beauftragt. — 

In Portugal wollen England, Frankreich und Spanien interveniren, 
wenn die ſiegreiche Inſurrektion nicht die von den 3 Mächten diktirten 
vermittelnden Bedingungen der Königin annehmen. — 

Italien. Sardinien und Toskana ſollen berathende Stände einfüh⸗ 
ren wollen, hoffentlich nicht in ganz ſo verjüngtem Maaßſtabe, als Rom. 
Hier verlangte neulich der öſterreichiſche Geſandte ſeine Päſſe, wenn nicht 
die ſchon ausgegebene Beilage des „Contemporano,“ welche die Reden Orio⸗ 
li's und Apoli's bei einem Nationalbankett enthielt, Tonfiszirt würde. 
Alsbald rannten Schaaren von Gensdarmen von Café zu Café, um den 
erſchrockenen Leſern die verfehmten Blätter aus der Hand zu reißen. 

Griechenland. Kolettis hat die Kammer aufgelöſ't, als die Ver⸗ 
pachtung der Steuern, dieſe Handhabe alles Ausſaugens, welche die Op⸗ 
poſition verlangte, nur mit 1 Stimme Majorität abgelehnt wurde. Er 
iſt noch der beſte und fähigſte der griechiſchen Staatsmänner, obgleich ihn 
Palmerſton im Parlament öffentlich der Beſtechlichkeit und des Unterſchleifs 
beſchuldigte; er wird ſich halten trotz der engliſchen Intriguen. Die Dif⸗ 
ferenz mit der Pforte iſt eher größer, als geringer geworden. In den 
Städten mit gemiſchter Bevölkerung mißhandeln ſich Griechen unb Türken 
gegenſeitig; griechiſche Privaten lauern im Archipel den türkiſchen Schiffen 
auf. Die Türken ſammeln Truppen an der Gränze, heben neue aus, ent⸗ 
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laſſen aber die ausgedienten nicht, weil das Wetter gar zu ſchlecht 
ſei. Wer hätte die ernſthaften Türken ſolcher Schalkheit fähig gehalten? 

Oeſterreich. Auch hier iſt ein großer Mann der Vergangenheit 
geſtorben, der Erzherzog Karl, Napoleons größter Gegner. Außerdem 
hallen aber auch in Oeſterreich die Rufe des Hungers wieder. Namentlich 
in Böhmen brachen Unruhen aus. Schon früher hatten ſich die Bauern 
an der ſächſiſchen Gränze zuſammengeſchaart, um die Kornausfuhr nach 
Sachſen zu verhindern, und ließen keinen Kornwagen paſſiren. Nachher 
kam es in Eger, Leitmeritz zu ernſtlichen Tumulten; in Leitmeritz ſchnitt 
man einem Kornſpekulanten beide Ohren ab. So ſind alſo die abſolute⸗ 
ſten, wie die liberalſten Staaten die Schauplätze der Hungeremeuten gewe⸗ 
ſen; in dieſer Beziehung haben ſich beide Nichts vorzuwerfen. — 

Schleswig⸗Holſtein. Da die Ritterſchaft, wie ich im vorigen 
Hefte meldete, auf ihre Eingabe an den König keinen Beſcheid erhielt, 
deſſen aber bedarf, wenn ſie an den deutſchen Bund gehen will, ſo hat ſie 
nochmals an den König geſchrieben: „An der Form ihrer Eingabe liege 
ihr Nichts; wenn der König ſich dadurch verletzt fühle, ſo wolle ſie dieſe 
gern abändern. Nur an dem Inhalte müſſe ſie feſthalten und bitte dar⸗ 
auf beſchieden zu werden.“ Schwerlich! 

Amerika. Die Arbeiter von Louisville haben 1000 Dollars zur 
Unterſtützung der Armen in Deutſchland geſammelt und ſie ihrem Konſul 
in Bremen zur Beförderung überwieſen. Davon ſollen nach ihrem Wun⸗ 
ſche 200 Dollars in Schleſien, 200 in Weſtphalen, 200 im Schwarz⸗ 
wald vertheilt werden. So entſchieden wir uns gegen den Unſinn aus⸗ 
ſprachen, aus unſerer armen Gegend den reichen Engländern die ſchuldige 
Unterſtützung der hungernden Irländer durch Geldſendungen zu erleichtern 
und dieſes dadurch unſeren Armen zu entziehen, ebenſo entſchieden erken⸗ 
nen wir dieſe Handlung der amerikaniſchen Arbeiter dankbar an, weil dort 
ſolche Hinderungsgründe nicht vorliegen. — 


Rheda, den 3. Juni 1847. L. 


— 


Erklärung. 


Vor etwa 2 Monaten erklärte Herr Karl Marx in der „Trierſchen 
Zeitung,“ er werde einen gegen Karl Grüns „Soziale Bewegung in Bel⸗ 
gien und Frankreich“ gerichteten Artikel dem „Weſtphäliſchen Dampfbvot“ 
zur Veröffentlichung überſenden. Ohne uns darüber ausſprechen zu mole 
len, ob wir den fraglichen Artikel hätten veröffentlichen können oder wollen, 
fühlen wir uns doch zu der Erklärung gedrungen, daß wir bis jetzt Nichts 
von dieſem Artikel geſehen haben, damit die Leſer nicht uns die Schuld 
dieſer Nichtveröffentlichung beimeſſen. Vielleicht hat Hr. Marx ſeinen 
Plan geändert und den Artikel einem anderen Blatte übergeben. Wir 
hätten wohl erwarten dürfen, daß er das ebenfalls irgendwo erklärte, da 
er unſer Blatt einmal mit dieſem Artikel in Verbindung gebracht hatte. 


Rheda, den 3. Juni 1847. Dr. Otto Lüning. 
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